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Ff B 9 191? 



Seinem hochgeachteten Lehrer und väterlichen Freunde 



Herrn Professor Dr. C. G. KÖNIG 



D. Z« DEKAN DER JURISTISCHEN FAKULTÄT DER HOCHSCHULE BERN 



widmet diese Schrift in ehrerbietiger Dankbarkeit 



DER VERFASSER. 



EINLEITUNG. 

Summarische Uebersicht der Quellen des bernischen 

Stadtrechts. 



I. Die Zeit von der Gründung der Stadt bis zur ersten Gerichtssatzung. (1191— 1539.) 

Die älteste Quelle des bernischen Stadtrechts ist die sog. Handyeste (aurea buüaj, 
welche nach ihren eigenen Worten von Kaiser Friedrich 11. im Jahre 1218 als Freiheitsbrief 
ertheilt wurde, wodurch Bern den Charakter einer freien Reichsstadt erhielt. Nach neuem 
Schriftstellern jedoch ist diese Annahme bezüglich des Datums unrichtig und soll die 
Urkunde unter der Regierung Kaiser Rudolfs L ungefähr um das Jahi* 1275 errichtet 
worden sein, für welche Behauptung indessen irgend ein überzeugender Beweis nicht 
vorHegt. Neben dem Umstände, dass dieser Freiheitsbrief für die Stadt Bern als die 
Grundlage des öffentlichen Rechts betrachtet werden kann, trägt er zugleich den Charakter 
eines für die damalige Zeit ziemlich vollständigen Civilgesetzbuchs. Nach Inhalt und Form 
ist die Handveste von Bern dem Stiftungsbriefe von Freiburg im Breisgau vom J. 1120 
nachgebildet, welcher seinerseits sich an das uralte, für uns nur aus Fragmenten bekannte 
Stadtrecht von Köln anschliesst. 

Besonders wichtig für die Vergleichung der Rechte von Bern und Freiburg sind 
noch die von Graupp sogenannten Stadtrödel der letztern Stadt. Es sind dieselben eme 
im Anfange des 13. Jahrhunderts durch den Stadtmagistrat von Freiburg veranstaltete 
Sammlung von Rechtsnormen verschiedenen Inhalts, welche namentlich ihres Reichthums 
an civilrechtlichen Bestimmungen wegen als eine Ergänzung des alten, in dieser Beziehung 
oft lückenhaften Stiftimgsbriefes betrachtet werden können. Neben diesen im Eingange 
imserer Arbeit angeführten Stadtrechten, welche auf die Entstehung der Bestimmungen der 
Bemer-Handveste einen mehr oder weniger grossen Einfluss geübt haben, werden wir mit 
Bezug auf die von Graupp sogenannte Freiburgische Städtefamilie genöthigt sein, auch 
diejenigen Freiheitsbriefe anderer 'Städte zu betrachten, welche gleichzeitig oder auch ncich 
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der bernischen Handveste entstanden sind. Die letztem haben zwar meist keinen direkten 
Einfluss auf die bemische Gtesetzgebung ausgeübt, wohl aber sehr oft, wie auch das Recht 
des platten Landes als wesentlicher Faktor auf die theoretische Beurtheilung rechtücher 
Verhältnisse wie auf die Gerichtspraxis eingewirkt. Obgleich wir später auf die einzelnen 
dieser Handvesten bezüglich ihrer Bestimmungen über die Lehre von der Verjährung näher 
eintreten werden, mag doch schon hier eine einfache Aufeählung der wichtigsten unter 
denselben am Platze sein. Es kommen nämlich vorzüglich folgende für unsera Gegenstand 
in Betracht: 

1) Die Handveste von Freiburg i. 0. von 28. Juni 1219. 

2) Die Handveste von Thun von 1264 und die gleichlautende von 1316. 

3) Die Handveste von Aarberg von 1271. 

4) Die Handveste von Erlach zwischen 1263—1274. 

5) Die Handveste von Büren oder Byrrhon an der Aar von 1288. 

6) Die Handveste von Burgdorf von 1316. 

7) Der Stadtrodel von Murten aus dem 13. Jahrhundert. 

Nachdem die Handveste theils das bestehende Recht gesammelt, theils neuere 
Bestinmiungen getroffen hatte, fand nun im Anschluss an dieselbe die Fortbildung der 
gegebenen Rechtsnormen in den durch den Stadtmagistrat von Bern unter dem Namen 
Satzimgenbuch erlassenen Gesetze (Satzungen) statt. Diese Satzungenbücher umfassen den 
2ieitraimi von der Handveste bis zur ersten Gerichtssatzung von 1539 imd enthalten neben 
den weiter ausgebildeten Grandsätzen des Rechtes der Handveste auch noch neue selbst- 
ständige Rechtsnormen, wozu auch das immer häufigere Auftreten der unter dem Namen 
« Lamparten > oder « Lamparter > bekannten lombardischen Handelsleute vieles beigetragen 
hat. Die älteste Satzung fällt in das Jahr 1283, die jüngste datirt von 1520; in einer der 
Sammlungen finden sich sogar von späterer Hand Nachträge bis in das Jahr 1538. 

Während nun die Handveste sowie die Satzungenbücher die unmittelbare Gesetz- 
gebung in ursprüngUcher Gestalt, deren Weiterbildung bis zum Erlasse der später folgenden 
ersten Gerichtssatzung vor die Augen führt, so fällt ebenfalls in diese älteste Periode der 
Beginn der wichtigsten Quellen für die Interpretation des gegebenen Rechts. Es sind dies 
die sog. Spmchbücher, d. h. die Gerichtsprotokolle der bemischen Stadtgerichte. Sie 
beginnen mit dem Jahre 1411, zur Zeit als Rudolf Hofineister Schultheiss von Bern war, 
und laufen unimterbrochen bis zur französischen Invasion (1798) d. h. dem Untergange 
des altbemischen Staates. 
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II. Die Zeit von der ersten bis zur zweiten Gerichtssatzung. (1539—1615.) 

Der Aufschwung, welchen die Rechtswissenschaft im 15. und 16. Jahrhundert im 
westlichen Europa genommen hat, konnte auch auf die bemischen Zustande nicht ohne 
Einfluss bleiben. Die germanischen Rechtsgrundsätze der Handveste und der Satzimgen- 
bücher waren aber zu sehr aus dem praktischen Leben geschöpft und deshalb im Volks- 
bewusstsein eingewurzelt, um binnen kurzer Zeit (wie in Deutschland) der einseitigen 
Reception eines fremden Rechtes weichen zu können, und eine neue Gesetzgebung war 
daher weniger darauf angewiesen, neues Recht zu bringen, als viehnehr den vorhandenen 
vielfach imgeordneten Stoff der genannten Rechtsbücher einer genauen Sichtung oder Aus- 
scheidung obsolet gewordener Rechtsnormen zu unterwerfen. Immerhin mögen in dieser 
Beziehung die in die nämliche Zeit fallenden deutschen Gesetzbücher, wie die Reichskam- 
mergerichtsordnung von 1492, die Reichsnotariatsordnung von 1512 u. s. w., nicht ohne 
Einfluss geblieben sein. Der Rath von Bern fand sich daher 1538 veranlasst, den Stadt- 
schreiber Hans von Rütte mit der Revision des bisherigen Rechts und der Sammlung 
desselben zu einem neuen Gesetzbuche zu beauftragen. Dasselbe erschien denn auch als 
ofBcielles Manuscript am Ostermontag 1539 unter dem Titel: «Der hochlöblichen und 
gewaltigen Stadt Bern alte und neue Satzungen. » An der Spitze des neuen Gesetzbuchs 
steht die Handveste der Stadt in deutscher Uebersetzung. Diese Stadtsatzung wurde später 
zu verschiedenen Zeiten revidirt resp. mit Ergänzungen versehen, wie dies insbesondere bei 
der im Jahre 1543 erschienenen Ausgabe ersichtlich ist. Wesentliche Neuerungen des 
materiellen Rechts brachte dieses Werk nicht. Wichtig ist aber, dass in dieser Stadtsatzung 
neben dem vorhandenen geschriebenen Rechte eine grosse Sorgfalt auf die Reception 
bekannter gewohnheitsrechtlicher Normen und die genaue Formulirung derselben zu ge- 
schriebenem Rechte verwandt wurde. Auch mit Bezug" auf die Lehre von der Verjährung 
(siehe weiter imten) steht die Gerichtssatzung noch auf germanischem Boden und zeichnet 
sich nur dadurch aus, dass die bisher auf dem Lande übliche Frist von 10 Jahren nun 
auch als für die Stadt geltend anerkannt wird. 

Von den übrigen Rechtsquellen der Hauptstadt, welche in diese Periode (1539—1614) 
fallen, gehören z. B. das sogenannte Rothe Buch, verschiedene Chor- oder Ehegerichtssatzun- 
gen, Predigerordnung u. s. w. grösstentheils dem öffentlichen Rechte an und fallen daher 
ausser den Bereich dieser Arbeit. Andere Gesetze sind zwar wesentlich civilrechtlichen oder 
prozessualischen Inhalts, wie die Verordnungen über Zins- und Rentenkauf, Geltstagsord- 
nungen u. s. w., haben aber dessenungeachtet für die vorliegende Frage der Veijährung 
gar keine oder nur eine äusserst geringe Bedeutung. 
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IN. Die Ztit vm der zweiten bis zor dritten fieriehtssatzung. (I6IS— 1761.) 

Von viel grösserer Bedeutung als die soeben behandelte Gericbtssatzung war die 
am Ostermontag 1614 promulgirte und 1615 gedruckte neuere Gerichtesatzung. Die Autor- 
schaft dieses Gesetzbuchs wurde früher allgemein einem Dr. Steck aus Basel zugeschrieben ; 
nach der Ansicht neuerer Schriftsteller jedoch, so insbesondere der Herren Prof. Dr. Schnell 
in Basel und Staateschreiber von Stürler in Bern, fand die Redaktion derselben durch eine 
Rathskommission statt, wovon als das hiefür thätigste Mitglied ein Rathsherr David Fel- 
lenberg im Rathsmanuale genannt wird. Ohne die Existenz fraglicher Kommission und 
die Thätigkeit des Rathsherm Fellenberg in Abrede stellen zu wollen, so scheint uns durch 
dieses blosse Faktum die frühere Meinung nicht widerlegt zu sein. Vor dem Erlasse jedes 
bedeutenden Gesetzes wurde und wird heute noch der bezügliche Entwurf von einer 
vorberathenden Eonmiission unter gewöhnlich ungleicher Bethätigung der einzelnen Mit- 
glieder geprüft und fai mannigfacher Weise amendirt. Gleichwohl ist die eigentlich redak- 
tionelle Arbeit in der Thätigkeit einer besonders hiezu beauftragten Persönlichkeit concentrirt, 
wie dies z. B. auch bei unserem neuesten bernischen Civilgesetzbuch der Fall war. Hier 
war der eigentliche Redaktor der verstorbene Prof. Dr. Samuel Schnell, bei der Gerichte- 
satzung von 1615 galt als solcher sowohl bei seinen Zeitgenossen als noch im 18. Jahr- 
hundert bei Walther in seiner (Jeschichte des bernischen Stadtrechte der vorgenannte 
Dr. Steck aus Basel. 

Dieses Gesetzbuch, abweichend von allen frühem, zeigt schon in seiner Anlage 
und Eintheilung den Einfluss der Schule der Romanisten. Der erste Theil enthält das 
Familien- und Vertragsrecht, sowie die Lehre von StrafT der Fräfflen, wobei eine scharfe 
Unterscheidung von civiler und krimineller Bestrafung nicht bemerkbar ist. 

Der zweite Theil behandelt Besitz und dingliche Rechte, zu welchen auch das 
Erbrecht gezählt wird. 

Der dritte Theil endlich enthält die Lehre vom gerichtlichen Verilahren im ordent- 
lichen Prozesse und das Eonkursrecht. 

Neben der Eintheilung des Stoffes ist der Einfluss des römischen Rechte in der 
Ausbildung verschiedener wichtiger Disciplinen sehr bedeutend wie im Erbrecht und ehe- 
lichen Güterrecht, oder aber geradezu allein massgebend wie in der Lehre von Besitz und 
Verjährung. Die römischen Grundsätze dieser Gesetzgebung, obwohl der letztem eine für 
die damalige Zeit sehr sorgfältige Redaktion zu Theil wiu'de, schienen dennoch für den 
damaligen Bildungszustand der Laien in der Jurisprudenz wie sogar einiger bedeutender 
Juristen, wie Walther und Lerber, zu subtil und den Gewohnheiten wie dem Herkonunen 
zu wenig enteprechend. Das Bedürfiiiss, wieder zu den mehr germanischen Grundsätzen des 
altem Rechte zurückzukehren, machte sich um so mehr geltend, als auch in Deutschland das 
Studium für die vaterländische Rechtsgeschichte durch Hermann Conring in die Wissenschaft 



— 7 - 

wieder eingeführt neben dem C.J.C. seinen Einfluss in Greset^ebung und Gerichtspraxis 
in steter Steigung gegenüber dem Sinken des gemeinen römischen Rechts zur Geltung 
brachte. Nachdem bereits in den Jahren 1672 und 1682 vom täglichen Rathe an bezügliche 
Kommissionen ein Auftrag zur Revision der bestehenden Satzungen ertheilt, dieser aber 
wie es scheint erfolglos geblieben war, wurde im Jahre 1744 das Werk der Gesetzesrevision 
durch eme neue Kommission mit Nachdruck an die Hand genommen und im Jahre 1760 
durch den bestellten Redaktor, Professor Sigmund Ludwig Lerber, zu Ende gebracht. Diese 
Gerichtssatzung, welche dann 1761 die obrigkeitliche Sanktion erhielt, zeichnet sich neben 
dem erwähnten Umstände einer grossem Berücksichtigung des germanischen Elementes als 
dies bei derjenigen von 1614 der Fall war, insbesondere vor allen frühem Gesetzgebungen 
dadurch aus, dass sie nicht allein für die Stadt Bem und deren nächste Umgebung, sondem 
für das ganze bemische Staatsgebiet deutscher Zunge, freilich mit salvatorischer Clausel für 
die bestehenden Statutarrechte, als massgebendes Gesetzbuch in Kraft erklärt wurde. 

Nachdem nun in diesem einleitenden Theile der Arbeit so kurz als möglich eine 
Uebersicht der sachlichen Entwicklung des bemischen Givilrechts bis zum Sturze des alten 
Bem durch die französische Invasion gegeben wurde, werden die folgenden Abschnitte 
die Behandlung der Hauptaufgabe dieser Schrift, nämlich die Darlegung des Zustandes der 
Lehre von der Veijährung in den angegebenen Perioden von der Handveste bis zur Publi- 
kation der letzten Gerichtssatzung enthalten. Der Grund, wesshalb wir die Zeit von 1761 
bis zum gegenwärtigen Civilgesetzbuche von der Behandlung ausschliessen, liegt darin, dass 
für diese Periode unseres Givilrechts in historischer und dogmatischer Beziehung bereits 
eine eigene ausführliche Litteratur vorhanden ist, und dieselbe überdies in den Vorlesungen 
über vaterländisches Recht einer lunfassenden und detaillirten Berücksichtigung sich erfreut 



GAP. I. 
Das Recht der Handveste. 



A« Das Recht der Stadt Freiburg. 

Was zuerst den weiter oben genannten Stiftungsbrief dieser Stadt betrifft, so 
enthält derselbe merkwürdiger Weise keinerlei Bestimmungen über die vorliegende Materie, 
indem wahrscheinlich bezügUch dieses Theiles des Givilrechts die Bestimmungen der übrigen^ 
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deutschen Rechtsbücher, insbesondere der sog. Spiegel, als genügend betrachtet wurden, 
deren Abfassung ebenfalls in diese Zeitperiode fällt. Anders in den von Gaupp sogenannten 
Stadtrödeln im Anfange des 13. Jahrhunderts. Obwohl unvollständigen Inhalts, enthalten 
diese Urkunden doch in zwei Artikeln einige Spezialbestimmungen über die Wichtigkeit 
des Zeitablaufes von Jahr und Tag, welche durch ihren speziellen Inhalt unsere Meinung 
dahin zu bestätigen scheinen, dass die Verjährung von Jahr und Tag im Prinzip dort längst 
gegolten habe und hier nur auf zwei ganz besondere Fälle angewandt woi-den sei. Die in 
Frage kommenden Stellen sind die Artikel 24 und 52 des Stadtrodels. Der erstere (Art. 24) 
beschäftigt sich mit der Verjährung der Ansprachen auf eine verfallene Erbschaft imd 
bestinmit, dass, wenn nach dem Tode des ohne gesetzUche Erben verstorbenen Erblassers 
kein rechtmässiger Anspruch auf dieselbe gemacht werde, das Vermögen in drei Theile 
zerfallen, davon der eine der Kirche, der zweite dem Schirmherm zukommen, der dritte 
aber zur Befestigung der Stadt verwendet werden solle. 

Art. 24. Quicunque carens berede legitimo friburc moritur, omnia sua bona XXUII consules 
diem et annum in sua tenebunt potestate, si infra tempus hoc aliquis cum te?timonio 
venerit idoneo quicquid defunctus reliquit vivus heres plenarie possidebit. Si autem 
nuUus heredum suorum venerit, una pars pro remedio anime sue, altera domino, terlia 
dabitur ad munitionem civitatis. 

Der zweite dieser Artikel (52) bezieht sich auf die Ersitzung der Freiheit durch 
Niederlassung in der Stadt und bestimmt, dass wer Jahr und Tag ohne Widerspruch in 
der Stadt gesessen sei, sich fortan des sichern Besitzes der Freiheit freuen möge. 

Art. 68. Quicunque in hac civitate diem et annum nullo reclamante permanserit, secura de 
cetero gaudebit übertäte. 



B. Die Handveste der Stadt Bern. 

(Ausgabe von Hm. Prof. Dr. König, Ztschr. N. F. I.) 

Die Kürze und Unvollständigkeit der Bestimmungen über Verjährung im Rechte 
von Preiburg hat nun in der spätem Handveste von Bern (Art. 13, 22, 51) emer weit 
eingehenderen und genaueren Behandlung dieser Frage Platz gemacht. Insbesondere imter- 
scheidet sich diese Urkunde von der vorbeigehenden durch den Art. 22, welcher die im 
fireibuiflischen Rechte fehlenden (Grundsätze über die Ersitzung der Gewere an Lehen und 
Eigen in selbstständiger Gestaltung enthält. Dieser Artikel bestimmt nämUch, dass jedes 
Gut, Eigen oder anderes, welches ein Burger Jahr und Tag in ruhigem Besitze gehabt 
habe, ihm derart angehöre, dass er nachher Niemanden mehr darum Antwort zu geben 
schuldig sei, es könne denn dieser beweisen, dass er innerhalb dieser Zeit ausser Landes 
gewesen sei. Wer einen Burger nach Jahr und Tag in seinem Besitze an Eigen, Lehen, 
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Pfand oder anderen Gütern ohne Recht störte, sollte ihm 10 Pfund zu entrichten schuldig 
sein. Walther in seinem Commentar der Handveste (Versuch u. s. w.) scheint noch der 
Ansicht zu sein, dass durch die Verjährung von Jahr und Tag ein wirkliches Eigenthum 
(dominium) habe entstehen können, welcher Begriff aber dem damaligen germanischen 
Rechte in Wirklichkeit fremd war. Vielmehr wurde zu dieser Zeit der Begriff des Eigen- 
thums, wie er in den römischen Quellen vorhanden war, im deutschen Rechte durch das Institut 
der Gewere, d. h. einen mehr oder weniger geschützten Besitz vertreten. Der höchste Grad 
eines wirklich eigenthiunsähnlichen Schutzes genoss die sogenannte rechte Gewere, d. h, ein 
Besitzstand, der entweder auf Erbgang, oder Investitur, oder ruhige Innehabung (hebbende 
Gewere) während Jahr und Tag sich stützte. Diese drei Erwerbgründe waren wiederum 
qualitativ unter sich verschieden, indem der Erwerb durch Erbgang den Vorrang vor beiden 
anderen hatte, diese aber unter sich gleichstanden. Was die Objekte anbetraf, so hatte 
z. B. die Eigengewere den Vorzug vor der Lehensgewere (aUodiia et feodis). Schon der 
ruhige Besitz an und für sich begründete nänüich ein Recht der Abwehr gegen Störungen 
durch Dritte und verwandelte sich dxu^ch den Ablauf von Jahr, und Tag in rechte Gewere. 
SelbstverständUch konnten mehrere dieser Gründe cumulirt vorkonamen, insbesondere der 
erste und zweite mit dem dritten; bei einer Veräusserung von Liegenschaften an dritte 
Personen, wo diese möglich war, ging der Regel nach dem Besitze die Investitur voraus; 
allein auch die ungestörte Imiehabung an und für sich gab dem Besitzer schon einen 
gewissen Schutz. Es konnte nänüich die Entwerungsklage gegen den Inhaber eines 
Grundstücks nur von denyenigen angestellt werden, welcher selbst eine rechte Gewere an 
der ImmobiUe gehabt, d. h. dieselbe auf dem Wege des Erbgangs, der Auflassung oder 
der Ersitzung von Jahr und Tag erworben hatte. Der Wortlaut des vorli^enden Textes 
hat nun den Sinn, dass selbst für einen also l^timirten Kläger die Entwerungsklage dann 
wirkungslos war, wenn der Beklagte seine Innehabung ohne Widerspruch durch den Ablauf 
von Jahr und Tag in eine rechte Gewere verwandelt hatte. Denn in Uebereinstimmimg 
mit dem sächsischen Rechte, Sachsenspiegel 11. 42. § 2, gibt (wie oben bemerkt) auch in der 
bemischen Handveste der ruhige Besitz von Jahr und Tag dem Besitzer ein selbstständiges, 
d. h. auf diese Thatsache allein als Rechtsgrund sich stützendes Vertheidigungsrecht. Die 
ruhige Innehabung von Jahr und Tag schloss aber nicht allein die Klage wegen Spolium, 
Entwerungsklage, aus, sondern sie gab dem Besitzer neben dem Rechte der Vertheidigung 
auch ein selbstständiges Klagrecht gegen Dritte, und die Fähigkeit zu Gunsten Dritter 
dingliche Rechte an seinen Gütern zu konstituiren, mithin die Sache als Pfand oder zu 
Lehen zu geben oder mit Nutzungsgerechtigkeiten irgend einer Art zu belasten. Die strenge 
Scheidung des römischen Rechts zwischen Exstinctiv- und Acquisitiwerjährung ist hier 
unanwendbar, vielmehr finden sich die Merkmale beider Arten in der Verjährung von 
Jahr und Tag. 

Leuenberger in seinen Studien zur bemischen Rechtsgeschichte bringt die Verjährung 
m einen eigenthümlichen Zusammenhang mit der Auflassung des Besitzes. Die Unrichtigkeit 
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dieser Anschauungsweise ergibt sich einmal aus dem Texte des Art. 22, wo nur gesagt ist, 
dass nach Ablauf von Jahr und Tag der Besitzer dem Ansprecher nicht mehr zu antworten 
schuldig sei, es beweise denn dieser seine Abwesenheit. Unter dem Zeiträume, für welchen 
die Abwesenheit zu beweisen ist, kann allein das Jahr von der Erwerbung an gerechnet 
gemeint sein; über die Art der Erwerbung sagt der Artikel kein Wort. 

Femer ergibt sich die Unrichtigkeit dieser Auffassung daraus, dass zwar in dem von 
Leuenberger citirten Art. 11 allerdings gesagt ist, es müsse der Widerspruch bei der Investitur 
von den Anwesenden sofort erklärt werden, ansonst postmodum derselbe unzulässig sei, 
diess aber nur sagen will, dass im Falle der Gegenwart nach Vornahme des Investituractes jeder 
Widerspruch überhaupt unzulässig gewesen sei. Der Abwesende also wird durch diese 
spezielle Bestinmiimg nicht getroffen imd fällt einfach unter das allgemeine Recht Er 
kann demnach den Investirten inner Jahresfrist angreifen, allein dieser Angriff steht in keinem 
Zusammenhange mit dem Rechtsgnmcl4) der Erwerbimg auf Seiten des Investirten, mag 
derselbe nun wirklich in der Auflassung oder aber in einfacher bisher ungestörter Inne- 
habung oder in Erbgang bestehen. 

Was nun die verschiedenen Ari«n von Gutem betrifft, welche der Verjähmi^ 
unterworfen sind, so spricht die Handveste von allodiis, fcodi^, pignorihus et aliis bonis, 
welche ein Burger während Jahr und Tag in mhigem Besitze hat. Aus dieser Art des 
Ausdrucks ergibt sich, dass die damalige Zeit ao besitzbaren Gütern keine Ausnahme von 
der Verjährbarkeit kannte und eine Unterscheidung von Immobilien und Mobilien bezüglich 
der Zeit ebenfalls nicht vorkam. Es ist daher nach der Aligememheit des Ausdmcks die 
einjährige Frist wohl auch auf den Quasibesitz von bürgerlichen und kirchlichen Nutzungs- 
gerechtigkeiten auszudehnen, indem der Begriff der Nutzungsgewere dem germanischen 
Rechte durchaus nicht fremd, sondern von ältester Zeit her bekannt war. Was den Aus- 
dmck: terra et patria betrifft, so ist der Unterschied beider Worte nicht ganz klar, da 
in der Handveste überhaupt mu^ von dem eigentlichen Stadtgebiete die Rede ist. Terra 
mag wohl mehr das geographische, patria das politische Moment in's Auge fassen. 

Art. 22. Omnia bona in aUodiis et alliis rebus que burgensis diem et annum in quieta habuerii 
possessione de hiis non tenetur postmodum aliter alicui respondere nisi is qui eum im- 
petierit probare possit se in terra et patria non fuisse. Et quicunque burgensem in 
aUodiis, feodis, pignoribus et aliis bonis que diem et annum in quieta habuerit posses- 
sione, injuste gravaverit, tenetur ei decem libras emendare. 

Während der soeben behandelte Art. 22 in dem freiburgischen Stadtrodel keinen 
Vorgänger hat, so ist dies nun wohl bei den übrigen Artikeln der bemischen Handveste 
über Verjähnmg der Fall. Sowohl der Art. 13 als Art. 51 der Handveste sind ihrem 
Inhalte nach den bezüglichen Bestimmungen des freiburgischen Stadtrodels nachgobildet, 
welch letzteren wir daher an dieser Stelle nochmals und zwar im Zusammenhange mit 
dem benUscben Rechte zu betrachten haben. 
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Art. 18. Si autem fuerit servus alicujus et dominum negaverit, tenetor eum dominus infra 
aniium Vn propinquis consanguineis ejus convincere servum suum esse : alioquin si die 
et anno elapso non fuerit comprobatus über in urbe remanebit et de cetero non tenetur 
ei vel alicui respondere. Si vero coufessus fuerit dominum: aut infra annum deducet 
eum: aut in urbe liberum relinquet Quod si infra annum non fuerit eductus. Elapso 
anno de cetero über remanebit. 

Der vorliegende Artikel 13 steht wie gesagt in engem Zusammenhange mit dem 
Art. 52 des freiburgischen Stadtrodels einerseits und des Art 12 der bemischen Handveste 
anderseits. Der Art. 12 bestimmt nämlich, dass jeder, der nach Bern konomen wolle, sich 
dort frei niederlassen und in der Stadt verbleiben könne. Den Städten Bern und Freiburg 
war somit das wichtige Privilegium ertheilt, dass ihre Luft frei macMe^ im Gegensaiz zu 
anderen Bezirken, wo nach germanischem Rechte die Niederlassung die Stditüsverminderung 
der Eigenschaft nach sich zog. Um jedoch sowohl dem eigenen Mann als dem Leibherm 
nach damaligen Begriffen gerecht zu werden, bedurfte das bernische und freibui^sche Vorrecht 
einer auf die Grundsätze der Billigkeit sich gründenden Beschränkimg. Deshalb gibt der 
Art. 13 dem Leibherm ein Vindicationsrecht während der Frist von Jahr und Tag vom 
Eintritt des eigenen Mannes in die Stadt an gerechnet. Der Eigenthumsbeweis muss von 
Seiten des Herrn mit sieben Eideshelfera geleistet werden, welche sämmtlich entweder 
Vater- oder Muttermagen des Leibeigenen sein müssen. Dass die Unterscheidung, welche 
Walther nach Analogie des Schwabenspiegels bezüglich der Beweisfühmng macht, wenn 
einer oder mehrere Vindicanten auftreten, auch für die Handveste gegolten habe, ist ims 
weder aus dem Texte derselben noch aus demjenigen des freiburgischen Stadtrodels 
ersichtlich. Gelang der Beweis oder anerkannte der Leibeigene freiwillig das Recht seines 
Herrn, so musste ihn der letztere ebenMls innerhalb Jahresfrist an sich ziehen, ansonst 
der Eigene wiederum die Freiheit für sich ersessen hatte. War die Verjährungsfrist für 
die Vindication abgelaufen, so konnte sich der wegen seines Status Angegriffene, gerade 
wie ein mit der Entwemngsklage Angegriffener, gegen jeden Ansprach uneinlässlich ver- 
theidigen, d. h. er war Niemanden mehr zu antworten schuldig und der durch Veqähmng 
frei gewordene Leibeigene trat nun in alle Rechte eines freien Einsassen (Incola) ein; er 
konnte somit auch durch Erfüllung der gesetzlichen Requisite das volle Burgerrecht der 
Stadt gewinnen. 

Der letzte Artikel der bemischen Handveste, welcher die Verjährung berührt, ist 
der auch für die Entwicklungsgeschichte des Notherbrechts wichtige, dem Art. 24 des frei- 
burgischen Stadtrodels entsprechende Art. 51. Derselbe bestinmit, dass wenn Jemand in 
der Stadt ohne Notherben stürbe, so sollten Schultheiss und Rath seine ganze Verlassen- 
schaft Jahr und Tag ungeschmälert in ihre Obhut nehmen, in der Absicht, dass wenn einer 
der Erben dieselbe nach Erbrecht ansprechen würde, er sie herausempfangen und frei 
besitzen solle, jedoch unter dem Vorbehalte, dass er nachweise, er sei rechter Erbe. Für 
den Fall , dass nach Ablauf eines Jahres sich kein Erbe mit Recht gemeldet habe , solle 
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der Nachlass in drei Theile getheilt werden und von diesen einer zum Heile der Seele des 
Verstorbenen den Armen gegeben, der zweite zur Zier der Kirche und in den gemeinen 
Nutzen der Stadt verwendet werden; der dritte aber solle dem Stadtrichter zufallen. 

Art. 61« Si quis in Givitate sine legittimo berede moriatur judex et consilium omnia bona, 
que reliquit debent in sua custodia diem et annum indempne conservare, ut si quis 
forte heredum ea jure hereditario postulaverit, accipiat et libere possideat. Si tarnen se 
probaverit, justum esse heredem. Si vero anno elapso ea quae reservata sunt nullus 
heredum juste postulaverit, tunc una pars substantie pro salute anime defuncti in 
usus pauperum detur. Secunda pars ad ornatum ecclesie et ad communes usus civitatis 
, debet dari. terciam partem judex tiabebit. 

Zu diesem Artikel bemerkt Walther a. a. O., dass bezüglich dieser sog. Fiscal- 
gerechtigkeiten die Deutschen zwar den Stoff aus dem römischen Rechte L. 1, Cod. de 
bonis vacantibus 10. 10, und L. 15 de verb. signif. 50. 16 genonunen, demselben aber eine ganz 
andere Grestalt gegeben hätten. Während nach römischem Hechte dem kaiserlichen aerarium 
allein die bona vacantia zufielen, so gestattete das germanische Recht jedem Gerichte diesen 
Zug einer erblosen Verlassenschaft. Herren konnten von ihren Leibeigenen, Kirchen von 
ihren Gotteshausleuten, jeder Landrichter von seinen Unterthanen hinterlassene erblose 
Güter Jahr und Tag in ihrer Gewalt behalten, imd nach Ablauf dieser Zeit, falls kein Erbe 
sich gezeigt hatte, die Verlassenschaft zu ihrem Eigenthum schlagen. 

Nach Ablauf des Jahres konnte nur deqenige Erbe noch sein Recht verfolgen, 
welcher beschwor, dass er durch ehehafte Ursachen, wie Gefängniss, Reichsdienst, Gottes- 
Dienst u. s. w. an der rechtzeitigen Unterbrechung der Verjährung verhindert worden sei. 
Für die Richtigkeit der von Walther aufgestellten Ansicht spricht ausser dem von ihm 
angeführten schwäbischen Landrecht auch der Sachsenspiegel L 28. Dagegen ist die nach 
sächsischem Rechte für den Sachsen festgesetzte 30jährige Verjährungsfi'ist unserem Rechte 
unbekannt. Was den Grad der Verwandtschaft betrifR, bis zu welchem das Erbrecht nach 
Art. 51 geltend gemacht werden kann, so enthält auch hierüber die Handveste keine 
nähere Bestimmung. 

©d^n). ©p. 372 (287, 4—7). (ge^tt nad^ ,,Äraut" in bcn dltern $anbf d[iriften ) 
aSJa» fogetane« SJing« erblo« erfllrbt, erb ober l^ergcioattc ober ratt — boÄ fol — ber 
iMiUt gehalten iar u. tag u. toarten, ob [lö) jemanb }ur red^t bar oer}ie^e. S)arnad[i fo 
mag eti^ an feinem nu^ beleren, e^ enfep bann bai^ er gefangen ober in bei tid[|teri^ 
(L xü^ei) bienfl gefarenn fep ober in goteiS bienfle auffer bem lanb fep, fo neme er feinen 
loarten mit bem erbe alfo lang, n>enn er toiber lomme. toann er mag fid^ bie loeil an 
feinem erb nid[it oerfaumen inrunt brepffig jar u. tag. — 

©fp. L 28. ©oat füÄgebane» bingeiJ eroeloiJ irftirft, l^en)ebe ober eroe ober 
rabe, bat fal man antmerben beme rid[|tere. — S)it fal be rid[|ter Italien jar u. bad[i 
unporban u, warben of flf |eman bar to tie mit redete, ©int fere't be rid^ter in finen 
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nut, it ne ft of be ertje geoangen fl ober in be» rife« benifl geuatcit, ober in gobe» benfi 
buten lanbe. @o mut f)e ftn toarben mit bem exvt, toente l^e toeber lome^ toenbe l^e ne 
fan fil an ftnem eroe be wite nid^t oerfumen ; bit i^ gerebct oon oarenbet l^aoe. (29) an 
egene u. an l^uoen mad^ fil bie faffe oerfoigen bynmn brittid^ iaren u. jar u. bage u. er 
nid^t. S)at rile u. foaoee ne mögen fif nümmer oerfoigen an irme eroe be wile fe't 
getugen mögen. 

SRid^tjl. Sanbr, 27. 3la bcme bet erff eigene« xe^t jegen bie eroen u. jegen 
ben rid^ter fp, bat me fid binnen brüttig jaren nidjit oorf^roiegen möge u. f. m. — 

aSerm. ©fp. (33.) I. 28 pr. 3ar u. tag ifl ein jar u. fed^» xooäfva u. brei 
tage. Slbir brifig jar u. tag fiet cju getoin u. oorlufl ben, bie antoartunge l^abin cju 
erbelid^im gütige, ab fp in ber qit nid^t in bai^ (anb meren lomen. — 



C. Die Übrigen dem freiburgisohen Rechte nachgebildeten Freiheitsbriefe der 

Uechtländischen Städte. 

Obgleich die vorliegende AriDeit vor allem die Entwicklungsgeschichte der Ver- 
jährungslehre nach bernischem Stadtrechte zum Gegenstande hat, so ist es doch nicht wohl 
möglich, diesen Gegenstand durch die ersten Jahrhunderte der Stadl Bern zu verfolgen, 
ohne zugleich das Recht der verwandten und benachbarten Städte mit in Berücksichtigung 
zu ziehen. Die Quellen des Yeijährungsrechtes sind ohnedies für diese folgende Zeitperiode 
von der Handveste bis zur Stadtsatzung von 1539 im spezifisch bemischen Rechte ziemlich 
dürftig, und es mag daher eine Vergleichung der verschiedenen Handvesten als Uebergang 
zu der Periode der Satzungenbücher hier nicht am Unorte sein. Obwohl einige der hier 
zu behandelnden Freiheitsbriefe der Zeit ihrer Ertheilimg nach schon ziemlich weit in die 
folgende Periode hinübergreifen, so glaubten wir dennoch, ihres Inhaltes, sowie der Art 
ihres Ursprungs wegen sie als Anhang der bernischen Handveste zwischen den ersten 
Erscheinungen des von der Stadt Bern sich selbst gegebenen, autonomen Rechtes behandeln 
zu sollen. Indem wir mit der wichtigsten dieser Handvesten beginnen, werden wir bei 
den spätem Freiheitsbriefen im Falle völliger Gleichheit des betreffenden Textes emfach 
auf die damit übereinstimmenden Stellen der früheren Handvesten verweisen. 

I. Die Handyeste tob Freibnrg im Üechtlande toiii 28. Juii 1249. 

Die in Betracht kommenden Bestimmungen dieses Instrumentes sind enthalten in 
den Art. 26, 48, 54, 68, 138. Von diesen Artikeln schliessen sich sämmtliche mit Aus- 
nahme des zuletztgenannten an die analogen Bestinunungen des freiburgischen (i. B.) SladV 
rodeis (Art. 24 und 52) imd der bemischen Handveste (Art. 13, 22, 51) an, enthalten aber 
tbeilweise nicht unbedeutende Modifikationen resp. eine fortschreitende Ausbildung derselben, 
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1) Erwerbung der rechten Gewere an Eigen und Lehen durch Verjährung. Die- 
selbe wird etwas eingehender als in den vorhergehenden Instrumenten hier in zwei Artikeln 
(54 und 68) behandelt, wovon der erstere die Wirkung der ruhigen Inndiabung während 
Jahr und Tag, ohne Rücksicht auf den Erwerbungsgrund, der letztere aber unter spezieller 
Berücksichtigung des allodialen Erwerbes diurch Kauf zum Gegenstande hat Wozu diese 
Spezialisirung eines Erwerbungsgrundes aufgenommen wurde, ist aus dem Zusammenhange 
nicht recht ersichtlich, wahrscheinUch soll damit nur eine Anwendung des Prinzipes über 
die dem ruhigen Besitze von Jahr und Tag innewohnende Kraft gegeben werden, indem 
hier der Kauf ohne Investitur gemeint ist. Die Stelle muss daher wohl so interpretirt 
werden, dass < selbst für den Fall > eines Kaufes ohne gerichtUche Auflassung der ruhige 
Besitz (sine caiumpnia et sine prohibitione juris/ zur Erwerbung der rechten Gewere 
hinreichend sei. Was endlich die grammatische Interpretation der obgenannten Stelle betriflFt, 
so kann höchstens das Wort « caiumpnia » zu dem Zweifel Veranlassung geben, ob dasselbe 
aktiv oder passiv, d. h. als ein positives Erforderniss auf Seiten des Besitzers oder aber als 
Handlung eines Dritten gegen denselben zu verstehen sei. Im letzteren Fall wäre darunter 
eine chikanöse Besitzesstörung oder die muthwillige Anhebimg eines Prozesses gegen den 
Besitzer zu verstehen; im ersteren Falle aber müsste das Wort caiumpnia in seinem 
Gegensatze zu fides au4[efasst werden und der Ausdruck sine caiumpnia würde soviel als 
bona fide zu bedeuten haben. Nicht unwahrscheinlich ist aber, dass das Wort caiumpnia 
hier in beiden Bedeutungen zugleich vorkönmit; denn einmal wird durch eine wiricUche 
Störung des Besitzes, abgesehen von ihrer rechtlichen Begründung, die Verjähnmg unter- 
brochen, und zweitens finden sich schon in ziemlich früher Zeit Anhaltspunkte dafür, dass 
das Erforderniss der bona fides zur Verjährung verlangt worden sei. Vergl. ausserdem 
Gap. 20, X. de praescr. (2. 26). 

Art, 64. Quandocunque burgensis libere et sine contradicüone et sine prohibitione juris aliquod 

feodum aut allodium, aut prediimi per annum diemque integrum possederit nemo de 

cetero postea ab ipso auferre potest. 
Art. 68. Si quis burgensium aliquod allodium ab aliquo emerit et illud per annum diemque 

sine caiumpnia et sine prohibitione juris in pace tenuerit deinceps iUud in pace debet 

possidere. 

Mit Bezug auf die Ersitzung der Freiheit ist in dieser Handveste Art. 48 die 
Stellung des eingewanderten Leibeigenen eme etwas schlechtere als in den oben behandelten 
Freiheitsbriefen von Bern und Freiburg i. B. Selbst in dem Falle, wo der Leibeigene 
während Jahr und Tag sich in der Stadt angehalten, dort tmter bürgerlichem Gesetz 
gestanden und das Bürgerrecht erhalten hat und vor aller Augen während dieser Zeit ohne 
rechtmässige Anfechtung seines Standes geblieben ist, kann tmter einer gewissen Bedingung 
noch ein Anspruch auf seine Person von Seite des Leibherm gemacht werden: Wenn 
nämlich der Angesprochene überführt wird, aus einem fremden Landestbeil dem Herrn 
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dieblich (heimlich) entflohen zu sein, und der Letztere mit sieben nahen Muttermagen be- 
schwört, dass ihm der Knecht gehöre, so soll er ihn wieder haben. 

Art. 48. Si quis predictum locuma burgensium cujuseunque condicionis ingreditur, per annmn 
diemque integrum adepto ibi jure et lege civili, palam onmibus sine cujusque justa 
impeticione inhabitare cognoscitur, contra hunc nuUi locus impeticionis couceditur, nisi 
is qui impetitur, ab extranea provincia dominum suum fiirtive fugisse deprehenditur 
si autem dominum negaverit tenetur eum dominus probare Septem proximioribus 
cognatis ex parte (matns) famulum esse suum, et ai sie probaverit, habeat eum. 

Was die erbrechtliche Veqährung zu Gunsten des Fiscus betrifft, so enthalt dieser 
Freiheitsbrief im Wesentlichen nichts Neues, als dass die durch das Gesetz notherb- 
berechtigten Personen hier zugleich in Verbindung mit der Lehre von der Veijähnmg 
näher bezeichnet sind; es werden nämlich als solche die überlebende Gkittin mit den 
Kindern zusammen genannt. Es findet nämlich auch hier ein den Bestimmungen der 
bemischen Handveste ganz analoges, zwischen fortgesetzter Gütergemeinschaft und Verfan- 
genschaft stehendes erbrechtliches Verhältniss statt 

Art. 26. Si quem burgensem ejus uxor supervixerit, ipsa cum liberis suis ommia quecunque vir 
ejus dimisit in pace sine omni contradictione possideat. Si autem sine uxore et legitime 
berede moritur omnia que possidebat, scultetus et viginti quatuor jurati per annum 
integrum custodiant ea ralione quod si quis ab eis jure hereditario ea postulaverit ea pro 
jure suo accipiet et libere possidebit, quod si forte nullus heredum ea que sunt reservata 
poposcerit una pars pro deo detur, secunda in edificacionem viUe tercia domino. 

In Betreff des einen Dritttheils der erblosen Verlassenschaft, welcher nach der Bemer 
Handveste dem Schultheissen als Stadtrichter zufiel, ist zu bemerken, dass das Recht des 
Letztern auf diesen Dritttheil eben mit dem Charakter der Stadt Bern als freier Reichsstadt 
zusammenhängt; während nämlich in allen andern Städten der Freiburger - Familie, die 
nicht souveräne Reichsstädte waren, der genannte Dritttheil dem Herrn der Stadt zufiel, 
war Bern resp. dessen souveräne Burgerschaft selbst unmittelbarer Landesherr und es hätte 
also consequenterweise die Quote der fraglichen Erbschaft der letzteren zufedlen sollen ; als 
oberster Justiz- und Verwaltungsbeamter übte nun kraft Privilegiums der Schultheiss an 
Stelle des eigentlichen Trägers der Souveränität, nämlich Räthe und Burger, dieses Recht 
für seine Person aus. 

Eine neue und eigenthümliche Bestimmung findet sich in der vorliegenden Urkunde 
in Art. 138. Der letztere betrifft die Bussenveijährung und setzt fest, dass der Schultheiss 
alle Bussen, welche ihm nach den Gesetzen über die Rechtspflege zufallen, binnen Jahres- 
frist (vom Datum des Urtheils an gerechnet) einkassiren solle, indem nach Ablauf eines 
Jahres diese Einforderung nicht mehr mögUch und somit die Busse veijährt sei. 
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Art. 180. Scultetus ville vadia que ei pro legibus jusUcie accidenint, infra annum recuperare 
• debet. Quecunque autem infra annuin non recuperaverit deinceps recuperare non possiL 



IL Die Handyeste tob Thim 1264. (Ausgabe von Rubin, 1779, Bern.) 

Art. 82. Quicunque burgensis libere coram omnibus Burgensibus sine contradictione juris- 
aliquod feodum aut predium per anniim integrum possederit infra civilatem aut infra 
tenninos civitatis ; nullus Burgensis qui iUo tempore prescriptionis presens extitit potest 
talem possessorem in judicio convenire super hujus nee ea ab ipso auferre. De aliis vero 
que simt extra temünos civitatis jus terre voluraus observarL (Si quis Burgensium nostro 
rum in suam vestituram alique foeda adduxerit et habuerit, nemo burgensem ipsiun 
de ipsa vestitura potest gravare nee ipsum sine jure expoiare). 

Dieser Artikel über die Ersitzung der rechten Gewere an einem Lehen oder eigenen 
liegenden Gute schliesst im wesentlichen an die oben behandelten Urkunden an und enthält 
nur die Neuerung, dass im Gegensatz der Bemer Handveste, wo von allen Arten von 
Gütern, hier nur von Liegenschaften gesprochen wird und über die Verjährung der Mobilien 
jede Bestimmung fehli Zweitens wird hier zum ersten Male in den vorUegenden Freiheits- 
briefen von dem Landrecht im Gegensatze zum Stadtrecht bei Gelegenheit der Verjährungs- 
lehre gesprochen, und das erstere für alle Güter, die ausserhalb der Ziele der Stadt li^en, 
als gültige Norm, mit andern Worten das gemeinrechtliche Prinzip angestellt, dass bei 
BeurtheQung liegenschaftlicher Verhältnisse das Gesetz des Ortes ihrer Lage (lex loci rei 
sitce) in Anwendung zu kommen habe. 

Der hauptsächlichste Unterschied zwischen Stadt- und Landrecht bezüglich der 
Verjährung bestand in der Länge der Verjährungsfristen. Während in den Stadtrechten 
durchgängig die Zeit von einem Jahr resp. Jahr und Tag als hinreichend angenommen war, 
. verlangte das Landrecht meist eine bedeutend längere Verjährungszeit von sehr verschie- 
denem Umfange, bis zu dem Maximum von 10 Jahren, wie es in den unteren damals 
weniger dicht bevölkerten Gegenden gebräuchlich war. 

Die Verjährungsfrist von einem Jahre wie überhaupt alle Bestimmungen über diese 
Materie finden sich auch noch in der Thuner Handveste von 1316 wiedergegeben und 
galten dort wahrscheinlich bis zum Jahre 1499, wo durch Schultheiss und Rath zu Bern 
für die Stadt Thun durch eine spezielle, bei Rubin ihrem Hauptirüialte nach aufgenommene 
Urkunde die nun allgemein und auch in Bern gültig gewordene Frist der 10jährigen sog. 
Landsgewerde als massgebend eingeführt wurde. 

Art. 29. Si quis predictum locimi cujusque conditionis ingreditur et amnmi diemque integrum 
adepto sibi jure ac lege civili palam omnibus sine cujuscunque justa impetitione in- 
habitare cognoscitur contra hunc nuUi locus impetitionis conceditur. Si vero Dominus 
ejus vel quisque de mandato Domini eundem repetat et probaverit quod eundem in 
possessione servili habuerit, sive ven dominii sive ratione Advocatie a jure nostro dvili 
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absolvi debet Si vero receptus ad jus civile per annum et diem sine reclamatione, Domini 
presentis ut dictum est steterit, rejpeti non debet sed iij consortio nostro libere pennanebit, 
nisi Dominus per suum sacramentum probare sit paratus a tempore quo ei innotuit 
talem bominem civem creatum annun^ et diem minime efüuxisse quo casu procedendnm 
est ut supra et haec observantia sicut in viro sie est in femina penitus observanda. Si vero 
quisquam Domino extra terram commorante vel degente jus civile adeptus fuerit 
post suum reditum servum vel anciUam repetere potest secundum divisionem superios 
adnotatam et baec prsescriptio a tempore sue noütie currere debet 

Auch hier ist die Stellung des eingewanderten Leibeigenen eine schlechtere als in 
der Berner Handveste ; denn während nach der letzteren der blosse dauernde Wohnsitz in 
der Stadt (Art. 12.) zur Erlangung der Freiheit genügte, imd nach Ablauf von Jahr und 
Tag der Angesessene und frei gewordene Leibelgene Niemanden mehr zu antworten schuldig 
war, musste er in Thun, um gesichert zu sein, das Bürgerrecht erlangt haben und wurde 
die Verjährungszeit erst von da an gerechnet, wo dieses Reciuisit erfüllt war, vor Ablauf 
desselben konnte er von seinem Herrn oder dessen Bevollmächtigten auf Grund der Eigen- 
schaft oder des Vogleirechtes zurückgefordert werden. Allein selbst nach Ahlauf der ge- 
nannten Zeit hatte der Herr das Rückforderungsrecht, wenn er bewies, dass seit der Zeit 
wo er vernommen habe, dass ein solcher Mensch Bürger geworden, Jahr und Tag noch 
nicht verflossen sei. Insbesondere ist diese Clausel noch wiederholt für den Fall, wo der 
Herr landesabwesend war während der eigene Mann oder die Magd das Bürgerrecht erhalten 
hatte. Während ferner der Ansprecher nach der Berner Handveste zum Beweise der 
Eigenschaft des Angesprochenen des Eides von sieben seiner nahen Anverwandten bedurfte, 
genügte hier der einfache Eid des Ansprechenden selbst. 

Art. 14. Si quem burgensium uxor supervixerit ipsa cum Mberis suis oninia, quecunque vir 
ejus dimisit in pace et sine omni contradictione possideat Si autem absque uxore 
et legitime berede moritur omnia quecunque possidebat scultetus et duodecim Consiües 
per annum integrum custodiant ea ratione, quod si quis ab iis jure hereditario ea postu- 
laverit ea pro jure suo accipiet et libere possidebit. Quod si forte nuUus heredum ea quaß 
reservata sunt, poposcerit, una pars pro Deo datur secunda ad edificationem viUe 
tertia Domino. 

Was das fiscalische Recht am erblosen Nachlasse betrifft, so ist es vollständig nüt 
demjenigen von Freiburg im Uechtlande identisch, wie aus obigem Artikel hervorgeht, welcher 
nur der Vollständigkeit wegen hier au%enommen wurde. 

Die spätere durch die Grafen Hartmann und Eberhard zu Kyburg im Jahre 1316 
der Stadt Thun ertheilte Handveste ist mit Bezug auf die Verjährungslehre der soeben 
behandelten vom 12. März 1264 vollständig congruent. 
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nL Di« HuidTMte t«a larberg, 

ertheilt 1271 durch den Erbauer der Stadt Graf Ulrich IV. von Neuenburg und bestätigt 
durch die Stadt Bern in den Jahren 1358 und 1405. 

Die Bestimmungen über Verjährung in dieser Handveste, von welcher uns ^ne 
artikulirte Textausgabe nicht bekannt ist, lauten: 

Si quem Burgensium ejus uxor supervixerit, ipsa cum liberis suis omnia qae- 
cunque vir ejus dimisit in pace et sine contradictione possideat Si autem sine uxi^e 
ac legitiroo berede moritur, omnia qua possidebat Scultetus cum viginti quatuor juraüs 
per annom integrum custodiant ea ratione quod si quis ab eis ea jure hereditario poeiu- 
laverit, ea pro jure suo accipiet et libere possidebit Sed si forte nuüus heredum ea que 
sunt reservata poposcerit una pars pro Deo detur secimda in edificium Tille terüa 
domino. — Gonf. art 26. instrum. firiburg. 

Si quis predictum locum Arberg quacunque occasione ingreditur et annum diemque 
integrum adepto ibi jure ac lege dvili palam omnibns sine cujusquam justa impetitione 
inhabitare cognosdtur contra hunc nuUi conceditur locus impetitionis , nisi is qui im- 
petitur ab extranea provinda dominum suum furtive fügisse deprehendatur; si autem 
dominum negaverit tenetur eimi dominus probare Septem proximioribus cognatis ex 
parte matris famulum suum esset et si probaverit, sie habebit eum. — Gonf art 43 in- 
strum. firiburg. 

Quicunque Burgensium libere ac sine contradictione ac sine juris prohibitione aliquod 
feodum aut predium per annmn et diem possederit integrum nemo potest ea de ceteris 
auferre sibi. — Gonf. art 54 instrum. friburg. 

Si quis Burgensium allodium aliquod ab aliquo emerit et iUud per annum et diem 
sine calumnia et sine prohibitione juris in pace tenuerit, deinceps iUud in pace debet 
possidere. — Gont art. 68 instrum. firiburg. 

Scultetus ville vadimonia que sibi pro legibus justifie sue acciderint infira annum 
recuperare debet; quecunque in^ annum non recuperaverit deinceps ea recuperare 
non potest neque debet — Gont art 138 instrum. firiburg. 

Wie die Handveste von Aarberg im Grossen und Ganzen deijenigen von Freiburg 
im Gechtlande nachgebildet ist, so entsprechen auch die obengenannten Bestimmungen über 
Verjährung dem Inhalte nach vollständig und auch in der Form beinahe wörtlich gleich- 
lautend den am Schlüsse jeder dieser Bestimmungen citirten Artikeln des Freiburgerinstruments. 
Es kann daher hier bezüglich der Interpretation vollständig auf diejenige des zuletzt ge- 
nannten Freiheitsbriefes gewiesen werden. 



IV. Die HiBdfefte tob StIaoIl 

Ohne Datum, aber ausgestellt zwischen 1263—1274, wahrscheinlich um 1274 von 
Rudolf, Junker von Nidau, Sohn des Grafen Ulrich von Neuenburg. Ebenfalls der Hand- 
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veste von Freibarg im Üechttand nadigebildet und nicht artikolirt Die bezüglichen Be- 
stimmungen lauten: 

Si quem burgensium uxor sua supervixerit ipsa eum überis suis omnia qusecumque 
vir ejus dimisit in pace et sine omni contradictione possideat Si autem absque uxore 
et legitime berede moritur omnia que possidebat scultetus et XKün"* jurati per annum 
integrmn custodient ea ratione quod si aliqois ab eis jure hereditario ea postulaverit 
ea pro jure suo acdjuet et libere possidebit Quod si forte nuUos heredum ea que simt 
reservata poposcerit una pars pro Deo detur, secunda ad edificationem ville tertia domino. 
— Genf, art 26 instr. firiburg. 

Die vorliegenden Bestimmungen über fiskalische Verjährung der erblosen Ver- 
lassenschaft sind wörtlich dieselben wie in dem cit. Art. des Freiburgerinstruments. 

Si quis predictum locum burgensium cujuseunque conditionis ingreditur et annum 
diemque integrum adepto ibi jiure civili palam omnibus sine cujusquam justa impeti- 
tione inhabitare cognoscitur, contra hunc null! probare nisi cum VII proximioribus co- 
gnatis ex parte matris famuhun ülum esse suum possunt Sed si sie probaverit habeat 
eum. — Genf, art 48 instr. fiiburg. 

Auch hier hat also der Herr ein Vindikationsrecht selbst nach Ablauf eines Jahres, 
wenn er sein Recht mit 7 nahen Muttermagen beweisen kann, und ausserdem ist das Er- 
fordemiss, dass der Angesprochene vorher überfahrt werde, aus einem entlegenen Landes- 
theil seinem Herrn diebUch entflohen zu sein, für die Begründung der Vindikation fidlen 
gelassen. 

Quicumque burgensis libere et sine contradictione et sine prohibitione juris aliquod 
feodum vel aUodium aut predium per annum et diem integrum possederit nemo de 
cetero potest ea de ipso auferre. -— Genf, art 54 instrum. friburg. 

Si quis burgensis aliquod aUodium ab aUquo emerit et id par annum et diem 
sine calumpnia et sine prohibitione juris in pace tenuerit, deinceps id in pace debet 
possidere. — Genf, art 68 instr. firiburg. 

Scultetus viUe vadia que ei pro legibus jusütie acdderint, infra annum recuperare 
debet quicumque autem infira annum non recuperaverit deinceps recuperare non potest 
nee debet — Gqnf. art 188 instr. firiburg. 

Von den drei hier zuletzt genannten Stellen entsprechen die beiden ersten wörUicb, 
die letzte mit Beifügung der Worte «nee debet» den dtirten Artikeln des Freiburger- 
instruments. 

y. Die HandTesta der 8tait Bireii, oder „ByrrkMi an der Aar«. 

Ertheilt 1288 durch Berdithold von Neuenbürg, Herr zu Strassberg und Büren 
und erneuert durch seinen zweiten Sohn^ Heinrich von Strassberg. (UnartikuUrt) 
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Si quem borgensium ejus volot «upervixerit ipsa cum liberis suis omoia ofuecuimae 

vir ejus dimisit in pace et sine contradicüone possideat. Si autem aLsque uxore et legi- 
timo berede moritur, omnia que possidebat scultetus et viginti quatuor jurati per annum 
integrum custodiant ea ratione quod si quis ab eis jure bereditario ea postulaverit ea 
pro jure suo accipiet et libere possidebit Quod si forte nullus beredum ea que sunt 
reservata poposcerit, una pars pro Deo detur, secunda ad ediflcationein yiUe, tertia do- 
mino. — Gonf. art 26 mstr. friburg. 

Si quis predictum locum burgensium cujuscimque oonditionis ingreditur et annum 
diemque integrum adepto ibi jure ac lege civile palam omuibua sine cujuaque justa im- 
petitione inhabitare cognoscitur, contra bunc nulb locus iinpetitioDls conceditur nisi is 
qui impetitur ab extranea provincia dominum suum furtive fugisse deprebenditur. 

Si autem dominum negaverit, tenetm- eum dominus probare Septem proximioribus 
cognatis ex pai-te matris famulnm illum esse suum et si sie probaverit habeat eum. — 
Gonf. art. 48 instr. friburg. 

Quicunque burgensium libere et sine contradictione et sine prohibitione juris ali- 
quod feodum aut predium per annum et diem integrum possederit nemo de cetero potest 
ea ab ipso auferre. — Gonf. art 54 instr. friburg. 

Si quis burgensium aliquod allodium ab aliquo emerit et illud per annum et diem 
sine calumnia et sine probibitione juris in pace tenueiit, deinceps illud in pace debet 
possidere. — Gonf. art 68 instr. friburg. 

Scultetus ville vadia que sibi pro legibus justicie sue acciderint, infra annum recu- 
perare debet Quecunque autem infra annum non recuperaverit , deinceps recuperare 
non potest nee debet — Gonf. art. 138 instr. friburg. 

Auch diese Handyeste ist derjenigen von Freiburg im Üechtland nachgebildet nnd 
inhaltlich vollständig mit ihr übereinstimmend mit denjenigen Modifikationen des Ausdnu^, 
welche das Haus der Grafen von Neuenbürg bereite in der von ihnen früher ertheilten 
Handveste von Aarberg vorgenommen hatte, so namentlich, dass bei der Acquisitiwerjährung 
des Eigenthums hier anstatt von feodum allodium und predium nur von feodum und 
predium die Rede ist, wobei unter predium allerdings auch jedes aliodiale Gut im weitem 
Sinne des Worts, d. h. ein solches, welches weder Lehen-, noch Stamm- oder Familiengut 
ist, zu verstehen sein wird. 



VL Di« Handveste der Stadt Burgdorf. 
Ertheilt 1316 durch die Gebrüder Eberhard und Hartmann, Grafen von Kyburg. 

Art. 4. Qui scultetus vadia quae ei pro legibus justitiae acciderint infra annum tantununodo 

recuperare potest et debet — Gonf. art. 138 instr. friburg. 
Art. 5. Quecunque autem infra annum unum recuperare neglexerit postea recuperare non 

potest, nee debet — Gonf. art 138 instr. friburg. 
Art, ö^. Si quem bui'gensium nxor supervixerit, ipsa cum Kberls suis omnia quaecunque vir 

ejus diiniserit in paoe ei feine omni contradictione possideat — Gonf. art 26 inölr. Mbürg^ 
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Art» 60. Si autem burgenais absque uxore et legitimo berede moritur, orania quce possidebat 

scultetuß et duodecim consules per armum integrum custodiant ea ratione quod ßi quis 
ab eis jure hereditario ea postulaverit ea pro jure suo accipiat et libere possideat — Gonf. 
art. 26 instr. friburg. 

Art. 61. Quod si forte nuUus beredum ea quae reservata sunt , poposcerit, una pars pro deo 

detur, secxmda ad edificationem ville, tertia domino. — Gonf. art 26 instr. firiburg. 

Art. 76. Qnicunque burgensis libere coram omnibüs Burgensibus sine contradictione juris aliquod 

feodum aut predium per annum et diem integros infra civitatem vel extra possederit, 

^ ille non potest ab aliquo burgense qui illo tempore prescriptionis presens extitit in 

judicio super bis conveniri nee iUa possunt ei auferri — Gonf. art 54 et 68 instr. firiburg. 

Art. 76. NuUus burgensis super prediis feodis vel possessionibus quas habet jure hereditario quod 

vulgo dicitur erbe, que vel quas per annum diemque in quieta posseasione tenuerit 
extra muros convenietur ab aliquo vel in causam trahatur. Gonf. art BO et 68 instr. 
friburg. 

Art. 98. Si quis looum Burgdorf ingreditur eujusquamque conditionis et sexus sit et annum 

diemque integrum adepto ibi jure ac lege dvili palam omnibus sine cujuscunque justa 
impetitione inhabitare cognoscitur, contra hunc nuüi locus impetüioma conceditur. — 
Gonf. art. 48 instr. friburg. 

Auch diese Handveste ist deqenigen von Freiburg nachgebildet, enthält jedoch 
in den Art. 75, 76 und 98 mehrere nicht unwichtige Abweichungen von derselb«. Einmal 
enthält der Art. 75 der vorliegenden Urkunde ähnlich wie die Hemer Handveste die Be- 
schränkung der Verjährung auf die während Jahr imd Tag Anwesenden, während in Art. 54 
des fi-eiburgischen Instrumentes eine solche Klausel gänzlich fehlt. Ferner setzt der Art. 76 
der Burgdorfer Handveste auch gegen auswärtige Ansprecher das Verhaltniss ausdrücklich 
fest und stellt den prozessualisch wichtigen Satz auf, dass wer auf Grund des Erbrechts 
oder der ruhigen Innehabung von Jahr und Tag irgend ein Gut besitze vor einem Gerichte 
ausserhalb der Stadt sich nicht einzulassen brauche noch von Jemand angegriffen 
werden könne. Es enthält dieser Artikel mithin eine Abweichung von dem bei Liegen- 
schaften auch im germanischen Rechte gültigen Grundsatze des Gerichtsstandes der gelegenen 
Sache. Ausserdem ist dieser Artikel von Bedeutung, indem die ruhige Innehabung neben 
dem Erbrechte als dem wichtigsten Erwerbungsgrunde des Eigenthümers als selbstständiger 
Rechtstitel imd als Fundament einer forideklinatorischen Einrede angeführt wird. Eine 
Ausnahme von der gewöhnlichen Regel enthält diese Bestimmung nur in dem vorerwähnten 
privilegirten Falle, wenn Jemand ausserhalb der Stadt Güter besass und mit Bezug auf 
diese von einem Aeusseren angegriffen wurde. Für die in der Stadt li^enden Güter der 
Burger war es nun die allgemeine Regel, dass der Angriff gegen dieselben auch vo? dem 
städtischen Gerichte erfolgen musste. 

Einen Fortschritt zu Gunsten der Ersitzimg der Freiheit enthält die vorliegende 
Urkunde in Art. 98. Diese Stelle bestimmt nämlich, dass wer Jahr und Tag in Burgdorf 
gesessen und vor aller Augen das Bui^rrecht erhalten habe, ohne dass während dieser 
Zeit ein Anspruch gegen ihn erfolgt sei, nunmehr auch von Niemanden naehr angesprochen 
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werden könne. Der Fortschritt besteht nun darin, dass während m den bisher behanddtea 
Freiheitsbriefen Ausnahmen von diesem Verluste des Vindikalionsrechts angestellt sind, 
eine derartige Klausel hier gänzlich fehlt und somit die Ersitzung der Freiheit als eine 
absolute und definitive betrachtet werden muss. 

YIL Xwrteik 

1) Stadtrodel aus dem 13. Jahrhundert (bei Engelhard: der Stadt Murt^ Chronik 
und Burgerbuch, Bern 1828 und bei Gaupp a. a. O.). 

Art K. Si vero aliquis pro hbero se gesserit et voluerit borgensis fieri nee atiqnis contradixerit 

tenentur ipsum cives redpere in burgensem. 
Art. 16. Si vero infra annum aliquis ipsum tanquam servum suum reclamaverit, auditur et 

probate per Septem de sua progenie quod de fBinülia sua sit, ipsum debet habere. 

Si vero dominus annum et diem tenuerit, postquam scivit ipsum esse burgensem 

ex tunc non auditur sed pro libero reputatur. 
Art. 81« Quicunque domum vel casale infra villam quiete et padfice per annum et diem 

possederit eo sdente qui jus in eo credit se habere per prsBscriptionem huyusmodi 

tatus erit 
Art 46. Scultetus infira annum susb administrationis redpere debet et recoQigere banna sua 

sive pignora et post annum indulgentur ei quadraginta dies ad plenam requisitionem 

ultra quod non auditur nisi ille a quo repetit per sui potentiam vel absentiam vel firau- 

dem impedivisset quominus infra dictum tempus recoUigere sua pignora valuisset 

2) Freiheitsbrief des Grafai von Savoyen Amadeus VL für die Stadt Murten 
5. Juni 1371. 

Art 14. Item si aliquis per annum et diem infra viUam moram traxerit padfioe et ab 

aliquo non fuerit reclamatus, pro libero burgense teneri debet si nobis et villsB con* 

suetum praestiterit juramentum. 
Art. 18. Item si aliquis domum vel casale infra illam pacifice per annum et diem possederit, 

e6 sdente qui jus in eo se credit habere, per prsescriptionem hujusmodi tntus erit 
Art 84. Item advocatus infra annum suse administrationis recoDigere debet sua banna. 

Post annum indulgentur ei quadraginta dies' ultra quem terminum non auditur. 

Auch diese beiden Urkunden, von weldien die zweite im wesentlichen nur den 
Inhalt der ersteren bestätigt, sind den Freiheitsbriefen der zähringischen Städte Bern und 
Freiburg nachgebildet. Obwohl die Ausdrucksweise vorli^nder Urkunden von den hiabet 
behandelten einigermassen abweicht, so steht doch der Inhalt der Bestimmungen über die 
Veijährungslehre total auf d^n nämlichen Boden. Die einzige bemerkenswerthe Abweichung 
bezügUch der Veijährungsfristen besteht in der Verlängerung der Einforderungsfrist von 
Bussen und Pfändern durch den Stadtschultheissen um 40 Tage über die gewöhnlidie Zeit 
von Jahr und Tag hinaus. 
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Handveste von 1275, durch Kaiser Rudolf I. ertheilt — Durch diese Urkunde 
wurde der Stadt Laupen das gleiche öffentliche und private Recht wie früher Bern ver- 
liehen, so dass auch die Bestimmungen über Verjährung wörtlich dieselben sind, und 
eine Wiedergabe derselben an dieser Stelle als überflüssig erscheinen muss. — 



GAP. II. 
Das Recht der Satzungenbücher« 



Von diesen Recbt<d)üchern, deren Charakter weiter oben näher bezeichnet wurde, 
existiren nach den Herren Schnell imd v. Stürler zur Zeit noch fünf verschiedene Ausgaben, 
von denen die älteste (P), früher im Besitze des Herrn Dr. Pellis in Lausanne, später von 
Herrn Schnell erworben wurde. Eine Abschrift derselben liegt im Staatsarchiv Bern. Von 
den übrigen vier Ausgaben sind nur noch drei im Original vorhanden, von denen zwei, 
die eine in den ^ Eechtsqueüen » mit R (rothes Buch), und die andere, weil firüher auf 
dem Lehenskommissariat befindlich, mit L bezeichnet, dem bemischen Staatsarchive des 
Kantons, die dritte (B) dem Gemeindearchiv der Stadt Bern einverleibt sind. Die fünfte und 
letzte Ausgabe endlich (S), deren Original im Besitze des Lehenkommissärs Stettier in Bern 
sich befand, nach dessen Tode aber verloren ging, existirt nur noch in zwei Abschriften, von 
denen die eine von Prof. Dr. Schnell in Basel eigenhändig gefertigt imd in seinem Besitze, die 
andere auf Veranlassung des Rathsherm Zeerleder gemacht, im Besitze des Herrn Prof. Dr. König 
in Bern sich befindet. In sämmtlichen Ausgaben folgen die verschiedenen Satzungen in chrono- 
logischer Reihenfolge, doch nicht ausnahmslos, auf einander, die einen mit, die andern ohne 
Angabe der Zeit, in welcher sie erlassen wurden. Die Sammlimg B wird nach der Seiten- 
zahl, die andern vier Sammlungen nach der später angebrachten Nummer der jeweiligen 
Satzung citirt 

Durch den immer mehr sich ausbreitenden Handel mit Italien und den dadurch 
steigenden Geldverkehr, welcher meist durch lombardische Wechsler, sog. Lamparten, vermit- 
tdt wurde, brach für die Entwicklung verschiedener civilrechtlicher Disdplinen, insbesondere 
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auch für die Lehre der Verjährung eine neue Periode an. Noch in der Handveste be- 
schränkt sich die Verjährung von Jahr und Tag wesentlich auf dingliche Rechte, indem 
sie nach der einen Ansicht als wirklicher Erwerbungsgrund für die rechte Gewere, nach 
der andern Ansicht als Grundlage einer Schutzbehaüptung gegen die Entwerungsklage auf- 
gefasst wird. In dieser letztern Auffassung, welche sich bis in die neueste Gerichtssatzung 
hindurchzieht, hegt allerdings bereits eine Andeutung des Exstinctivcharakters der Verjährung 
von Jahr und Tag, allein der Unterschied zwischen derselben und der eigentüchen Eistinctiv- 
verjährung des römischen Rechts liegt wie gesagt in der Natur des Rechtes, welches als 
erloschen betrachtet wird. Nach germanischem Rechte Unmöglichkeit der Geltendmachung 
eines dinglichen Rechtes, nach römischem Rechte Erlöschung einer persönlichen Forderung. 
Die Satzungenbücher sind die erste Quelle des bemischen Stadtrechts, in welchem die römische 
• Lehre von der Exstinctivverjährung einen imverkennbaren Einfluss gewonnen hat. Dies 
zeigt sich, wie oben angedeutet, zuerst auf dem volkswirthschaftüchen Gebiete des Geldver- 
kehrs, indem in den bezügUchen Stellen ausdrücklich von Geldschulden, von Schulden aus 
Kauf und Verkauf und aus Bürgschaftsverhältnissen gesprochen wird^ 

Was die zur Erlöschung einer Forderung nothwendige Zeit betrifltl, so ist dieselbe 
nach den älteren Satzungen ebenso wie bei der germanischen Veijährung diejenige von Jahr 
und Tag; in zwei jedenfalls spätem, leider imdatirten Stellen finden wir aber den Emfluss 
des römischen Rechts auch in der Zeitbestinunung durch Festsetzung der zehnjährigen Frist, 
und zwar sowohl für die erwerbende Veijährung dinglicher, als die erlöschende Verjähmng 
persönlicher Rechte. (Satzb. R, Nr. 119. und Nr. 99.) Dass sich aber der Gesetzgeber des 
Wesens der erlöschenden Verjährung öfters nicht ganz klar war, beweist die merkwürdige 
Anwenduxig des Eides in mobileren dieser Gesetze. Während nach römischem Rechte der 
Beweis des ununterbrochenen Fristablaufes genügte, hat hier der Sdmldner nach dem Wort^ 
laute mehrerer Satzungen (ähnlich wie heute noch un Code Civil, art 227ö.) noch zu be- 
schwören, dass er das Geld hiebt schuldig sei oder die Forderung bereits bezahlt habe, also 
neben dem Veojährungsbeweis durch beliebige Mittel noch der Beweis der Einrede des Nicht* 
empfanges oder der Zahlung durch die Eidesleistung von Seiten der beklagten Part^ jedoch 
so, dass trotz der Eidesleistung des Beklagten dem Kläger der Gegenbeweis der Begrün- 
dung und Fortexistenz der Schuld, sowie der eigenen Landesabwesenheit während der Ver- 
jährungsfrist gestattet bleibt. (Satzb. R, Nr. 118, 117, 119.) 

Die Stellen der Satzungenbücher, in welchen von Veijährung die Rede ist, laoten 
im besondern: 

1) P. Nr. 71. sine dato. 3Be(er oii(| eigen tat vn tag befeffen |at x\xto\%, Dtm 
bem l^at er botnad^malS nieman je anttuurten ober bet an\ptta^i% mdg benn ben>eten mit 
3n)eien von bem 9tat baS er jn inrunt bem lax ali red^t x% angefprod^n ^b. 

Auffallend im Vergleich mit der Handveste Art. 22 ist h\eat einmal die Art des 
Beweismittels d^ Unterbrediung, nämlich dass dieser Beweis nur durcb Zeugen oder Eides- 
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helferschaft zweier Hathsmitglieder geleistet werden kann. Femer ist id& der fintsctiul- 
digungsgrund der Landesabwesenheit nicht angefahrt, während er doch, wie sich aus andern 
Satzungen (Satz. 118 R.) ergiebt, damals noch in Geltung war. Der Zweck des spätem 
(Gesetzes war nicht die Abschaffung des früheren Rechtes, sondern die Ergänzung und ge- 
nauere Präcisimng einzelner Bestimmungen desselben. Die Schwierigkeit des Beweismittels 
deutet auf einen gegen früher noch vergrösserten Schutz des Besitzes hin. 

Safe. 106. R. (1283 Sprit 18). toie bie mnütm criflan unb iuben it ^eltf^ulb 
uorbern föllent 

3BeIer jube ober crißan offene toud^er geioigl^eit umb gelt nimt^ ber fot inberl^ 
bem jore barnad^ fo boiS }i( }e geltene ifi fin gelt oorbren unb {tnen bürgen manm, ober 
bie bürgen foHent aber nai^ bem jare inen nit anttourte nod^ fürbaß gebunben fut 

Die vorliegende Satzung ist das erste bermsche Gresetz, welches die Grundsätze der 
Verjähmng auf rein obligatorische Verhältnisse, im vorliegenden Falle nämlich auf verzins- 
liches Darlehn und Bürgschaft bezieht. Sie ist auch desshalb von Interesse, weil, indan 
sie neben der Büi^chaft das verzinsliche Darlehn behandelt, man daraus schliessen kann, dass 
also das Zinsennehmen immerhin unter gewissen Bedingungen üblich und trotz des cano- 
nischen Verbots gestattet war. Ausgenommen von dem Verbote waren nämlich die Juden 
und imter den Cbiisten die sog. Lamparten, mit welchem Namen anfanglich nur die 
italienischen (lombardischen) später aber die (Jeldwechsler überhaupt bezeichnet wurden. 

©afe. 115. R (1386 »prtt 23.). — wie bie Swben unb lamparten Jr f^ulben 
jie^en föffent. 

Unb foSent oud^ bie lamparten unb Suben jr f(|ulbe iniied^en unb Dorbren. 
inbrent iareSfri{l, täten aber fp ha^ nit, toere aber boS benn ieman beS f^utbnerS gutren 
nad^ bem erflen iar fauftin unb bie bomo^ in getoerbe bel^&ben iar unb tag unangefpro^en 
unb mit re^t geoorbren unb mag ber fofiffer unb ber f(]^ulbner t)on be|l^in bie gflter innl^aben 
unb lebig ftn angetoerbe von bienfetben lamparte unb iuben. — 

Was in der frühem Satzung speziell mit Bezug auf das Bürgschaftsverhältniss ge- 
sagt ist, wird hier auf den Schuldner überhaupt, sowie auf den dritten Besitzer des ver- 
pfändeten Gutes ausgedehnt. Immerhin muss dabei ein Unterschied zwischen der Ver- 
jährung der Schuld selbst und derjenigen des Pfandrechtes gemacht werden. Was die 
Schuld selbst betrifft, so muss trotz der nicht ganz deutlichen Fassung dieser Satzung doch 
wohl im Zusammenhange mit der firüheren angenommen werden, dass dieselbe mit Ablauf 
des ersten Jahres nach der Ver£allzeit insoweit erloschen sei, dass sich der Gläubiger für 
seine Forderung nicht mehr an die Person des Schuldners, sondem nur an den Dritten 
halten kann, welcher den Pfandgegenstand nach Ablauf dieser Frist im Besitze hat Diesem 

4 
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Dritten ^eaüj^er findet aber die Erlöschung des am G^^istande b^^fteaden Pfandrechtes 
ßrst ein Jahr nach Al)lauf des ersten Jahres, also zwei Jahre nach dem YerfdUage der 
Schuld statt. Er erwirbt die Freiheit des Pfandgegenstandes dadurch, daas er deoselbeo 
YQjp dem ermähnten Zeitpunkte an Jahr und Tag in rechter Gewere hat, ohne das9 er von 
d^m Gläubiger um Bezahlung der Schuld oder Ueberiassung des P&ndes angegangen 
worden wäre. 

@q4. 118. R. (sine dato.) @d^utb obeip fouff be^ ein parfon nit tougne tan bie 
meint (ejalt ^an übet jar unb tag geflanben ifl^ unget)orbret Site ballet uubet und jn 
geiDonl^eit fomen toai» roa ein fed^er bem Keger einet fd^ulb obet (ouffeS oetgid^tig wa», 
bai et ottd^ benn ben cleget bejalen mfljle, obet abet toifen roa et jnn bejatt l^ett, ba 
l^aben toit gefe^ett^ toa jema bet unfern ben anbren von big^in anfptud^ett um be^einetlet 
ge(tf(|ulb ei$ fp Detfouffend^ lidfen^ ober anbet fad^ wegen nad^ einem iat atö bai^ }U 
unb bet tag atö et j[nn bejalen fo(t Derlüffen ifl unb umb biefetben gettfd^u(b Derftgett brieff 
nit enl^at, jfl bann bie parfon an bie man bie ge(t[c^ulb DOtbrett ein unoerfptoc^in petfoa 
unb ftoetet einen eib hai ft biefelben ge(tfd^u(b be}alt ^ab, fo [oQ ft bem cleget batumb 
futet nit je anttoutten l^an^ (^& wtxt betui hai bet deget uff biefetben petfon roifen möc^t 
als ted^t x% baS ft bie fd^ulb benned^t f^ulbig met unb nit bejalt ^ett obet b) bet cleget 
obet bet fed^et ba^wflfd^enb jubrent tan^ nit getoefen meten, baS fol oud^ bet cleget 
genieffen alj t)ett benn ted^t ifl. — 

Während in den Satzungen 105 R. und 116 R, die Geldgeschäfte der Juden und 
l^mbardep betreffend, die Annalvei^ährung die prcesumptio juris et de jure der Nichtschuld 
resp. der Zahlung begründete und desshalb auch als prozesshindemde Einrede geltend 
gema(dlt wurde, so ist die Bedeutung desselben Zeitablaufes in der vorstehenden 
Satzung eine durchaus andere. Einem Juden oder Lombarden ge^Ober brauchte der 
Schuldner gar nicht zu antworten, aUein einem andern Gläubiger gegenüber musste er 
9ich na(Jh dem oben angeführten Te^^te allerdings in den Prozess einlassen. Der Ablauf 
von Jahr und Tag begründete nicht die formelle Gewissheit der Nichtschold respective 
Zahlung, sondern nur eine rechtliche Vermuthung, eine Art sog. halben Beweises für die 
letztere. Sogar diese Vermuthung war kraftlos, wenigstens für die hier in Frage kom- 
mende Jahresfrist, wenn der Gläubiger für seine Forderung einen versiegelten Brief in 
Hä^den hatte. War aber die pxistenz der Schuld durch keine versiegelte Urkimde kon- 
st^tirt upd der Schuldner zudem eine xmversprochene, d. h, mit keiner mintUiQ famce be- 
haftete Person, so war die Vermuthung in Kraft und der Schuldner wurde zum Ergänzungs- 
eide zugelassen , es wäre denn , dass der Gläubiger sein Recht auf gewöhnlichem Wege 
beweise, oder aber wegen Landesabwesenheit, auf seiner oder des Schuldners Seite, das- 
selbe nicht hätte geltend machen können, indem die Frist erst momento jü'cesentice zu laufen 
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©afe. 117. R. — (sine dato.) „vok unb jn roclcn wortcn ein perfon iren llblott 
belieben fot unb mag." 

SBir f)aUn onä) gcfefectt toa jcman bem anbren t)on bcfel^iu bicnet c8 fp in fincm 
l^ug um6 tagroann obet anbcrtcp bienfl bag oud^ biefclbc bienjiti($ parfon jnbrcnt iarc« frlfl 
als fi ben bienfl getan ^att jren Ubion an jren lonl^erren ober beS erben bem fi geblenett 
^att oorbren fol unb bi irem eibe beigaben ob ji be^ nit ufegerid^t wirb, laffet aber biefelb 
perfon jren liblon a(fo geflan ungeuorbret über baiS j[ar barna($ atö ft ben t>erbienet l^ott^ 
fo fall nod& enmag fi benne benfetben jren liblon mit jrem eibe nit furer belieben unb ma 
benn ber lonl^er an ben ber liblon geoorbrett wirb ob er ein unoerfprod^en perfon ifl ftn 
red^t tut baiS er ben liblon be}att l^ab unb nit f(]§ulbig fpe ober nü^ havon toflffe fo fol 
er ber anfpred^enben perfon barumbe nüftit je antwurten l^aben. — 

Die vorstellende Satzung enthält die spezielle Anwendung der Verjährungsgnindsätzö 
auf das Gesindeverhältniss. Nach Leistung des Dienstes resp. Auflösung des Gresindevertrags hat 
der Dienstbote oder Tagwner während «Tahresfrist seine Lohnforcferting einzuklagen und miJ 
seinem eigenen Eide zu beschwören, dass öie noch nicht bezahlt S6l. Eigehthütnlich ist hier, 
dass die Eidesabiegung auf Seiten des Öläubigers stacttftndet, während bei einer geWöhnÜcheö 
Gteldschuld, aus einem Kauf oder Miethverhältnisse oder irgend einetil anderü Veitrage, sobald 
die Forderung sich nicht auf einen versiegelten Brief stützte, der äcihüldn&r döü Beweis 
der Äahhm^ zu 'fahren, d. h. dieselbe zu beschwöreri hatte. Nach Ablauf der Frist abet 
hat der ansprechende Dienstbote das Beweismittel des Eides verlot'en, tmd wönn de* Lohn- 
herr nur die Einrede vorbringt, dass er die Forderung bezahlt habe oder dieselbe gät nldtrt 
begründet sei, so braucht er sich seinerseits auf die Klage nicht weiter einzulassen. Auch 
in dieser Satzung wird jedoch nur auf < unversprochene > Personen Rücksicht genonunen, 
da nur für sie das Beweismittel des Eides zulassig war. 

Saft. 119. R. (sine dato) : Umb 0eUf(|uIb bie jed^n jat ungeoorbrett als tec^t ifL 

SBir l^aben onä) gefeftett^ h^ tueCe gtitfd^ulb flat ungeoorbrett jed^m lat ober 

me ate red^t ifl unb oud^ ber an bie man benne bie gettfd^ulb Dorbrett ftoeren loil einen 

&b icA et bie ge(tf($u(b ntt ft^ulbtg fp dbet nit n)fl{ife bcfrutnb fo (foQ er nüt furer 

l^aben 3e antwurten. 

Diese Satzung unterscheidet sich von der ihr in der Sammlung R unmittelbar 
vorangehenden (Nr. 118) dadurch, dass nun zum ersten Male die Verjährungsfrist von 
10 Jahren auf alle Arten von Greldschulden ausgedehnt ist, ohne dass jedoch bezüglich der 
andern Requisite der Verjährung eine Veränderung vor sich gegangen ist. 

&a1i 99. R. (sme dato). Utttb gut baS ein m9nfd^ X ^at in geioalt ünb ^mtf 
^ bta^t l^t unangeff^r^er?. 



— 28 - 

9Sit l^oben ou(9^ gefeftet toelexUq gutes ein m3nf(9^ in genmlt unb gemer ^t 
6ta^ l^at ober von bigl^in l^inbringet ^m iax unangefptod^n als te(|t ifl^ ber fol oud^ 
von bent gute bonnenl^in nieman l^aben su antmurten toeber umb fe(getet nod^ umb j[ax)it 
nod^ umb anber fachen, eS loere benn baS ber fo baS gut anfprid^t, geruft unb ingefprod^ 
1^ als re^t i^, oud^ inbrent jed^en iaren. @S vmt benn baS ber anfpred^be innert 
jed^en iaren in bem lanb nit gewefen loere. Slber umb bie gflter ioeterle9 gutes boS ifi, 
fo ein burger ober ingefeffener gafl jnn l^at jar unb tag unangefprod^en als red^t ift 
SDarumb follen unb loellen loir rid^ten nad^ unfer l^antuefli. 

In der vorliegenden Satzung wird nun die zehnjährige Frist, welche in Satz. 119. R. 
für die erlöschende Veijährong von Geldschulden eingeführt war, als Erwerbungsgrund der 
Gewere resp. als Fundament einer prozesshindemden Einrede gegen die Entwerungsklage fest- 
gesetzt AusdrackUch wird diese Wirkung des zehnjährigen Besitzes oder Quasibesitzes auch 
auf radizirte Gefälle zu Gunsten der Kirche, sowie auf < alle anderen Sachen » ausgedehnt» 
worunter unzweifelhaft im G^ensatze zu beweglichen und unbeweglichen Gütern insbe- 
sondere die damals ebenfalls veijährungsfähigen Dienstt)arkeits- und Reallastberechtigiuigea 
gemeint sind. Biit Ausnahme d^ Fristbestimmung steht diese Satzung noch wesentlich 
auf dem Boden der Handveste, und selbst was die neue Veijährungszeit betrifit, so sollte 
dieselbe nur für Diejenigen Anwendung finden, welche weder Burger noch eingesessene 
Gäste (offenbar die incoke der H.Y.) waren. Für die letztem blieb es auch in diestf 
Beziehung bd dem Rechte der Handveste, d. h. bd der germanischen Veijährungszeit Y<m 
Jahr und Tag. 



GAP. III- 

Die Praxis von der Zeit der Handveste bis anir ersten 

Qerichtssatzung. 



Ueber die gerichtliche Anwendung der in der Handveste aufgestellten Grundsatze 
fehlt es uns mit Bezug auf das engere Stadtrecht für die dem genannten Freiheitsbri^ 
folgende Zeit gänzlich an sidieren Anhaltspunkten. Erst mit der Au&tellung der « Satzun- 
gen >, deren erste Sammlung allerdings nicht sehr lange nach der Errichtung der Handveste 
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ihren Anfang genommen hat, lässt sich wenigstens indirect auch auf die Anschauungsweise 
schliessen, welche das Stadtgericht bei der Behandlung von VerjähnmgsfäUen jeweilen 
geleitet hat. Die Litteratur über diesen Zeitraum ist ebenfalls sehr dürftig. Insbesondere 
geben auch die Handbücher des bemischen Cävilrechts von Schnell und Leuenberger, so- 
wie des Letztem < Studien über bemische Rechtsgeschichte >, das erstere Werk gar keinen 
Aufschluss, die beiden letztem aber mehr blosse Aiideutimgen, verbunden mit Citation auf- 
fallender Sprüche, als eine systematische, irgendwie erschöpfende Darstellung der Verjäh- 
rungspraxis in diesem Zeitraum. Was vor Allem die Veqährangsfristen betrifft, so bemerkt 
Walther, indem er diese Veränderung auf den durch das Aufblühen Bem's wachsenden 
Verkehr zurückführt, nichts weiter, als dass mit Rücksicht auf diese Momente die Gränz- 
zeit der Veijährung weiter hinausgeschoben worden sei. Walther. Versuch, pag. 212. — 
Wie wir bereits bei der Behandlimg der Satzungenbücher gesehen haben, wurde diese ver- 
längerte Frist sowohl für die erwerbende als erlöschende Veijähmng ausgedehnt, für Alle, 
welche nicht Burger oder eingesessene Gäste waren. Wie lauge die Praxis diesen Unter- 
schied zwischen Burger und Nichtburger berücksichtigt hat, lässt sich nicht durchaus genau 
nachweisen; das späteste Urtheil, welches noch ausdrücklich auf die Veijährung von Jahr 
und Tag sich stützt, wurde laut ob. Spb. D. pag. 63. unterm 12. Dezember 1454 geftlli Das- 
selbe betrifft einen Streit um eine frühere Besitzung des Hauses Raron zwischen den Ge- 
brüdem von Schamachthal einerseits und Heinrich von Bubenberg andererseits, und wird 
hier die Gewerde von Jahr und Tag in Verbindung mit Erbfolgeansprüchen zur Klags- 
begründung angefOhrt Dass jedoch in den letzten Jahren des 15. Jahrhunderts die alte 
Veijährung von Jahr und Tag ihre Bedeutung vollständig verloren hatte, ergibt sich, wie auch 
Leuenberger bemerkt, am deutlichsten aus der Urkunde, wodurch an u. L Fr. Empf. Tage vom 
Jahre 1499 der Rath von Bern auch für die Stadt Thun die zehiyährige Frist einführte, 
während wie es scheint bis zu dieser Zeit dort noch die Jahresfrist gegolten hatte. VgL 
Rubin, Die Handveste von Thun, pag. 79, und oberes Spmchbuch O., pag. 161. — In 
dem dtirten Spmch heisst es nämlich, die Gesandten der Stadt Thun hätten sich über ver- 
schiedene Gebresten, welche sie der Gewerde halber in Thun gehabt, b^lagt und den Rath 
von Bern gebeten, den Thunem diejenige Grewerde zu geben, wie sie in B^n gebraucht 
w^de. Da nun d^ Rath dem Gesuche in der Weise entspricht, dass er als « unsere», 
d. h. die bemische Stadt- und Landsgewerde, diejenige mit zehnjähriger Frist bezeüshnet, 
und dieselbe den Thunem einräumt, so folgt daraus, dass damals in der Stadt Bern be- 
reits die zehnjährige Frist die allgemein und ausschliesslich gültige, diejenige von Jahr und 
Tag aber vollständig « ausser Gebrauch > gekommen war, eine Behauptung, die auch durch 
die Urtheile aus dieser Zeit vollkommen bestätigt wird, insofem nämUch, als in den bezüg« 
liehen Sprüchen mit Ausnahme des bereits oben citirten in Spb. D., pag. 63, mit keinem 
Worte mehr der Veijährung von Jahr und Tag Erwähnung gethan wird, während 
sich die Angebrochenen meist auf Fristen berufen, deren Dauer sogar bedeutend auch 
di€genige der Landsgewerde übersteigt. 
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Ob. 6pb. O. pag. 161. etfd^nenn bet erfam wnfer Ifebet getrfiwer ®$uK^» 

m\} fHatt ya 2;^unn erber botten vmh l^abenn vm9 ju erfenenn gebenn eitmca gc* 
breflenn» fo [9 bann ber geroertt balb bero f? bpgl^ar gemangtett, gel^abtt onnb ^benn 
btttt>ff an mni begertt intn fölid^e geroertt wie wir t)nn« bero 1^ jn t)nfcr flatt gc* 
briKibtt ju Qtitnn, fld^ bero na($ oud^ n)fiffenn }u ^altenn^ adfo angefed^en ber onnferemt 
Obgemeltt jimlid^ bitt onnb beger, fo l^benn wir baju geioillgctt t)nnb olfo benn bcrfirtenn 
benn tjnnferen tjon S^l^un für fid^ t)nnb jr nad^fommcnn ^tcmitt onnfer flatt rntib 
lannbÄgeioerb gebenn genommen omtb jugelajfenn mit namenn roeU(|erte9 gutte« einer 
in genmfft onnb gemerb l^or brad^ ^att je^enn jar tjnangefprod^enn all» Sfled^t ifl, ber föf 
oudi Donn bem gutt bannett^in ntemanb l^benn ju antrourttenn, meber mn felgret vmfy 
joQitt ttod^ anber fati^n^ eS wtxt bann haf^ ber fo bad gutt anfprid^tt f6li(| gutt imiber^ 
^alb benn jed^enn jorenn angefpro(|enn l^ab aUf^ dit^tt i^, ober bai^ ber angefinrod^nn Jnn 
benn ^tü^m jarenn nitt jn bem lonnb geweffenn loere, beSgtid^ meSid^ gelttfd^ulb fUM 
tmgeuorbert sed^n iar onnb oud^ ber an ben man bie gebfd^uO) oorbertt fd^toeremt toiB 
linenn eib, bad er bie getttfd^ulb nitt fd^utbig fpe ober nitt borum mfiffe, fo foS bet 
futet barumb nitt je anttwurtenn ^bentt onnb alfo b? fMidJer gewerb onnb faffung mte 
bie l^ieoor gelBtettt ^att^ weDennb wir Me onnferenn oon X^m betiben faffenn onnb 
M>y tok fid^ gebfirtt l^nttfabenn onnb fd^irmenn^ bod^ fo fol ftd^ niemannb biffer foftung 
omtb getoetb fdd^enn fydi bie ^ big^ar onnb oor batum bift brieff« begebemt bobenn 
getaerfien, fmtbet« bero mtbin für gelebt onnb nod^gangenn »erbettn, |nn ftafft bis btieff« 
bes 3U ttfunb mit onnfetm ange|engbenn figeO oerwortt 

Bei der Bäbandlirag der VeijähmugdfHsteii lodg üoth dehließslieb di« BMi^ltttttg 
nlAt dbne Interesse sein^ dass bereits im 15« Jikrhondert sieb BpvMn fincted, der Axh 
weDdung der rfimiseh reehtUdlen accessio posgesiionis d. h. des Onrndsofees» dass d^ 
V^fthrutigAbeitteer sich raeh die Zeit des üsacapionA^ießd seines Vorgängers s^ 
redmeQ darf» TcMusgesetit^ diss der Besitz vofa dem Vor- auf den Naebbeäteer obM 
UntMbreohüiig tlb^^gegangen sei« Und bei beiden die Erfordernisse der Usties^iion veffaanden 
"^^rtamk.^Cant. Dig. de divers, temp. prsescr« et desuocessionibtis possessionum 44. Ö. — In einßm 
Rechtsstreit um eine Liegensdiaft im Jahr 1467 beruft sich nämlich der Beslte^ des Ostes 
atf ruUge und unangteprocfaene Gewerde, die bereite seht Vorgänger gehabt y und zwar 
bei fOoi Jahren^ vasd die er selbst nun an die zwölf Jähre fortgeaetst habe, wobei er mA 
im UeMgen ausdrOcklich auf das Stadtrecht stützt. 

Wir geben nun ton dem Erfordernisse des SMtablaitfes, dessen NothwendUgkeit 
TOü jeher unbestritten war, zur Betrachtung derjenigen Requisite über, w^lie zwar fOr 
den r^äniscfaen Usrucapiousbesitz unzweifelhaft yeiiangt wurden, üb^ deren Bedeutung ftr 
die Erlangung der bemischen Gewerde aber die Meinungen unserer vaterländischen Juristen 
des Entschiedensten auseinandergehen. Den (Gegenstand des Streites bildet nftmlich die 
Frage, ob das altbemische Recht und insbesondere die Praxis des bemisclien Stadt^ntehto 
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di9 bona fides und dem jüaius tüiiMs in ihrem Wesen erkannt und deren VorbandeD«eui 
zur Erwerbung dea Yerjährun^besitzes verlangt hätten. Unter jitstv^s tittUif^ verstehen wir 
nämlich einen Rechtsgrund, welcher an und für sich in abstracto geeignet ist, Eigenthum 
zu erwerben, resp. zu übertragen, und unter bona fides die subjective Ueberzeugung dee 
Besitzers, dass er in concreto, d. h. in dem in Frage stehenden Falle auf Grund einoa der^ 
artigen Titels, Besitzer sei. Die älteren Rechtslehrer, so insbesondere Waltbw in der Vor- 
rede zu seiner Geschichte des bemischen Stadtrechts pag. XLY und SchneU in smßm 
Handbuch des Civilrechts pag. 295 und 296, smd beide der Ansicht, dass zur erwerbenden 
Verjährung einzig und allein der ruhige Besitz während Jahr und Tag resp. während 
10 Jahren erforderUch gewesen sei, ohne dass guter Glaube oder rechtmässiger Titel hierbei 
irgend eine Rolle gespielt hätten. Während Schnell seine negative Ansicht in mehr allge- 
meiner Weise ausdrückt, indem er die Einführung dieser* Requisite durch die Gerichte- 
satzung von 1615 einfach als Neuerung qualifizirt, welche aber in der Praxis auch später 
nicht gegolten habe, sagt Walther a. a. 0. wörtlich Folgendes: 

« Unsere Väter hatten, wie die Teutschen überhaupt, lediglich durch da3 Mittel der 
Verjährung, denen verderblichen Prozessen den Faden abzuschneidw und das Eigenthum 
in Sicherheit zu setzen gesucht. Sie fordei'ten daher weiter nichts, als dass einer eine 
bestimmte Anzahl von Jahren hindurch ruhig und ungestöhrt in dem Besitz eines Gutes 
gesessen sey, um nachher gegen jedermann von allem Bescheid und Antwort darüber 
befreyet zu sein. Wenn einer seine Sache so lange vernachlässiget und in dßm Besitz 
eines andern gelassen, so vermuthete man kurz, dass der vorige Besit^ser die Sache 
verlassen, und eingewilliget, dass solche emem andern zu Theil würde. Mehrere Erforder- 
nisse kannten sie nicht; sie wollten auch die für^ spiUfilndigen Anhänge des römischen 
Rechts nicht billigen. » 

Ebenso wie Walther und Schnell behauptet auch Lerber (s. weiter unten) in seiner 
prselectio de fontibus juris Bemensis. pag. 44 u. flf., indem er die Bestimmungen der Ge- 
richtssatzung von 1615 anführt, dass diese Neuerung, nämlich die Einführung der römischen 
Veijährungsrequisite in der Praxis nie gegolten habe. Erst Leuenberger machte sowohl in 
seinen Vorlesungen über das bm^nlsche Privatrecht n. 1. pag. 180 als in den Studien über 
bemische Rechtsgesehidite pag. 275, darauf aufhierksam, welchen Einfluss das römische Recht 
wenn auch nicht auf die Gesetzgebung, so 'doch auf die Praxis der Gerichte b^eKs vor 
dem Ersdbeinen der älteren Gerichtssatzung gewonnen hatte. Immerhin beschränkt aueh 
et seine Angabe dahin , dass für die Zeit des XV. Jahrhimderts nur die bona fides von 
cten römischen Requisiten bei der Praxis berücksichtigt, der justus titulus dagegen noch 
ausser Betamcht gefallen sei, indem er sich dahin ausspricht, dass schon damals (d. h. hn 
45. Jahrh.) wenigstens auf die bona fides unter Umständen Rücksicht genommen wurde, 
und wird das letztere, nänüidi die Rü(dcsichtnahme auf die bona fides durdi die a. a. O. O. 
von ihm eitirten Sprüche unzweifelhaft dargethan. Nur bezieht sich in dem einen von ihm 
citirten Spruche (ob. Spb. A. pag. 368) die Berücksichtigung der bona fides nicht ttrekt auf 
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Verjährung, sondern es findet hier der Fall statt, dass die Gebrüder von Schamachthal 
mit der Eigenthumsklage gegen Heinrich von Ringgenberg als gutgläubigen Besitzer eines 
Holzes und einer Weide auftreten, indem sie besseres Recht zu den Besitzobjekten dar- 
thun. Die bona fides des Beklagten wird aber im Urtheile ganz im Sinne des römischen 
Rechts insoweit berücksichtigt, als er für die fructtis consumpti, d. h. was er der weid 
oder des holtzes besser (d. h. reicher) worden ist, trotz seines Unterliegens in der Haupt- 
sache den Klägern keine Rede und Antwort zu stehen braucht. 

Db. ©p. A, pag. 368. anno 1423. aWftt} 4. — vnb clagtcn famt jr ffltfpred^n cf, 
l^einrid^en von Silngenbetg oud^ bürget le Sern vtnh hai er ein l^olfe onb toeibe inne l^ette, 
bie aber |nen juge^örte/ t)ffer bemfelben l^ol^ er vH gelted gelöfet t)nb ber toeib beffer 
Würben toere Aber baS fo jme bod^ n)eber bad l^ol^ nod^ bie toeib Don bem redete nit 
}uge]^örte, baS üeranttourtet l^einrid^ von Slingenberg vorgenannt oud^ mit finem fur^ 
fpred^en mh fprad^ tole ba9 er ^er 92tfIoufen feiig von @d^amatal |re beiber oetter onb 
oud^ Inen in ber ma9 gebienet l^abe^ bad iungfl^er bein^man üon @d^rnatal t)orgnt {me bol^ 
l^olfe Dnb bie toeib für eigen geben l^ab vnh n)üffe oud^ nit anberS, ^abe oud^ baSfelbe ^ot^ 
inne geliebt vnh genoffen ald für ftn eigen gut; ban)iber fprad^en bie egen. von Sd^amatal 
vnh funberlid^ ber egnte l^ein^man, tote baS fte nit getrunken, bai^ [x^ jemer erftnben foQe 
b) toeber ir oetter no^ {t ime bai^ 1)olii in f olid^er mad ald er fprid^t ie geben geben "^aim ; 

vnb nad^ beiber teilen reb t)nb nHberreb DiSgefprod^en bai^ l^einri(| Don 9tingenberg 

bie ie^genannten t)on @d^arnatal Don bem l^ol^ vnb meib mit j[r ganzen }ugd^drunge 
t)nbefumbert laffen unb ffinoertl^in lein red^t baran l^aben fol, toaS oud^ l^inrid^ Don SKngem 
berg ber toeib ober beS b^I^^^ beffer loorben ifl barumb fol er ben je^genannten von 
Sd^matal oud^ nfi^ je antwurten l^aben vnh mit benen toorten föOent oud^ beibe teil aü 
vnib vvb ffirgeleiten }ufprud^ gar vnh genfelid^ Derrid^t t)nb t)erf(id^t fin an aU geuerb vttb 
toarenb bei tefle». . . u. f. w. — 

Es finden sich aber ausserdem wirkliche Spuren in der Praxis, dass sogar mitunter 
der justiis titulus neben der blossen Qewerde noch eine ziemlich bedeutende Rolle spidte. 
Dies zeigt sich z. B. in dem ebenfalls von Leuenbeiger in Betreff der bona fides dtirten 
Spruche des Spruchbuches B, pag. 284 vom 11. April 1431. Derselbe betrifft einen Eig^i- 
thumsstreit zwischen den Gebrüdem Schilling von Thun und Genossen einerseits, geg^ Jakob 
Buler von Sachselt anderseits. Der letztere macht nämlich den Klägern gegenüber geltend, 
dass er das Gut nicht allein über achtzehn Jahre lang unangefochten besessen, sondern 
gibt als Rechtstitel für seinen Besitz ausserdem sowohl Erbrecht als öffentliche Urkunden 
und bekannte Urtheile an. In den Motiven des für den Beklagten günstigen Urtheils wurden 
denn auch sowohl die vorgelegten Urkunden als der Besitz und guter Glaube dem Spruche 
zu Grunde gelegt 
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Db. ©pb. B. pag. 284. anno 1431 apr« 11. 

für ml(| mh ben rat je "Stxm famcn bic crbere fncd^t cuno Öd^lfling 

Tjon 2;^un, ipann» ©(i^illing ein fmit nu fcfel^aft ju Sern mb ctä» faltfd^mit tjon ftgriferoU 
ünb iro mittl^eilen cinfit mh Safob Suler oon ©ad&felt anber» teile», afe jne umb Jro 
jufprud^ für ben rat tjff bi« jit tag geben roaS, onb öffneten bie jefegntn fd^ltting mit jro 
mitteilen, wie ba« oor ettroi t)i( j[aren einer jr frünt ^iempt ©ruber l^elnl lamen von 
tobe» wegen abgeworben fp ju be8 gut unb erb fi getrür;»^^ re(]^t je l^ann, barüber fo l^ob 
aber Safob Suler oorgnt ju bem gut tjnb erb gegriffen^;, ag jngenomen befeftt unb genoffen 
muffen aber nit üon ma« redeten jm ba8 jugepr getrir^it folid^ funtf(|offt {e l^aben, bo» 
er billid&en bauon flan föll tjnb inm jugeantmurt mef^/ ' be miberjlett fid^ ber tjorbenante 
3afob S3uter t)nb antrourt mit finem fürfpred&en, bu.'^ti^ fp bai^ er Sruber i^eini» fetigen 
famen gut in erbe» mi» bp ad^tjei^en jaren |er jnge^ept t)nb genoffen ^ab t)nb mit bef anter 
erteil befeffen jögt oiid^ baru» ein gut mottjerftgelt tjrfunb unber petcrma t)on froud^t. 
mUent fd()u(tl^ei» }u 93ern jngefigel geben ba» ba eigenlid^ mifl t)nb inne!%|jfet mie berfelbe 
SBiiler ba» oorbenempte gut vnh erb nad^ großer funtfd^afft fo baru» gelJujmart mit orteU 
^at bejogen, barnad^ ougt er oud^ ein anber ürfunt in ben rat je tl^ur\ gegeben, ba» 
eigenlid^ ofemifet mie biefetben Don t^un ba» bie oorgent urteil brieffe \n bem rat ju Sern 
geben oud^ be!annt ^ent jn Irafft je betibent tjnb nad^ bem bo biefelben urfunbt beibi jn bem 
rat offenlid^ mürben geteffen getrüroet ber erflgnte Suler nit allein t)on erfanntnüffe 
megen ber urteilen funber oud^ uon fraft megen ber gemerbe manb er ba» gut an benn 
£oiii jar rümttid^ l^ab jnge^ept gut red^t je l^aben, manb er oud^ Don ber fad^e megen uon 
bem anfang on^ an ba» enb nit anber» benn al»ein biberma gemorben, leinen eib oud^ 
getan l^ab, al» fid^ an bem benempten urlunt mol erfunben l^at unb olfo nad^ beiber 
teilen anreb wb miberreb onb oud^ nad^ bem bo bie töuff ber fad^en mürben gemcriet 
Dub bie brieff verl^öret, ba mart jn bem obgnt rat einJ^edenllid^ gefprod^en ba» iaiob» 
SJuler» brief In fraft unb er oud& bp be» bigfgntn Sruber $eini» feiigen gut vnh erb 
gar t)nb genfelid& beliben fol, r>on ben megnten flegern fürmet^in onbefümbert manb oud^ 
ber megnt Safob 93uler in bifen fad^en al» ein biberma ifl funben morben, mh manb 
bi» in bem obgnt rat einl^eOenflid^ mit rat ifl befant morben, tefie» u. f. m. 

Besonders wichtig zur Bekräftigung der hier ausgesprochenen Ansicht ist auch das 
von Leiienberger Bem. Priv. R. pag. 180 citirte Urtheil aus dem Sprb. L pag. 666 vom 
Jahre 1487. Dieses Urtheil betrifft den Rechtsstreit um eine Matte bei Lenzburg zwischen 
Heinrich Fürst und Rüde zu der Mühle. Der letztere beruft sich nämlich mit Erfolg 
darauf, er habe die fragliche Matte «vfifrecht und redlich» gekauft, und sei dieselbe 24 
Jahre hindurch von ihm als sein eigen Gut besessen, benutzt und genossen worden, ohne 
Jemandes «rechtlich Absatz > und demnach ein Urtheil ergangen ihn dabei gnädiglich be- 
liben zu lassen. Auch in diesem Falle stützt sich die Gewerde auf einen Besitz, welcher 
auf Grund eines tvfTrecht und redlich» (bona fide) abgeschlossenen Kaufes (tituius) er- 
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worben und «ohne Absate» (sine ustirpalmie) fortgeführt worden war. Einen ähnlichen 
Charakter haben auch die andern von Leuenberger a. a. 0. citirten Urtheile, wo meisten- 
theils auf den rechtmässigen Titel gerade soviel Rücksicht, wie auf den guten Glauben 
genommmen wird. Immerhin ist die Bemerkung Leuenbergers insoweit vollkommen richtig, 
dass bei einer grossen Anzahl von Urtheilen von jeder Qualifikation der Gewerde abstrahirt 
wurde, mithin die damaliga Jurisprudenz sich abwechselnd auf dem Boden des römischen 
Rechts, wie auf demjenige^?^ der Handveste (mit Ausnahme der verlängeii;en Verjährungs- 
frisi) und des Sachsenspiegeiu also der germanischen Lehre zu bewegen pflegte. Eine con- 
sequente Durchführung des egien oder andern Prinzips ist nicht bemerkbar: das jeweilige 
Erkenntniss scheint meistens , mr davon abgehangen zu haben , ob die rechtsprechenden 
Persönlichkeiten ihre juristisch Ausbildung aus Weisthümern und Landrecht geschöpft oder 
aber auf einer romanisti§pb«ff^ochschuie (in erster Linie Bologna) erhalten hatten, — 

Was endlirfrHie Extinctivverjährung von Forderungen betrifft, so stehen die Urtheile 
aus jener Zeit durchaus auf dem Boden der «Satzungenbücher», ohne dass sich eine weitere 
Ausbildung w schon dort vorhandenen Vermischung germanischer und römischer Elemente 
mit irgend yelcher Sicherheit nachweisen liesse. Vergleiche darüber insbesondere einen 
Spruch aus tdem Spruchbuch K, pag, 237 aus dem Jahre 1486 betreffend die Verjährung 
einer Hauptschuld sammt Zinsen und Kosten zu Gunsten der Frau v. Rissek gegen Frau 
Dorothea Wagnerin. — 

Was endlich die Objekte betriflPt, welche in den Bereich der Verjähmng fallen, so 
ist bereits in der Handveste eine Ausnahme von der Verjährbarkeit expressis verbis nicht 
statuirt, dagegen glaubt Leuenberger eine solche, nach Analogie von Cap. 57, Schwaben- 
spie^el aus Art. 38 mit ziemlicher Sicherheit auf indirektem Wege nachweisen zu können. 
'' Der öffentlich rechtliche Charakter dieser Bestimmung, wie er sich in den Schluss- 
worten «Et hoc ideo statutum est, ne per unius delidum Clvitas patiatur ivfamiam et 
delrimentum» kimdgibt, scheint hier allerdings dem civilen Institut der Gewerde von Jahr 
und 1% vorzugehen und mit der Gestattung einer absoluten Vindication im Falle der 
rapind den Erwerb durch Verjährung auszuschliessen. 

aSergl. aud^: ©d^wabenfp. Cap. 57. üb ein man foufct biobic ober roiibic gut 
ane ftn toijjen unb ^at bo} in fliOer getoet (enger banne brp jar 

^roie lange ej ein man inne ^at fuut jeman barnad^. man muj im re^tc tun . . . 
man fol ej im rolber geben alfe gnteiS alÄ ej roaj beiJ tage» bo er» üerto» u. f. ro. — 

immerhin ist diese Ausnahme nicht als absolut sicher angenommen worden, da es 
in der Praxis der Spruchbücher in dieser Beziehung an vollkommen schlüssigen Urtheilen 
fehlt. Ist im älteren Rechte , sowohl der Handveste als der Satzmigenbücher auch 
diese einzige Ausnahme nur auf indirektem Woge abzuleiten, so sind umgekehrt die posi- 
tiven Gesetzesbestimmungen um so deutlicher, nach welchen alle körperlichen und un- 
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körperlichen Objekte, an denen überhaupt eine Gewere mögUch war, auch durÄ 

erworben werden konnten. Bezüglich des Erlöschens der Schuldforderungen ^•■'' 

Zeit der Satzungenbücher die zehnjährige Extinctivverjälirung ebenfalls in durcl\ 

Weise für alle Forderungen ohne Rücksicht auf deren Ursprung. 

©aft. 99 R. SBmb gut ba« ein mön[(]^ X 3ar in gcroolt unb gcroer l^r braof 
ouauöefprod^en; — unb ©afe. 119 R. Umb gcltfd^ulb bie jed^cn iar pngeüorbrett alÄ red&t 

Dass auch Servituten und die Feudalrechte, sowohl der Laien als der Kirche keine 
Ausnahme bildeten, ergibt sich ganz abgesehen von dem von L. citirten Schwäbischen 
Lehenrecht Art. 76 doch in erster Linie aus dem Ausdruck der citirten Satz. 99 R. 

@a^. 99 R. er fol oud^ t)on bem ^yx\z bannenl^in nieman l^a&en ju onttDUrten 
,,tDeber omb fetgeret nod^ Pinb 3<i^}it nodfi iimb auber fad^eu.^ 

Ebenso lauten die Urtheile der ersten Jahrhunderte, von welchen wir als die wich- 
tigsten nur folgende anführen: 

Spb. B. pag. 467 anno 1433. $cmman 3)leper8 ßtben contra grau t)on 3laron. 

erfenut, fiber ba^ bie fad^ über jed^en jor ifl gejijmjben pnb bie efl^ant 

fron) margarett in unserem lanb iinangefprod^en atö red^t iß/ gefeffen onb tool^nl^aff ifl 
gemefen^ n)a benn bie Dorgnte fron) margarett }u ben ^eiligen ntdd^te fd^n)eren; baS ft bie 
fd^utt bejatt l^abe, ba^ fte benn ben obgentn ctegern furer nü^t ^ antiourten l^aben föQ 
pff bie prteil fprad^ bie egnte fron) margarett t)on SRaron, baS {t nie eib $ab gietan t)nb 
niod^t nid^ n)o( jr red^t i\xx\,, ba^ fte bie Dorgenten fd^utt Dor langen {iten abgetragen, 
nergoften Dub bejatt ^ab, aber xdvt bem fp fo n)eDe ft ben eib pff ^mmon meoeti feiig 
n)ib Dub cun^enn Iren fun binben alfo x^^ bie beiben }u ben ^eiligen fd^merent, bai^ ft n)o( 
n)üffent bad bie i)orberürte fd^ult nit vergolten fp, bene n)elle bie i)orbenampte fron) 
margarett bie obgent fd^ult nod^ einifl be}alen u. f. n). (n)a8 t)om Statine angenommen imb 
ber Xermln für bie 6ibe^(eifiung bejlimmt mirb). — 

aSergL aufeerbem: ©pb. E. pag. 149 anno 1466. Urtl^eit jroifd^en benen t)on 
©rieffen unb S^^loben ijon SWiffef'unb feiner 3Rutter in Setreff eine» Z^\fCi\x^\itl ju 
Äöttifon. - 

@pb. G. pag. 605 anno 1477. Urtl^eit betreffenb bie t)on ^ednipt unb beren 
2;n)ing- unb Seibeigenfd^aftSred^te ju gaarroangen. — 

©pb. K. 237 anno 1486. aSerjä^nuig einer fiauptfd^ulb fammt Sinfen unb 
Äoften ju Ounfien ber grau Don SRiffedt ^^en grau ©orotl^ea SBagnerin. 

©pb. L. pag. 472 anno 1489. ©trelt um eine SBobengülte jwifd^en »eneblct 
aWaiHarb unb ^enfemann t)on galten gegen S^quin SBillüS t)on Äerjcr»; 
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crfennt: ble rocU ji(| nQd& inl^alt bcr funbfci^aft genugfamliii^ crfunben, 

ba8 Ulli SBBilli« fclig bic obgcfd^ribcnen jroecn SDlütt ©infete jäl^rlid^cr gült über jtoo ober 
brl fianbi^geroerb ^ar bejal^tt Dnb ou(i& biefetben ben genannten 33enebict SWaiDarb unb 
^n^man von Ratten ^an 9Ubau unb anberiS wo\)in gefertiget \)at, bad oud^ in anfäd^n 
fdtid^er ©eroerb ber Dermeflt Saquin SBittl» jm namen fineiJ »rubere [(^ulbig unb pflui^tig 
fln föd, föQid^ }n)en SRütt i&l^rUd^ galt }u ro'axen unb beja^len loie benn fodid^i» burd^ 
toilent Uain SßiQiiS befc^ied^en ünb oud^ t)ormatö berebt ifl. S)erfe(b Slaquin äBiUiS mag 
benn lipfid^ ju ®ott t)nb ben ^eiligen f(]^ioören, bafe er nod^ bie pnen bie ©tud unb 
Unterpfänber baruff benn bie ®fllt gefefet pnb oud^ in ber aSerfci^ribung begriffen iji, nie 
ingel^abt l^ob, ba§ er ou(| allbann (ebig fpn t)nb royttx 9liemanb }u anttourten l^aben foll; 
loeSid^ @ib berfetb ^aquin SBiUiiS nit getan funbem Ttd^ bei&felben angenbS Derjid^en 
l^ot u. f. to. 

©pb. 0. pag. 66 onno 1494, 2)er ÄiW^meper ju Äönife gegen 9iüffU aiufe* 
bäum n)egen aSerjjäl^rung eined ©eelgerdtl^i». 

2)er Statin urtl^eilt l^ier, bag bie ^flid^t bei» Stugbaum iebenfalfö üerjäl^rt fei, xoüi 
in bem 2lal^r}eitbu(i^ t)on jtdni^ nid^t eingefd^rieben unb aber @tabt^ unb iBaribiSgemerbe 
nid^t geforbert. 

&pb. W. pag. 556 onno 1515. Älofier 3"tertafen gegen fian» aSermringer. 
SoS Jttofler loirb auf ©runb ber äSerjäl^rung mit feinem 3^^>^tanfprud^e abgemiefen. 

©pb. A. A. pag. 600 onno 1524. (Srl^art »urger gegen ©olotl^urn eine« 
Sobenjinfe» wegen, 

bieropl bie bemällten föllid^en jinfe ben mütt binlel ober ber 

©tobt u. Sanbtggeroerben oneroorbret all« red^t ijl, l^aben laifen onfton vttb ben letfl 
gebrud^t 9ied^tSl^anbe( in 9lbn)äfenl^eit @rl^art Surger« onb bie ttrt^eil in ©ödid^em 
t>6gongen erlanget^ atfo ba« er bar^n nägit gerebt, nod^ geantmurt ^ett^ bog beg^alb ber^ 
felbe (Sr^art S9urger onb fin bruber fodid^en 9ied^t«^anbel nä^it binben mxb er bp ftner 
gütt mie er bieg iion ällter« l^ar ingebrad^t unb bejogen 1)at, beliben . . . 

Der Bodenzins wird also hier als verjährbar angenommen, dagegen die Verjährung 
nicht als perfekt angesehen, weil der Ansprecher an der Unterbrechung durch Abwesen- 
heit verhindert war. — Besonders interessant in Bezug auf die Erwerbung des Herrschafts- 
rechtes an «eigenen Leuten» ist das auch von Leuenberger citirte Urtheil vom 15. Juni 
1420 im Spruchbuch A, pag. 206 mit dem Titel ,,3lrouu) ber oneetid&en unb frömb- 
ben l^alb wiber ben t)on galdtenfiein." 

— einl^ellenftidj) erfennt: roa« lüten bie oon axonro in jro ftegt begriffen 

infd^riften geben, bp benfelben lüten föttent bie pon Slroun) beliben oon bem tjou gaütenflein 
ffirmert^in Dnbetfimbert t)nb oud^ }u bennen onb femlid^en lüten fo oon bijs^in barjugin 
fulTen fl oud^ red^t l^an. loa« lüten aber ber oon falfenfiein »orgnt jed^en 
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iar in geioatt oub gemerbe gehabt f)at t)nb ba^ luuttid^eit toixt, i i 
fetben lät füllen bem j[e^gnten Don gallenflein belibeu. ^iefe^Oi 
tuntfd^ft ber je^gnt x)on gallenflein legen foQ nat!^ ber flatt re^i^t von 93ern )U brin oiei 
jed&en tagen nemlld^ off bem famflag an ben uferen gerid^t onb jegflid&en mit jrocen Dnoer» | 
fprod^nen mannen toele batom felben nit fiueren möd^t. votlx froto oud^ jm iti^tn tat' 
vor bifer anfprad^ gebienet ^at fte l^abfinn vorhin gefroorn ober nit, bie fuDen im oud^ 
beliben. 5Diefelben !untfd&aft om bie fröroen fol onb mag ber oorgnt oon galfenflein 
toifen onb leggen mit froroen ober mannen in ber n)ife ald oor flat. oud^ ifi mit funber^eit 
ertent baiS aQe bie lüt bie bem oon fallenflein juge^ören onb in ben oon aroto tn)ingen 
oorgnt gefeffen ftnt, föQent ben oon aron) tioing-red^t tun onb bienen in aller ber toig 
als anber fölid^e Iflt iren nad^geburen bienen onb fiif galten onb toanbelen u. f . lo. — 

Aus diesem Urtheile geht nämlich hervor, dass das Institut der «Gewerde», wdches 
wir aus der Handveste bloss als Mittel zum Erwerbe der Freiheit resp. zur Begriindung 
einer Einrede gegen die Ansprüche des frühem Leibherm kennen, auch umgekehrt dem 
letztern zum Erwerbe des Herrschaftsrechtes zu Gute konunen konnte. Nach dem alt- 
germanischen Grundsatze die «Luft macht eigen» verlor nämlich der Fremde, welcher sich 
eine gewisse Zeit hindurch (hier die IQjährige ordentUche Frist) auf Grund und Boden eines 
Twingherm niedergelassen hatte, seine Freiheit und das Eigenthimisrecht an seiner Person 
wurde durch den letztem erworben. Wie der erwähnte Fall nachweist, lag der Beweis der 
Veijährungsrequisite dem Ansprecher ob und musste derselbe durch Beibringung vollgültiger 
Zeugen geleistet werden. Die letztem mussten, falls oin Mann angesprochen wurde, eben- 
falls Männer sein, während Frauen gegenüber sowohl männliche als weibliche 2teugen ver- 
wendet werden konnten. Dass die UnehUchen in diesen wie in andern Beziehungen den 
Fremden gleichgehalten wurden, bietet nicht Besonderes dar imd fand z. B. analog auch 
rücksichtlich des Ausschlusses von aktiver imd passiver Erbesfähigkeit bis in die neuere 
Zeit hinein in geringerem oder höherem Grade statt — 

Der erste Anstoss zu dem später allgemein werdenden Ausschluss der Verjährung 
bezüglich des Erwerbes resp. Verlustes von Feudalrechten wurde diu-ch die Kirche gegeben. 
Während nämlich, wie weiter oben bemerkt, in den ersten Jahrhimderten der Stadt eine 
Ausnahme von der Gewerde überhaupt nur beim geraubten Gute constatirt werden kann, 
so brachte es die steigende äussere Macht der Kirche imd mit ihr der eindringende Ein- 
fluss des römischen , insbesondere canonischen Rechts (Tit. cod. de praBscr. trig. vel quadrag. 
annor. 7. 39. — Tit. X. de prsescr. 2. 26.) mit sich, dass dieselbe auch auf diesen^ Gebiete ihre 
Privil^en durchzusetzen suchte, was ihr zuerst nur in einzelnen Fällen, später aber in 
durchgreifender Weise gelang. Zuerst begnügte sich die Kirche damit, dass auf die ihr 
angehörenden Rechte die ausgedehnten Fristen der sog. prcescriplio longissimi temporis näm- 
lich 30, 40 und 100 Jahre statt der LÄudsgewerde von 10 Jahren angewendet wurden, bis 
sie endlich nach und nach die vollständige Unverjährbarkeit der ihr zustehenden Feudal«» 
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rechte mitunter zu behaupten im Stande war, was dann auch Analogion bei weltlichen 
Feudallasten zur Folge hatte. Vergl. ausser den bei L. citirten Spb. B. pag.. 235. Spb. 
G. pag. 241 und Spb. H. pag. 656 noch insbesondere : Spb. V. pag. 286 und Spb. Y. pag, 705. 
Während in den meisten citirten Urtheilen nur auf die längere Frist hingewiesen wird, spricht 
sich dagegen ein Entscheid vom Jahr 1491 in Spb. M. pag. 338 für den Ausschluss der Ver- 
jährbarkeit der Zehnten aus, weil dieselben ihre Einsetzung dem göttlichen Rechte verdankten. 
Diese Anschauung errang aber, wie bereits bemerkt, nicht überall den Sieg, denn es finden 
sich unter den citirten Urtheilen sogar einige aus späterer Zeit, von welchen einzelne gar 
keine Ausnahme zu Gunsten der Kirche machen wollen, andere sich bloss auf das Erforder- 
niss des langem Zeitablaufes beschränken, z. B. Urtheile aus den Jahren 1511, 1512, 
1513, 1520, in den Spb. U. pag. 79, pag. 286; W. pag. 117; Y. pag. 705; u. s. w. 

Dieses Schwanken in der Gerichtspraxis mag denn auch der Grund sein, dass die 
ältere Geriehtssatzung von 1539 die Unverjährbarkeit der Feudallasten , worüber Leuen- 
berger seine Verwunderung ausdrückt, in keiner Weise berührt. Es ist doch gewiss nur 
natürlich, dass ein Rechtsbuch, welches wie die demnächst zu behandelnde Gerichtssatzung 
von 1539 wesentlich auf dem Boden der Praxis steht, einem noch schwankenden Prinzipe 
nidit durch Aufnahme als Gesetzesnorm eine absolute Sanktion ertheilen wollte, umsomehr 
als durch die Reformation in jener Zeit die Grundlagen der bisherigen kirchlichen Ordnung 
audi in materieller Beziehung in vielen Punkten einer neuen Gestaltung entgegensahen. 



GAP. IV. 
Das Recht der ersten Gerichtssatzung aus dem Jahre 1539. 



Die Blattbezeichnung bezieht sich auf das im Staatsarchive des Kantons Bern be- 
findliche Exemplar. 

Slatt 20. unb 21. SBic man Dtnm gelt fd^ulbcnn fo bc9b partl^pen Dor 
gtld^t erfd^innent rld^tcn foff. — 

SBic ber Dcrfprc(^cr ein cpb tf)\xn möge vmb öngid^tige fd^utb. — 

Site onnfcr flott brud^ mnh xei)t bj einer fo einer f(^ulb giddtig üub anreb ift 

Don fltinb an geiopfen roürt ben cteger bero je uernüegen ober je erjöugen bj er jnne be- 

jdlt l^abe, ba foff bicfet bxui) affein omb f4iulb(enn) fo nodd iiit oerjdret onnb oertaget finb 

9elf(enn) unnb botnad^ geurtl^eitet n)erb(enn). SEitnn aber einer ben onbern anclagt omb gett^ 
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f(j^ulb(e)tn) xoai e^ jod^ für fd^u(ben flennt e^ berate gtpd^eniS löuff ober anber ]aäf(ennX HiUi 
oggenonmien, ein gann^ jar ober mer naä) bem gefe^teun ^l, baruff bie be}atung oerfaffeit j^iai 
unb l^at nit red^tformicj 9ef(]^rifften vmb biefelb f($utb, jfl benit bie per[on bie ber fd^ufb ^aft 
an9efpro(^(enn) roürt ein omierfprod^ne perfoii onb fein funbtfd^afft oer^anben ifi, battiit fp 
er3öug(enn) ntag^ b} fp ()e}alt ^abe, fo mag ber an9eclagt(enn) perfon ein e^b jet^unb er^ 
fcnnt roerbenn, onb fd^roert ber angefprod^enn benn einen epb, bj er biefelbig geltfd^utb 
be}Q(t l^abe^ fo fotl er bem cleger nit fürer barumb }uannttt)nrtt(enn) l^aben. 
3e^enjdrig ongid^tig geltfd^ulbenn. 

Sffield^e geltfd^nlb ftabt ungeuorbert mit red^t ober fnnfl Dngeuorbret jel^enn jar ober 
mer onnb benn ber bem biefclbige je^enn järigc geltfd^utb angeuorbert toürt, bcrfelbenn fd&ulb 
nit bclanntUd^ ifl, fonnber» einen e9b fd^roeren toiff, bj er bife geltfd^ulb nit f(i^utbig fpe 
ober nügit barumb muffe, fo foQ er nit matter barumb )uanntn)urtt(enn) ^aben. 

SBie einer ju jiner l^anbgef(]^rifft fd&ulben, fo nod^ nit j järig finb mpfenbe fd&meren möge. 
SBenn aber ber oeranntmurtter einer fd&ulb fo no(]^ nit jel^en jar angeflanben rocre 
nit motte befanntlid^ fin onnb aber ber cfegcr biefelbige fd^ulb in jtn gemonnlid^ fd^utb^ 
bud& jngefd^r^ben ^ette, ob bann ber cleger umb fln fd^ulb fein annberc funbtfd^afft ^at, pnb 
er ein biberbe onuerfprod^ne perfon ifl onb ju [xnex ^anbtgf(^rifft einen epb fd^mert, bj 
ber oerfpre(|er jme bie fd^utb gelt(enn) folle attbann fott ber anntmurttcr barumb bejatung 
Dnnb genug t^un. 

»latt 31. Sffiär oerfiotenn gut foufft. 

SBellid^cr müffenntUd^ ober onmÜffcntUd^ roub, üerfiotenn mh entragcn gut bufft, 
fompt ber bem bj gut genomen onb enntrag(enn) nad^ ber fiatt rcd^t beropftt bj e^ jm bur^ 
onred^t enntfrembbct ifi, fo fott ber i^enig fo baffctbig erfoufft bem anfpred^er femtU^ 
miber gebenn one attenn fd^aben. 

SBlatt 32. ©mcrbe. 

3Bir l^aben oud^ gefegt mettidderlep guts ein mennfd^ ^arbrad^t l^at ober vonn big^in 
Einbringt, befiftt mnh \m\ })at jel^(enn) jar in groalt, Dunb in gmerb rümig mmh onangefptod^en, 
afö rcd&t ifl, ber fott oud& bannet^in oonn bemfelben befeffnen gut niemannt^ fo in ober tiffert^ 
l^alb Dnfer flatt 83ernn gfeffen ifl antmurtt ju geb(enn) fd^ulbig fingennftüd^ i)mb fcinfod^ 
nod^ anfprad^, ber anfpred^ennt möd^te bann ermarenn b} er jnnert^alb ben selben iatenn nit 
im [annb gfln roere, ober ob er jodd im lannb gemefen, innertl^b berfetben jatjal on bj 
gut mit ted^t anforbcrung getl^an l&ette,befe fott er benn bittid^ genicffcnn fouil red^t ifl. 

93tatt 32 unb 33. äßenn jemant^ mit tobt abgatl^ on nattürlid^ ober gfeftt 
erben, mer red^t ju pnem uerlaffenem gut ^aht. 

©tirpt jemanntiJ in ber flatt Sertm ober uffertl^alb in jrem grid^t one nattflriid^ 
ober rcd^tgfaft erbenn, fo foH unfer fd^ultl^ei« onnb rätl^ atteö fin uerlaffen gut in jr f)\it 
oon flunban nemen t)nnb alfo ein ial^r t)nnb ein tag in l^ut bel^altenn ob benn in bifer 
je^ beflimpter 39t jemant baffelb gut erbenn mlQ x>n\> nad^ erbenni^ rei|t forbert onnb nad^ ber 
flatt Sern red^t(enn) crjöugt bj er befe abgeflorbenn red^ter ned^fler erb ifl, fo fott berfett bj vex- 
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taff(cnn) gut ncincn onnb frpl^ bcfiftcnn, iDcnn aber fein erb bj gut oorbert fonnber* e8 
Mppt b} iar t)nnb bcu XaQ TJuangefprocf)(cim), attbanu foD e^ aUeiJ Duufer flatt Sern oerfollenn 
{tu unb btpbenn. 

33 (a tt 29. ^n n)e((j^er lyt ein (ouff möge ge}ogen n)erben. 

SBeld^r ein femliiä^en louff jüd^en roill, ber foll eiJ tl^un in jar» frifi, bann rofir 
elnid|e güetter fp f9gennt (ligent) ober farent elgenn ober annbere güetter jar onnb tag in 
gn)onnlid^er bft^unge l^at^ berfelb foD nad^ oerf(]^9nung einS jarS onnb tagi^ gar niemanntlS 
nter barumb juantrourtten l^aben, ber anfpred^et möge benn beweren, bj er l&iejroüfd^en 
nit in bem (annb an^eimfd^ gfpe^ n)er aber jemannti^ {tn gut (S^ f^e elgenn teilen ober 
annberiJ, fo er jar onb tag in rümigHici^er gemerbe l^at bfeffenn, abjejüd&en onberfian onb 
aber onred^t barju grounnen, onnb Jme mit onreci^t befci^roetenn würbe ber foll jme }u einer 
befferung gebenn i ^ onnb barju aDen coflen onnb f(]^abenn barin er jme giopfen ^ette 
abtragenn. 

Wie aus dem vorstehenden Text erhellt, beginnt der Abschnitt über Verjährung in 
der alten Gterichtssatzung mit der Behandlung des Erlöschens von Schuldforderungen durch 
Zeitablauf und hinzutretenden Reinigungseid des Schuldners. Der Inhalt der betreffenden 
Bestimmungen schliesst sich beinahe wörtlich den schon in den t Satzungenbüchern » ent- 
haltenen Gesetzen über den nämlichen Gegenstand an. Auch hier ist der Charakter der 
Verjährung nicht derjenige der römischen prcescriptio extindiva, d. h. eines absoluten Er- 
löschungsgrundes der Schuld, selbst wenn deren ursprüngliche Begründetheit nicht bestritten 
war. Im vorli^enden Falle bewirkt Nichtgeltendmachen der Schuld während der be- 
stimmten Frist nur eine rechtliche Vermuthung fprcesumptio juris) für den Mangel ihrer 
rechtlichen Begründetheit, welche Vermuthung erst durch die Hülfe des vom Beklagten 
geleisteten Eides zur formellen Gewissheit (jprces, juris et de jure) gemacht wird. Eine 
fernere Uebereinstimmung mit dem Texte der Satsungenbücher findet sich in der genauen 
Unterscheidung derjenigen Schulden, für welche rechtsförmige Urkunden, «rechtformig 
geBchrififlen » (in Satz. 118 R. « versigelt brieff ») vorhanden sind, und derjenigen, wo dies 
nicht der Fall ist. Für die erstere beträgt die Verjährungsfrist volle 10 Jahre vom Tag 
des Verfalls an, fär die letztere bloss Jahr und Tag, also der nämliche Zeitunterschied, 
wie auf dem Gebiete der sog. erwerbenden Verjährung zwischen der alten Stadt- und der 
Landgewerde vor Abfassung der vorliegenden Gerichtssatzang. Durch die genaue Fest- 
setzung dieses Unterschiedes und durch die durchgreifende gesetzliche Anwendung desselben 
auf alle Fälle von Schuldverhältnissen wurden die Specialgesetze für Schulden von Christen 
und Juden (Satz. 106 und 115 R.) für Lidlohnforderungen (Satz. 117 R.) von Dienstboten 
u. s. w. wenn nicht speciell aufgehoben (lex generalis posterior non derogat legi priori 
speciali), so doch, weil in den allgemeinen Rahmen des Gesetzes passend, überflüssig, und 
es geschieht daher seit dieser Gerichtssatzung dieser Verhältnisse keine besondere Erwäh- 
nung mehr. * 
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Den Uebergang zu den allgemeinen Bestimmung^ äbtf die AoquisitiTVeij&hrung, 
welche später unter der Rubrik < Gwerde» behandelt wird, bildet die kurze BeBtimmung 
(auf Blatt 31 cit) über den Kauf von « verstolenn Gut«. Bei letzerem wird nämlieh aus- 
drücklich jeder Erwerb durch Veijähning ausgeschlossen. Es ist diess die erste gesetzliehe 
Bestimmung im bemischen Rechte, welche diesen Grundsatz, der auch im römischen Rechte 
für res vi possessce, furtivce, deperdüce gilt, klar und deutlich ausspricht. Qleidigfiltig ist 
hier vollkommen, ob der Erwerber bona oder mala fide < wüssentlich > oder < unwüssent- 
lich> gehandelt habe; das Vitium rei bildet das entscheidende Moment als ein absohites 
V^ährungshindemiss. Auch wird hier, wie bereits bemerkt, zuerst der Begrijff von Raub 
und Diebstahl genau auseinander gehalten und in der oben erwähnten Weise angewendet, 
während sich in der Handveste art. 38 bloss eine Andeutung dieses Grundsatzes findet, 
ohne dass man, wie weiter oben auseinandergesetzt wurde, mit Sicherheit auf dessen da- 
malige Gültigkeit schliessen könnte, imi so weniger, als sich in den Satzungenbüch^n, also 
in der Zeit zwiischen Handveste und Gerichtssatzung, eine entsprechende Auslegung oder 
Anwendung des Art. 38 nicht constatiren lässt. 

Was die Bestimmungen der Gerichtssatzung von 1539 über die sog. erwerbende 
Verjährung, die « Gwerde» , betrifft, so lehnen sich dieselben theils an die Satzungenbücher 
und das durch dieselben modificirte Recht der Handveste, thdls an den Wortlaut der letztem 
direkt an. Die erste der hier vorangestellten Satzungen (auf Blatt 32 enthalten) stimmt 
mit Ausnahme eines Punktes vollkommen mit der im Satzungeid)uch R. enthaltenen Satzung 
99 überein. Während nämlich die letztere festsetzt, dass die zehqjährige Frist für Burger und an- 
gesessene Gäste keine Wirkung haben, sondern es für diese bei der alten Frist von Jahr und 
Tag nach Massgabe der Handveste bleiben soUe, wird durch die Gerichtssatzung diese 
Fristverlängerung ausdrücklich gegen Jedermann festgesetzt, derselbe sei in- oder ausser- 
halb der Stadt Bern angesessen, mithin der sog. Landsgewerde hier zugleich der Charakter 
einer Stadtgewerde beigelegt Interessant ist, wie bereits Leuenberger bemerkt, dass in der 
Gerichtssatzung sowohl an dieser Stelle wie an allen andern, welche diesen Gegenstand be- 
handeln, die in der Praxis bereits mitunter berücksichtigten Momente des guten Glaubens und 
des rechtmässigen Titels ganz ausser Acht gelassen sind. Wahrscheinlich ist dies absichtlich 
geschehen, da in jener Zeit nach der Reformation, wie in vielen andern Gebieten, so auch 
auf denjenigen des Rechts das nationale Element gegen die romanischen Einflüsse eine 
feindliche Stellung einzunehmen begonnen hatte. 

Unmittdbar aus der Handveste in die G^richtssatzung übergegangen ist die Be- 
stimmung über die Veijährung der Ansprüche der Erbberechtigten an eine hegende Erb* 
Schaft. Sowohl der Art. 51 der H. V. als die soeben genannte Stelle der Gerichtssatzung 
bestimmen nämlich die VeijährungsMst für den ansprechenden Erben auf ein Jahr und 
einen Tag, vom Tode des Erblassers an gerechnet, und setzen fest, dass, fiedls sich wäh- 
rend dieser Zeit kein Ansprecher meldet, die Erbschaft dann als hereditas vacans an den 
Staat fallen solle. Ein wesentlicher Unterschied rücksichthch des Inhalts besteht zwisdien 

6 
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Ferner spridit dafür die bedeutende Anzahl von Urfheilen, in welchen die Verjährbarkdt 
der Zehnten und Bodenzinse ohne Berilckaichtigung der kanonischen Satzungen, wohl aber 
des sog. ^unvordenklichen Besitzes* nach altem. Brauch und Herkommen festgehalten wird. 
EndUch zeichnet sich diese Periode dadurch aus , dass hier das Moment des unvordenk- 
lichen Besitzes berücksichtigt, die Rechtmässigkeit des Besitzes in Ermanglung eines andern 
Titels insbesondere bei Servituten nicht mehr nur nach den Prinzipien der Gewerde im 
engem Sinne, sondern vermisdit mit den Elementen der sog. •irrnneinoriälis prcesoriptio» 
des gemeinen Rechts auf Grundlage von altem Brauch und Herkommen über Mannsgedenken 
prlusupurt wird. 

aSrgl @p6. R. R. pag. 815. Urtl^U von anno 1554. SEBAfferung^fheit iwifd^n 

bellen von Slubenfd^pl mit ben (ikmeinbett ätol^r imb SRooS: ^bemelte port^pen 

jebe foQi^ loftfferung ^aVb bei il^rem alten brud^^ gewo^nl^eit imb l^rlommen befian unb 
beliben foQe''^ b. ^. eS flnbet auf ®runbtage hei unoerbenliid^en OuaftbefiteS l^ier bie 
Xnnol^me eines ®en)ol^n^eitSte(i^teS ftott 

nrt^eil von 1559. ®pb. U.U. pag. 6. Sßegred^tSfteeit snAfd^ ben ®e^ 
meinben Xreptten unb Srfittelen. 

llrtl^eil Don 1571. Y. Y. pag. 546. Sted^tS^it {wifd^en S>aoib (Sflgenfug, 
3ofi^ S>u6i unb SRitl^aften gegen $eter Saberg loegen Se^enSoer&nberung : 

^{Diemyl f51Ud^ perenbevung oettufd^ung onnb oerfefeung beg betnelten gut» nun 
äben lange vft ober ettlid^ IBanbtAgnyerb ifi angeflanben onnb bie Derenbteten find burd^ 
bie innl^abet berfelbigen oomad^er mit enbtrid^tung irer angebür iinfeS von ben Sed^n^em 
ober jren oenoftfem mitt erfd^ft empfangen wotben, fo föDe ei nod^malen alfo (alU ein 
altt oeriatet onnb vertaget bing) barbp beliben onnb bie beft^et ber be^ 
melten flndm onnb gutts nitt barvon getrieben nod^ verflogen »erben. 

llrtl^eil vom 3a^t 1578: @pb. B. B. B. pag. 175. — S>ie aReperl^dfe ber 
©raffd^aft Sßongen m9d|ten ber S^rfd^alpflid^t befreit iverben.' 

inn anfAd^ bs berfirte l^öffe onb gütter 9on aOterl^ar onb fo offt fpd^ 

^anbenbemng )ugetragen i^at ool mtnb el^fd^aft fd^nlbig worbenn gcratl^ b} f9 furter 
loie bi^^at inn foSid^er pflid^t blpbenn mnb befian föSinb u. f. w. 

llrtl^eil Don 1580. @pb. B. B. B. pag. 906. Sted^tSMt }»ifd^ Xnt^onp oon 
Sutemouto unb ®emeinbe @taffeibad^. 

e» mdginbt benn bie öerantwottere bpbringen Dnnb ei^en, b) f9 Don 

jeio&llben l^at oon bem opi onnb gart^enn gem&d^ fein jennben g&ben l^inbt, vnbt 
innen oud^ nie abgeuorberet morben fpe^ baS fp aSbann fouil 9ted^t i% geniffen foQinbt u. f.to. 

ttttl^eil Don 1578. B. B. B. pag. 408. 9ied^{ireit ber ©emeinben Sen^burg 
unb 9h(bi8to9l gegen bie ®emeinbe ^tauffen. 

^ S)argegen ober gemeUe t)on ©touffen fid^ bero befd^w&cbt gti^alten 

pnb (mge^eigt^ boS gebadetes toalbts ätd^erumb onb äßeibgang 9on alter l^or m off biefe 



- 46 — 

Vftt Dnjwtl^cUt gftn Dtib Don Jnen mb onbcrcn benaci^parten gmcinben genüget, unnb gc* 
bnid^t worbcnn. ©ctl^atbcn onn8 gcpätten bp fölW^cr alt grcd^tlgfeit f? jcl^annbt^aben 
wib beleben jelaifcn t)nb baiS wir baruff ger^atcn ünnb erd^anbt, gcfagtcr toolb fötte t)erneft 
tm§ert]^cUt beleben, xmnb Don bcn öUgcbac^ten gcmcinben nad^ altem brud^ t)nb Qmon- 
^t tnit friben onb einigteit genutet onb brud^t loerben. 

Urt^cil Don 1583. ®pb. C C. C. pag. 571. 9le(^t8fhcit smfd^n ben ®e^ 
mdttben Drpunb unb aWctt gegen öerrn Abraham aJlüfeti. 

— ©topl bcrürte }u iter oermeinten red^tfomme bie ermettttennn fpennlgen 

fliu! mitt irer i9e9bfa^rt jenu^en nod^bem ber erft roub bauon ingenommetm worbenn^ f ^ein 
onberenn grunb l^abennb bann ein btud^ ober geroon^eit, ünnb aber nit erjeigen mögenb, 
boi» jnenn fSDtt^r bntd^ von t)nn8 nod^ j[emanbt8 änberenn bejidttigt ober bem l^erren 
l^öüffer porbel^ltenn worben f9e t)nnb-baiJ ade annbere ombttgenbe gütter ob f? wol nlt 
ber f^Ud^n gftn, blefer ©ermelntenn red^tfomme ber wepbfal^t frp fpenb u. f. w. 

schliesst das Gericht auf Abweisung der Kläger und deren actio confessoria. 

Urt^ell von 1583. ©pb. C. C. C. pag. 828. «ed^tajheit plfd&en 3««lau« 
9Ult]^ gegen Sonrab 9tat^i. 

bicw9l ber antwurtter ba» gutt über SanbSgeioerb t)nerfud&t t)nnb rfiwig 

bef&gcn fo fftffe er bem cleger nfl|tt §e antmurtten l^aben u. f. ro. — 

Urtl^eil Don 1587. @pb. E. E. E. pag. 172. $ann8 ©urnl^rren gegen ®oDl, 
«dgti unb 3Bit][iaften. 

* -• ^*biew9t jre anfprad^ fein oerbrieffte nod^ gid^ttge fd&uDb fonber» oud^ 

über 2anW8gewerb t)ngeuorberet bllben \ft, fo fpenb bie oerjpred^er jnnen barumb meber 
burd^ ia nod^ nein jeantmortten fd&utbig, f? bie Keger möginb ban erjeigen bo» fold^e 
fd^ullb innert bem giS einer SanbtSgtoerb gel^öufd^n morben \ye begelben alSban )uge^ 
nieffen afü Wed^t ertl^agen mirt u. f. xo. — 

Urt][ieilt)onl587. @ph. E. E. E. pag. 226. »nt^oni SRott gegen Smmer gdnnl 

ti möge bcnn ber cleger beropfen onnb gnugfamlid^ erjeigen ba8 ber 

fpennig I^ornjing ptt beg alten SKeperÄ ^ßetter $ufer8 fätigen tob geuorbert roorben, oud& 
gftng t)nnb gab gRn fpe, beffen er bann fo oil red^t jfl, geniefeen föffe u. f. m. 

nrt][ieilt)onl587. &pb. E. E, E. pag. 198. itild^meper ju Spnau gegen 
©ebräber äßettli 

hittoyl ber fpennig jinfe in bem atttten fild^robeOi befd^ribenn wnb b? 

ilbenftig ober ad^ftig jaren befanbttid^ gfin, ongefpert onnb onc roiberreb bcjafft morbenn fo 
füSenb f9 fd^ulbig mtb pflid^ ftn fdHid^en mfltt bind(et jinng ffirl^in aQd bigl^ar v^it^ 
ridjtenn ober ben flegerenn einen anberen jinßgeber fflrfd^lad^n, ber jnen föDid^en jinfe jale, 
berfelben fpe tool geappeBiert u. f. ro. — 

ttrtl^eil oon 1601. ®pb. H. H. H. pag. 745. ©emetnbe aWüntfd^emier gegen 
©emeinben ßrlad^, 93inel)^ %\i^d unb ©ampelen. 
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hitmfß bie von 9Rilntf^ier t^n ftgel tiod^ brpeff n^^ «nbere gred^^ 

tigfeit uffieggen föniieiibt, b} gebadete von Srtad^ vnnh 3^re erlütterte 9tltl^ff!entt pflid^tig 
onnb oerbunben fpenb jnnen in er^alttung j^rer bruden, {i&g onnb n&gen öbfr baH SRoog 
^i(ff onb bpflanb {ulepflenn, tmb ou(i^ bie unferenn oon dtia^ onnb bie öbrigenn ttmdtUnn 
börffer Dnangefed^enn \y ju red^tftme [n hai SRoog jefforenn l^abenbt su fflSid^ l^itff^ 
[(9ßung jl^rejS gebentenni^ niemals gehalten toorben onb fo föOenb nun bie gebadeten von 
(folad^ 9nb i^re mitt^fftenn by i^rer ^abenbec red^tfamme off bem Vtoo^ geitljlici^ oer« 
bbfbtn tmb oon benenn oon äRfintfd^mier begerten nihoen l^itff frp onnb tebig f^nn u. f. m. — 

ttrtl^eil oon 1597. Spb. H. H. IL pag. 247. Obere! Gpitat gegen Beft^ 
bes »efgi SlefUi. 

blewptt bie oerforftd^et fotd^n »etg nrnt off bie 57 iwc o^ne e^nldjen 

int^tog jngel^nn genügt onnb gnoffenn (utt ixt» fOcgelegtenn (ouffMeffH batitt off 
Sude 1522^ fo fdBenbt \y oud^ bp bemfättenn gAn^d^ oetbUbenn, gefd^u|et onnb ge^anbt^ 
l^t »etbenn onnb beg SergS befl^ung onnb nu|ung »ie bi^anl^ro tl^eiO^offt fpn onnb 
btpbenn u. f. n). — 

Urtl^eit oon 1599. 6pb. H. H. R pag. 423. Xbt oon 6t ttrbon gegen 
®emeinbe Sioggwpl. 

borgegen ber betörten ©melnbt oon Steggioijl erbäte motten . . . oet* 

meinbt^ bietopl bemelt ibxd mottlannbt itet gemepnbt mit gnmb onb boben ottd^ bem 3in6 
batgefielt oetgobet onnb nun öbet bie l^unbett \at befeffen tootben fpe o^ bag man inen 
batum lein e^tfd^a^ geuotbtet onnb gebenn 

loit batübet get^ten onnb etlennbt, biempS emonttf ffatdC matten jn^ 

maffen ob^bt^ o^ne einid^eh oorbl^alt be§ erfd^ft ^n onnb übergeben worbenn onb ban 
gebadete gmepnbt beffetbig fo lange iptl^ onangefptod^ befegen bag oitd^ b^ ^^^ 
nit foO onnb mag geuotbtet m&rben ba man bl^ }in{i l^tt Slfo föSe molemanntet ^ 
apt onb bag ®ott9^ug gebadete gmepnbt nod^malen o^ne betglyd^ ootbettmg beg e^tfd^a^ 
batbp belpben laffenn et möge ban bpbringen onb einigen ba| mit bifet oetgabung bet 
etfd^ft bemettem ®otjl^ug fpnn ootbe^olten motben beg aOban )egeniegen u. f. xo. — 

Utt^eil oon 1607. ©pb. I. I. L pag. 771. tttttid^ aß&ffettt gegen 
(Bmeinbt Jtild^botf. 

3?ad^bem mit . . . gefpfltt bafe bie onfetenn oon Äitdjbotff »ebet mit 

btieff nod^ lüttenn etmpfen fönten, b) fp jut mel^rgebad^ten megfame red^t l^binbt, fonnbetS 
bog ba9 loaS l^ieuot befd^&d^en nit oon ted^t! fonbett ftfinbtfd^aff t megen befd^d^n. . . 
getlM^ ^n^b etlent, bag fp bie gmeinbt inne Xmman jReffettt onb bie finen, beftftete 
gebad|tet Jttt^atten biefet gefud^t megfame l^alben iet onb l^nad^ gen|lid^ t|fttoig, onet< 
fud^t onb onangetaflet oetblpben laffen u. f. w. — 

Uttl^eil oon 1610. @pb. K. E. IL pag. 625. 2r &mft Sftantt om Bttttenumm 
gegen Qet ffiolfgang Gd^neS, gem. $tebicant }tt S3etp, unb bie Untett|anen ber j^ 
fd^ft »etp. 
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— ©0 tt)te nun föllid^ an^el^ört, Dnb batnebcn oud^ vt^nhen, boJ ge* 

hod^r 3^ oonn Seipp onnb fine oorbeten ftbt muabendlUlftn joren inn rfiioiger b^ftung 
onb nu|ung be^l^Ibigen tbeils foQidiien Ud^enbenS gewft^n loie oud^ no$ i^aben wir onS 
barflber entfd^toffen wo toir onnfer vermeinten red^tfame ^abmn nit mel^rere nod^ flftrl^e 
gOKirftme in bae (finfftig finben würben ba§ wir jnne 3^ onnb fpne ndd^ommenben bp 
bet nuftung föDid^ b^^en tbeU jungi jed^benS oerbt9ben loffen wSQinb tonnb borfaj^ oud^ 
gerboten, baS bie onbertbanen bemetter ^errfd^aft, föQid^ jungi jed^enben imm|ger(i(b 
offfieSea mh t>^rid^ten imnb bonn benfelben ber Sündigem wie aud^ ber je gu SSetpp 
wefinbe Qx. gJrebilont mit einanber {u gt9d^n offtl^temt fSSinbt u. f. w. — 

Vergleiche aber den Ausschluss der Veijährung bei Boden^insen luisaerdem : ' 

nrtbeil von 1560. @pb. U. U. pag. 214. Subwigj^uwen t)nb ^n» S^«blirtfd^l 

biewpE es umb einbobenjing setbunb, fo nit mag oerfd^ine 

nod^ burd^ bie Sanbftgwerb t)ffgel^ept werben 6o foOen bie verfpred^ benfelben 
Dgrid^ten onnb oemflegen, 6ie mögenb ban nad^ form recbtenS einengen bas ftOid^ iinS 
abgelöst ober abfoufft worben fpe, bes f9 aVbann fouil red^t ifl genie|en föDenb u, f. w. — 



GAP. VI. 
Die Gerichtssatznng von 1615. 



©er III. 3;itul. (SCb^it H ber ®. ©.) »ou SBerjärung obe? ©ewftrbe. 
S>ie L ©aftung. SSon äSeriärung (igenber Sfiteren Sed^tfdmmen Qnb (Beced^tig« 
feiten. — as^td^er ünUi^etUg ligenbe 3ater, 9Mtfammen ober ®ered^(^en bittiebrad^t 
ober fftr big ^m barbringt beult 9nb jndbat }&d^n 3abr in @ewaft vnb (Bewerbt, rfiwig 
mib onangefprod^ als red^t ifl, ber foQ audft bannet|in 9on bevfelben befeftnen QUteren 
wegen niemanbs er f9e fatm ober t»fferbalb bifer Statt gefeffm antwort legten fd^ulbig 
f9n; ber Snfpred^ m4ge bann nadb ber @tatt Siedet erwabren, bau er innerbotb beft 
iftd^ ^abren nit im Sonbt gfpn ober ob er gl9d^wo( im Sanbt gf^n, jnnertbalb bleiben 
3a|n^ an fMd^ ®ater mtt Med^t anforberung getl^an ^be. S)e& fpQ er benn biOidb ge« 
nieffen fo oit red^t id. 



- 48 - 

^iemit ober iDöKenb loir nit gemeint, fonberi^ l^eiter ogbebinget l^aben ali nam- 
(U^ ^errfd^afft redete üimb Sobengaften ober Soben^gered^tigteit aü nit weniger aud^ 
Itgenbe ©Otet fo einem ^rittmann mit Flamen oerfd^riben bi[e aOe föOenb angebOter 93er$ 
iärung gefrpet ftn. 

SHe n. Sa^ung. SBon SSerjärung )ingbarer onb t^njingbarer oerfd^rtbnet t)nb 
vnDerfd^bner @d^ulben. — ßbenmafftger mpg föQenb bie @a(tbrleffen^ t)on benen in jfi^n 
Solaren einanberen nad^ feine S^^fen bejogen nod^ mit (Srid^t onnb Sted^t geforbetet wurbenb, 
Detjätet t)nb erfeffen ^yn, \o rool am ^auptgut otö an Sialen, otfo bai» nad| oj^ang ber 
)äd^en Saluten ber @d^ulbner fpnem @t&ubiger (ob er il^m fd^on benftmal^l SSrieff onb 
@igel ffinopfen mürbe) meber 3i)^6 nod^ i5<^uptgut jebeja^ten fd^utbig f^n foD : 6d f9e bann 
fad^, hai ber Staubiger in föld^er 39t nit im Sanbt gf^n ober baS ber metd^ fölid^ 
^auptgut onb ^in]m gel^örten in ber jpt ber jäd^en Salären in SSogti» ^nben t)nb gemalt 
gfpn mere mh ber Sogt bie 3infen v^ ^l^r(&f{tg(eit nit geforbert l^te, atebann foO ber 
(SHftubiger beffen billid^ genieffen. 

©Ipd^er gflatten föQenb aOe attbern Sd^ulben fo glpd^ol nit 3in§bar tmber obbe^ 
fd^ribnem Dorb^alt oerjftret fpn, marm biefetben jnnert jäd^en S^l^en oon ber vft an }U)eQen 
ba ein |ebe oerflele mit ®rid^t onb 9led^t nit geforbert murbenb : 93nb ^inberet l^ieran nflt 
obfd^on biefelben in beS Snfpred^enben @d^u(bbud^ ingefd^riben ober fonfi oerbrieffet mdrenb. 

S)ie m. Sa^ung. S)er ®ä(ten, fo t)ff ®&(tdtagen nit mSgenb ^It werben, Sn^ 
fprad^en, faQenbt in fein fianbti^gmärbt. — Sßann ber 93ergä(tdtager glpd^mol nod^ |&d^en ober 
mel^r ^^tm m^ Doln^ognem ©SltStag^ mel^r onb anber ®ut, eS f^e in (StHxor)^ ober 
anberer gflalt oberfommen mürbe : @o föQenb barumb ber jenigen ®(&ubigeren bie off ge^ 
^oltnem @e(tstag nit oöDengflid^ befribiget morben. Snfprad^en onb ^orberungen in gar 
lein (Srflftung nod^ SanbtSgmärbt gefallen f^n^ fonber eS foQ ber 93erg&ltstager föld^ fpn^ 
t)er(ürfligen ©laubiger ogmpfen onb fpn ®ut barumb Derl^fft f^n, onnb mag i^n ba0 nflt 
fd^irmen bai» er baroor f^n @ut gmeinen ©alten bargefd^lagen ^t 

S>ie IV. ©a^ung. 93erfiolen ©ut iß aud^ feiner SanbSgm&rb onbermorffen. — 9Bann 
jemanbS f^nem ©ut fo il^me geflolen onnb entmenbt morben in onfer @tatt onnb bero 
©rid^t nad^ fompt onb oon fpner Oberfeit glaubmflrbigen Sd^pn bringt^ baru^ juerfennen 
baS födid^ ©ut f^n ©ut gf9n fpe : @o fod j^me baffelbige ©ut e8 fpe glpd^mol in bie 
onbere, brltte, oierte ober mel^r i^änb f ommen, erfaufft ertufd^ ober fonfi erlanget worben 
frp ol^n aOe entgeltnug sugeßeOt werben onb bann aQmegen bem ft&uffer^ Grtl^ufd^ u. f. w. 
f^n Sted^t gegen ben anbren britten^ oierten u. f m. oon bem er ei» toufft, ert^fd^ ober 
fonfl oberfommen onb alfo fflr onb fflr jee bem einen gegen bem anberen oorbd^oltan fpn: 
aSnb foQ l^ieran nüt l^inberen ob fd^on föQid^ oerftoten ©ut )ftd^n ober mel^ 3^ I^ 
oon iemanbts ber eS obgel^örter gflalt an fid^ gebrad^t befeffen morben, in onfed^ omtb be^ 
trad^ng baS fein geflolen ©ut ber SSerfftrung einid^er gflott onbenoorffen* 

©ic V. (Saftung. SBa» bie SJeriftrung erforbere. — ©rfllid^ erforberet bfc «eriftrung 
ein gut gemfiffen, baS namlid^ ber, fo alfo ein ©ut an fid^ bringt, nit wflffe ba0 cS ein 
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frömbb @ut fpe, fonber glaube baS bet fo es i^ jufielt ober fibergibt fiettr binrOber f9e 
onb es ma^t l^abe jut^etflfferen. 

3um onberen im ret^^tmefftgen %xtnl bet Seft^ung barburd^ einer pm Ferren biS 
®utS werben mog : 9te$hnef{tge XituI aber {tnb a(S ftöuff Srbfd^fften, Gefeiten, Set^ 
gabungen 6^eflfitDren, Xaf^, @prfi$, t)nnb berglvd^. 

3um britten bie sufleHung ober inrumung ber Seft^ung , baS nemlid^ baS ®ut 
ingeantioortet unb nit mit gwalt ingenommen f^e. 

3um oierten, boS beffetben ®utS äJerj&rung nit oerbotten f^e. 

93nb enbtlid^en ein bel^nlid^e Seft^ung baS nemlid^ baS ®ut }&^n gal^ ein^ 
anberen nad^ befeffen onb barjwüfd^en mit 9ted^t nie angefprod^ morben fpe. 

Wie bereits in der Einleitung zu den bemischen Rechtsquellen bemerkt wurde, 
enthält diese Gerichtssatzung von 1614 resp. 1615 die wichtigsten Veränderungen, weldte 
seit der Handveste das bemische Recht überhaupt erfahren hat. Insbesondere aber enttiält 
dieses Rechtsbuch bezüglich des dieser Arbeit zu Grunde liegenden Stoffes, d. h. der Ver- 
jährungslehre, eine bedeutende Ausbildung und theilweise vollständige Umgestaltung der- 
selben nach römischem Rechte. Die Einflüsse desselben werden wir bei 4ter Betrachtung 
der einzelnen Satzungen in Betrachtung ziehen imd zum Schluss noch die Streitfrage einer 
genauem Untersuchung unterwerfen, ob das in der Gerichtssatzung von 1615 redpirte 
römische Recht in der Gerichtspraxis der darauf folgenden Zeit wirklich gegolten, d. h. 
praktische Anwendung gefunden habe. 

Ad Satz. I. — Bereits hier findet sich ein Fortschritt resp. eine Ergänzung des älteren 
Rechtes. Während nämlich der erste Absatz dieser Stelle noch vollständig mit dem Wc^laute 
der früheren Gerichtssatzung übereinstimmt, enthält der zweite Absatz bereits bezüglich d^ 
Objecte die genaue Feststellung derjenigen, an welchen, abgesehen von der später zu be- 
handelnden Ausnahme des gestohlenen Guts, ein Erwerb durch Verjährung unmöglidi ist 
Es sind dies vor Allem die Feudalgerechtigkeiten, d. h. die eigentlichen Herrschaflsredite 
Twing und Bann, dann die sog. Gülten und Bodenzinsfordemngen und endlich die liegenden 
Güter , so einem Drittmann mit Namen verschrieben sind , d. h. die in die öffentlichen 
Bücher eingetragenen Grundpfandrechte. 

Ad Satz. n. — Während die erste Satzung, abgesehen von d^ darin bezü^^eh der 
Objecte aufgestellten Ausnahmen, noch ganz auf dem Boden des alten Rechts steht, so ent- 
hält die vorli^ende Satzung bereits eine vollständige Umwälzung der noch in der älteren 
Gerichtssalzung in Betreff der Schuldveijährung geltenden Grundsätze. Alle Schulde», mit 
Ausnahme deijenigen von Pupillen, werden hier gleichgestellt, sowohl zinsbare wie unzineh 
bare, verschriebene wie unverschriebene Schulden. Was femer die Art der Gdtendmaohuog 
der Veijährung betrifft , so genügt nunmehr der einfache Beweis von zehn Jahren Zeit- 
ablauf , während welcher keine rechtliche Geltendmachung der Forderung von Seiten des 
Gläubigers stattfand, vollständig, und des in früherer Zeit nothwendigen Selbsteides des 

7 
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SkÄuUtiiBis wird bier mit kaiaem Werte mehr gadadit. Nicht die Zahlung ist hier Oregen- 
stand eines flngirten Beweises, sondern einzig und allein die Nachlässigkeit des Gläubigers 
in änr GMtoidmaehiuig seiner Forderang; ist diese constatirt, so tritt wie nach römischem 
IMhta iMe ft^mmplie jntis et de jure der Niditexisteaz resp. Bezahlung der nach Ab- 
lauf der Veijährungsfrist geltend g^nachten Forderung von selbst ein« Die Strenge des 
Vrfi|ftlMnttiwhteB ist so ffKne», dass selbst bei Gültbriefen, d. h. Pfimdforderungen, welche 
auf Seiten des Gläulngers unaufkündbar sind, durch die Versäumniss des Greditors, während 
zehn Jahren die Zinae einzufordern, auch die Hauptschuld (natürlich zugleich auch das aocesso- 
risehe Pbadfeeht) zum Erlöschen gebracht wird. Ausgenommen ist hier nur wie überall 
in der YeijäbmagsMure dieses Rechtsbuches der Fall der Landesabwesenheit des Gläubigers 
und die Nichtgdtendmachung von Zinsen einer Pupillarforderung durch den Vormund; die 
NtahUssi^keit des letzteren soll seinem Pfleglinge nicht zum Schaden gereichen, ein Grund- 
I« der unvertodert auch in das spätere Recht übergegangen ist Bei un verzinsbaren 
fingt die Frist selfostverständlidi mit dem Verfalltage an zu laufen und es genügt 
BOT Vnterbtfechung derselben keineswegs die blosse Eintragung in*s Schuldbuch des Gläulngers, 
Bodk «ine briefliche («urkundliche) Begründung der Obligation auf Seiten des Schuldners. 
Die (Tntorferectemg tnuss mit Chrieht und Rechte d. h. durch Insinuation der Forderungs- 
Uige gc gd ioh e n sein. 

Ad Sats. EL — Auch diese Satzung enthält eine specielle Neuerung, welche ihrem 
gingen infaaUe nach in das spätere Recdit übergegangen ist. Unter den von der Veijährung 
ausgenommenen Objekten werden hier im Besondem die Forderungen an einen Geltstager 
henMg^ibw* Wenn aämlich ein Geltstager späterhin zu Vermegen kommt, gleichviel 
fllif *«9ieMie Weise, so können die Gläubiger ihre Forderungen, für welche sie im Concurse 
^taü 'Gridais enirweder gar nicht oder nicht vollständig befriedigt wurden« immer noch gegen 
40fis0tt)en geltend machen, obae dass Urnen die Einrede der Veijährung jemals entgegen- 
gMett 'werdea iuBn. I^ Frage, ob dies auch für Forderungen gelte, deren Eingabe im 
Goüeiirse VdBsäntnt wurde, muss nach allgemeinen Grundsätzen in bejahendem Sinne ent- 
sohiedmi werden. Darch die Nicbteingabe erlöscht nämlich nicht die Obligation als solche, 
mmld&6n tmr 4as Recht des creditor^ deren sokttio aus dem gegenwärtig vorhandenen Ver- 
mögen des Cridars, d. h. aus der Concursmasse zu verlangen; gegenüber dem später er- 
wtobfalAn Yemögea aber bleibt auch diese letztere Befugnise vollkommen zu Recht 
heeteiiBTh. 

Ad Sats. IV. — Der schcm in der älteren Gerichtssatzung angenommene Grundsatz 
iwo iar UniT^ijfthrbaidKeit des gestoUmeii Guts wird hier wiederholt und die Rechtsnorm« re« 
f m H i iw e fmnqHom pr^Moribihir» durdi Aufitähluog von Beispielen in sehr anschaulicher 
Webe iärlftütert. ilbg das geaUdüene Object durch noch so viele und vollkommen gut- 
glUlnse Hände .gegangen sein , der rechtnässige Eigentb&ner kann dasselbe von jedem 
Dlitten MiAckvertengen« ohne dass er zu irgend ein^n Ersätze von allfalligem Schaden dem 
kitztetfen gfigMftber vevi^ohtet oder an irgend eine Frist gebunden wäre. 






— 6t — 

Ad Satz. y. — Diese Satisung, welche dm Schills der Bestimmußgei» ^bet Sie T«r* 
jährung dieses Rechtstmches enthält, ist zugleich die wichtigste von allen zusammen. Dmeb 
sie wird nämlich in Betreff der erwerbenden Y^jähning die noch in der uno(^ttelbaf v^* 
hergehenden Gesetzessammlung wenn auch etwas modifizirt geltende Theorie der gmrau 
nischen Gewerde gänzlich beseitigt und an deren Stelle die rem rönds^e Lehte* roa- im 
aus der usucapio hervorgegangenen prcescriptio longi temporis gesetzt Beiläufig mag hie» 
bemerkt werden, dass die sog. prcescriptio longissimi temporisy obwoM in dep Praxis dw 
16. Jahrhunderts Spuren davon vorkommen, s^st in dieser auf römis<di^ Qfnmdia^ 
basirten Gerichtssatzung von 1615 keinen Bingang gefunden hat Indem di^ v^rliegMde 
Satztmg von den Erfordernissen der erwerbenden Verjährung spricht, hält ^ ü<^ wenn 
auch nicht der Reihenfolge, so doch dem Inhatte nach an dm bekaimten Schulveis fibet 
die Justinianisdie Verjährungslehre: ^res habilis, tituhis, fidee, pmaessio^ tempus**^ -^ 
Das erste Erfordemiss, welches hier gencmnt wird, ist der gute Glaube b^mi fideSi y^aMkean 
als ein « gut gewüssen » bezeichnet wird. Dieses gute Gewissen besteht, wie a. a» 6. ganz 
richtig nach röm. Theorie definirt vnrd, nicht allein in der M^nung, dass maa s^bst das 
betreffende (%ject auf rechimässige Weise erwogen hi^e, sondern sie erstreckt sidi itevA 
auf den rechtmässigen Erwei^ desjenigen, von wel<^era ein^n die Sisehe zugestellt wiurde^ 
d. h. die bona fides besteht in der Ueberzeugung, dass der auctor wahrer und reclitiiiässiger 
Eigenthümer sei. (Vgl. v. Vangerow Pandekten § 321. Arndts § 160 \uid die dort citiiten 
Werke anderer Schriftsteller.) Als zwdtes Erfordemiss wird der rechtmässige Tilel auf- 
gestellt, ohne dass für densdben eine genügende Definition gegeben wäre^ sondern dbs Gesetz 
begnügt sidi mit der AuMhlung der wichtigsten Beispiele derjenigen Becbtsgeschäfte, wache 
unter Umständen allerdhigs fftr den Erwerber einen Titel im Sinne des r5m% Redite w4e 
des vorli^enden Gesetzbuches begründen können. Unter Titel verstehen wir nämlich einen 
Rechtsgrund, welcher an und für sich, d. h. in abstracto geeignet ist, Eigenthum zu über- 
tragen und dessen Merkmate im einzelnen Falle zweitens so beschaffen sind, dass sie bei 
dem Erwerber die Ueberzeugung b^ründen müssen, dass er nun wirklich in concreto 
Eigenthum erworben habe. Der Titel muss denmach zugleich justus und verus und femer 
überdies purus sein, d. h. es darf das bvtrefibAde Geschäft nicht unter dem^Einflusse einer 
suspensiven Bedingung stehen. Die Existenz einer resolutiven Bedingung hindert das Zu- 
standekommen der Verjährung an und für sich nicht, nur fällt das bereits erworbene Wffm- 
thum, sobald sie eintritt» ipso jttre vom Erwerber ab und wieder an mmm mictor zurück; 
es bildet dies einen der Fälle des sog^ dominium revocäbile. Als d^ttes Rß<{uisit der Ver^ 
jährung wird genannt die « zusteUung und inrumung der Besitzung », d. h. der possessio ; 
und beigefügt : « das nänUich das Gut ingeantwortet vnd nit mit gwaU ingenommen 
sye*. Der Sinn dieser ganzen Stelle ist offenbar der, dass zur Usucapion die traditio 
des Objectes verlangt vnrd und dass dieselbe auf einer justa cattsa beruhen muss, d. h. 
dass die der Uebertragung resp. Erwerbung des Besitzes zu Grunde lieg^ide Absidit aa 
und für sich betrachtet eine rechtlich statthafte sei, Wie dabei sonst die traditio im einzelnen 
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Falle beschaffen sei, ist gldchgültig; es kann dieselbe bei der usucapU) auf so viel ver- 
schiedene Art vorkommen, als überhaupt ein derivativer Besitz erworben werden kann, wenn 
nur überhaupt die beiden Erfordernisse des Besitzes animus et corpus im Momente des 
Erw^i)es zusammentreffen. Das vierte zur usiLcapio nothwendige Erfordemiss ist ein 
negatives und besteht darin, dass die Verjährung des betreffenden Objectes nicht durch eine 
besondere gesetzliche Bestimmung verboten sei. Unsere Gerichtssatzung kennt, wie das 
römische Recht, zwei Arten von Ausnahmen, welche in den vorhergehenden Satzungen im 
Einzelnen behandelt wurden, nämlich Ausnahmen propter Privilegium domini und Aus- 
nahmen propter Vitium rei. Zu der ersteren Art gehören nach der Gerichtssatzung von 
1615 die Forderungen des Feudalherrn, d. h. Zehnten, Bodenzinse iL s. w.; femer Pupillar- 
forderungen und Forderungen der Gläubiger eines Concursiten ; zu der zweiten Art das 
gestohlene Gut, so lange, bis es wieder in die Hände des rechtmässigen Eigenthümers zurück- 
gelangt und damit das Vitium purgirt ist. Als fünftes und letztes Rec[uisit nennt unser 
Rechtsbuch die < beharrliche Besitzung >, d. h. den ununterbrodien fortlaufenden Besitz 
während der ganzen zehigährigen Veijährungsfrist (lempus). Ob, wie nach römischem Rechte, 
auch eine blosse dejectio zur Unterbrechung des Besitzes unter Umständen genügen kann, 
d. h. dann, wenn der Dejicirte wirklich im concreten Falle das ^wusstsein der physischen 
Herrsdiaft über das Object verloren hat, bezweifeln wir indessen nach dem Wortlaute 
« mit Reckt » unseres Gesetzes. Vielmehr muss auch hier, wie früher bei der Schuldver- 
jährung, die Unterbrechung vsurpaiio durch einen besonderen gerichtlichen Akt qualifizirt 
sein, d. h. der Besitz muss auf dem Klagewege, sei es durch ein blosses possessorisches 
Interdikt, sei es mittelst der actio publiciana oder der rei vindicatio, von einem Dritten 
angesprochen und diesem durch die Gerichtsbehörde zuerkannt worden sein. 



GAP. VII. 

Die Praxis von der Zeit der zweiten bis zur dritten ber- 
nischen Oerichtssatzung (1615 — 1761) und deren Beur- 
theilung durch die spätere Jurisprudenz. 



Ueber die Praxis der früheren Jahrhunderte herrschte unter den bemischen Rechts- 
gelebrten wenig oder gar kein Streit, indem bis auf die neueste Zeit noch dafür gehalten 
wurde, dass bis zum Jahre 1615 ausschliesslich germanische Grundsätze massgebend waren. 
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Wir haben weiter oben durch eine Anzahl von Urtheilen nachgewiesen, dass diese Ansicht 
auf Irrthum und Unkenntniss der Quellen beruht, und dass vielmehr die von Letienbergcr 
geäusserte Behauptung, dass sich römische Einflüsse bis in's 15. Jahrhundert zurück nadi- 
weisen lassen, die richtige ist, und dass dieselbe sowohl dujch die von ihm dtirten als durch 
eine Menge anderer Sprüche bestätigt und festgestellt wird. Eine ebenso imrichlige Ansicht 
wie die vorerwähnte wurde über die in der Praxis «ach der Zeit der zweiten Gerichts- 
satzung herrschenden Grundsätze um die Mitte des vorigen Jahrhunderts durch den dama- 
ligen Professor Sigmund Ludwig Lerber in die bemische Rechtswissenschaft eingeführt. 
Derselbe behauptet in seiner am 27. Mai 1748 in Bern gehaltenen und später im Druck 
herausgegebenen Antrittsvorlesung c de fontibus juris pcUrii • , die unpassende Einfdhrung 
der romischen Verjährungsrequisite der bona fides und des justus tilulus in das bernische 
Gesetzbuch von 1615 sei von der Praxis sofort zurückgewiesen worden und habe mitlun 
in der Rechtsprechung der Gerichte keinen Boden gefunden. Er spricht sich nämlidi 
a. a. O. pag. 44 und 45 über die historische Entwicklung der Verjährungsl^ire in folgender 
Weise aus : 

«De pnescriptione ita tenendum est: PrsBScriptio antiquissirnffi est originis: ut ex 
Leg. Burgund. Tit 79 constat. Sed cum Germani plerumque XXX annorum possessio- 
nem. requirerent nee justus Titulus nee Bona Fides necessaria videbantur: quod et ipsi 
Burgundiones tenuerunt Apud nos PrsBScriptio olim annalis erat: ex Aurea Bulla: Art. 
cit Gwerde: Dein Decennalis facta est: durch die Alte Statt-Satzung Tit Gwerde: 
foL 8S nuJlo rerum mobilium vel immobilium discrimine, nee tum adhuc, ex more an- 
tiquo , vel bona fidei vel jusU Tüuli Lex meminerat Mox tarnen Auetor der Neuen 
Statt-Satz. Tit von Veijärung: rubr. Was die Verjärung erfordere: foL 114 adjedt 
Quinque iUa PrsescriptioniB Requisita, quse vulgo ad Tit Instit Justin, de usueapiombus 
enarrari solent: et hsec Lacinia Juris Romani Juri nostro tarn ineonsulto adsuta est^ 
ut qusB ita scripta sunt, merito pro non scriptis habeantur. Hone mim doctrinam non 
fHodo Fori usus statim r^ecü: Sed ipse Legislator manifeste repugnat qui paulo ante 
praeter possessionem legitim! temporis omnino nihil desiderabat: Neue Statt-Satzung: 
•Rt Von Verjärung ; rubr. Von Verjärung liegender Güteren, Rechtsamen und Gerech- 
tigkeiten ; et rursus rubr. Von Verjärung Zinsbarer und Unzinsbarer, verschriebner und 
unschriebner Schulden: foL 112. Quse eadem Lex dum inter Usueapionem et Prsescrip- 
tionem, bona mobilia et immobüia res corporales et ineorporales et quse alia Tit Instit 
de Usucapionibus a D. D. traduntur diserimina, non distinguit, elarö innuit» Majores 
nostros, cum hsee primitus eonstituerent , Usueapionem Romanam non cogitasse: Cum 
vero longe post operä Dmm. Steckii Jus Romanmn, Prsescriptionis nostrsB fines, turbare 
moMretur, peregrinas statim Leges Patrü mores repudiaront > 

Aus der ganzen hier aus der Schrift des Professors Lerber citirten Stelle sieht man 
deuüidi dessen entschiedene Abneigung gegen das römische Recht und ein gewisses Vor- 
urtheil, welches auch da bezüglich der Einführung des römischen Rechts in die (Gesetz- 
gebung Schwierigkeiten sucht, wo in Wirklichkeit keine solchen vorhanden sind, lieber 
die wichtigste der vom Verfiasser an dieser Stelle gemachten Behauptungen, dass nämlicb 
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der Gerichl8gd>rauch die römisohen Requisite von An&ng an zurückgewiesen und auf die- 
selben keine Räcksicht genommen habe, werden wir uns später in detaillirter Weise aus- 
sprechen und wenden uns daher vorerst nur gegen diejenigen Gründe» weldie der Verfasser 
aus dem Gesetze selbst gegen dessen Bestimmungen über die Veijährungslehre herzuleiten 
sucht. In erster Linie wird von Lerber angeführt, es bestehe ein Widerspruch zwisidien 
der 1. und der 5. Satzung dieses Titels , indem Satzung 1 zur erwerbenden Veijährung 
einfach den ruhigen und unangesprochenen Besitz während 10 Jahren, die Satzung 5 aber 
ausserdem den guten Glauben und rechlmässigen Titel als Requisit verlange. In Wirk* 
lichkeit besteht aber ein solcher Widerspruch zwisdien den genannten Satzungen keineswegSi 
d. h. ilir Verhaltniss ist kein contradictorisches, sondern vielmehr ein declaratorisches resp. 
suppleloriscbes. Während die erstere Stelle als aligemeines Requisit der Usucapion in 
Uebereinstimmung mit dem früheren Gesetzbucbe den zehiyährigen ruhigen Besitz nennt, 
wird in der letzten Satzung dieses Titels dieser Besitz näher erläutert und seine spoeiellen 
Eigenschaften hervo^hob^, wobei allerdings der Uebersichtlidikeit halber das bereits im 
Eingange des Titels erwähnte Merkmal der Ununterbrochenheit nochmals wiederholt wild. 
Die Satzung 5 sagt also m. a. W., dass der Veijährungsbesitz ein q;ualificirter sein müsse, 
und zwar bedürfe er nicht allein der bereits durch das ältere Recht verlangten QuaUtät 
der ruhigen Innehabung, sondern diese ruhige Inn^abung müsse auaswdem sich stützen 
auf den guten Glauben des Besitzers, d. h. auf dessen Ueberzeugung, dass sein Vorgänger 
wahrer Eigenthumer gewesen sei, und femer auf einen rechtmässigen Titel, das heisst auf 
einen Rechtsgrund, der, weil an und für sich zur Eigenthumsübertragung geeignet, bei dem 
gutgläubigen Besitzer die Ueberzeugung erwecken konnte, dass numnehr das Eigenthums- 
redit v^on seinen auctor infolge des in concreto abgeschlossenen Rechtsgeschäftes wirklich 
auf seme Person übergegangen resp. von ihm erworben sei. Unrichtig ist femer , wenn 
Professor Lerber behauptet» der Gesetzg^er habe die Unterschiede des römischen Rechts 
zwischen den vecschiedenen Arten von Verjährung gänzlich fallen gelassen, oder ihnen viel- 
mAt kmam Platz im bamischea Rechte eingßr&umt Einzig die Difierenz i« der Frist fär 
die erWMbende VeQährung von Mobilien und Immohtliui , wekha Justinita auf 3 resp. 
10 Jahre festgeselzt hatte, wurde nicht angenommen, sondern an dw zrtn^jAhrigen Frist, 
welche sowohl dem älteren bemischen Rechte als der prätorischen longi temporis prcescriptio 
entsprach, für alle Fälle festgehalten, eine Massregel, welche die Zweckmässigkat gebot, 
ohne die juristische Natur des Verjährungsinsütutes auch nur im Mindesten nach dieser 
oder jener Seite hin zu afficiren. Vollstän4ig unwahr ist ferner die Bebaiq^tung, es sei der 
im römischen Rechte gemachte Unterschied zwischen der Veijährung von res corporales 
et meorporalesj d. h. zwisdien den Mi^kmalen der erwerteidsn voA der erlöscbeoiden Ver- 
jihruiig in die Gerichtssatzung nicht anfgenommen worden. Vidmehr findet sieh der Unter- 
schied von prcBseriptioacquisüiva et extinctiva des romischen Redits in dieser Gerichts- 
Satzung zum ersten Male in das bemische Recht in klarer und prägnanter Wdse wenn 
Mdi liebt iü der BencDnung, so doch dem Wesen nach eingeführt. 
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tHe erwerbende Yerjähning der Satzung (1 und 5) bezieht sich aussdüiedslidi aitf 
dingliehe Rechte und b^ründet volles civiles Eigenthum; die erlöschende Veijährung äet 
Satzung 2 bezieht sich ausschliesslich auf persönliche, d. h. Forderungsredite; siebegrQndet 
für Niemanden einen positiven Erwerb, wohl aber kann sie der Schuldner als per^nptorische 
Einrede gegen die Klage seines Gläubigers vori>ringen und damit denselben definitiv an der 
Qeltendmachung seiner ursprünglichen Forderung vertündeni, welche dadorch zum Erlösohen 
gi*racht wird. 

Wichtiger als diese Einwendungen Lerber*s ist sdüe ßehauptu&g, dass die römsebe 
Verjährungslehre der GerioMssatzung von 1615 von der Praxis der Gerichte niemals be^ 
röcksichtigt worden sei, eiAe Behauptung, welche ihm spätere Rechtedehrer, wie z. B. Schnell 
Bern. Civilrecht pag. 236, ohne selbstständige Prüfung der Quellen nachgeschrieben hilmi, 
während Walther in der Vorrede pag. XLVI zu seiner Gesdiicfcte des B^nerisciien Stadt^ 
redits die Aufnahme der « fünf spitzfündigen Anhänge des römisch«! Rechtes » zwar ent* 
schieden tadelt, aber deren Einfluss auf die Praxis nicht verneint, sondern vielmehr cob^ 
^tirt; er sagt nämlich, die Aufnahme dieser Requisite hätte einen neuen vorhin wabe* 
kannten StoflfzuVerwirrungund Prozessen ^egd:)en. — Was Professor Dr. LeurabeFg« betrifit, 
so schloss sich derselbe in seinen Vorlesungen über das bemische Privatrecbt noch der 
Ansicht Lerber's an. Später jedoch sah er auf Ghimd selbstständiger Ouellenforscbning deren 
Unrichtigkeit ein und widerlegte die zu seiner 2^ noch herrschende Meinung dondi die 
genaue Angabe mehrerer das Gegentheil beweisender Urtheile in den ^rucU>ü()ih^ii der 
Stadt Bern. Vergl. dessen nachgelassenes und von seinem Bruder, HriL OberfidHet 
Leuenberger, herausgegebenes Werk: «Studien 'ober bemisdie Becfatsgesehiäilte.» Bern 
1873. pag. 276. — 

Allein abgesehen von den a. a. O. dtirten , sowie noch mehr eren anlem Urtheilen, 
welche die praktische Anwendung der römischen Grundsätze ausser Zweifel stelleD, sprechen 
gegen die Behauptung Lerber*s noch folgende wichtige Gründe, die wir ihrer spedeHen 8e^ 
deutung wegen hier eben&tls mit kurzen Worten erwähnen wollen. In «»ler linie ist hier 
zu nennen das älteste gedruckte Lehii)uch des bernisdien Retiils, welches unter dton Namen 
^ Substüntzlidher Underricht von CreriehtS" und Rechtssachen • v<hi Samnd Mutacki 
Landvogt zu Trachselwald , im Jahre 1709 herausgegeben und (bei Daniel Tsdiiflfeli) in 
Bern gedruckt wurde. Dieses Werk gibt die Veijäbnmgslehre mit kurzen Srläut^vmgen 
wörtlich nach der Gerichtssatzung von 1616, ohne einer abweichenden Praxis anch nur nnt 
einem Worte Erwähnung zu thun. Erwägt man aber, dass Ifotach 4ds Landvogt «uglekdi 
unterinstanzlicher Richter war und als sdcher sowohl mit Herkomme» als ifiit gesehrMbeiiom 
Recht, bestens vertraut sein konnte, so wäre es im höchsten Oftaäe autGsinend, wenn ihm 
eine dem geschriebenen Recht direkt entgegengesetzte Pratis entgangen wäre^ oder er der^ 
selben in seiner Schrift, pag. 51—53, mit ketaem Worte Erwäbfifung g^Hian hätte. Vmmt 
äussert sich, wie wir bereits weiter oben gesehen haben, d^ grimmige I\8iBd ijtee fOmiMheii 
Rechts, Professor WaHher, dahin, « es sei durch diese Keuerang SMf zu Verwfitung und 
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^u neuen Prozessen gegeben worden. > Wenn aber auf Grund dieser römischen Theorie 
Prozesse entstanden sind, so kann dies doch nicht so ausgelegt werden, als habe die Praxis 
dieselbe nicht gekannt 

Einen weitem Beweis für die Richtigkeit unserer Ansicht liefern uns zwei im Be- 
sitze des Hm. Professor Dr. König in Bern befindliche werthvolle handschriftliche Conmientare 
zu der Qerichtssatzung von 1615. Diese Commentare, welche den Schriftzügen und einzelnen 
Anmerkungen nach dem Ende des 17. resp. dem Anfange des 18. Jahrhunderts anzugehören 
scheinen, lassen nicht allein keinen Zweifel darüber, dass die aUgemeine Rechtsanschauung 
die Verjähmngslehre des genannten Rechtsbuches als vollkommen gültig betrachtet habe, 
sondern diese Lehre wird in den Commentaren in direktem Anschluss an das gemeine 
römische Recht weiter entwickelt und mittelst ausdehnender Interpretation und Berücksich- 
tigung von Analogien auf Fälle angewendet, welche das Pandektenrecht zwar speciell er- 
wähnt, welche aber in dem Wortlaute der Gerichtssatzung durchaus nicht enthalten sind. 
So wird z. B. das Prinzip der quasi possessio bei dingUchen Rechten auch auf das bemische 
Redit angewandt und beim Erwerbe von Servituten die zehnjährige ununterbrochene Aus- 
übung dem ruhigen Besitze bei der Eigenthumserwerbung gleichgestellt Ebenso wird z. B. 
in beid^ Commentaren die Frage, was unter « Landesabwesenheit » zu verstehen sei, ganz 
nach Pandektenrecht behandelt, wobei der eine Gommentator die Abwesenheit bereite da 
annimmt , wenn Jemand sich aus seiner Provinz , im Sinne von « Landestheil » , entfemt 
hat, z. B. wenn ein Stadtbemer sich im Pays de Vaud befindet, während der andere Gom- 
mentator als Landesabwesenheit nur den Fall gelten lässt, wenn Jemand gänzlich « ausser- 
halb des Oebietes Meiner Gnädigen Herren und Oberen * sich aufhält Beide Auffassungen 
berufen sich auf die römische Theorie, und es wird in beidm (Kommentaren die Fristbe- 
redmang für Landesabwesende rein römisch behandelt Der Unterschied besteht nur darin, 
dass der eine Ausleger sich ganz an den Wortlaut der Digesten hält und in strikter gram- 
matischer InterpretaticMi diesen Wortlaut den vaterländischen Verhältnissen anzupassen sucht, 
während der andere, der grossen Verschiedenheit der Territorialverhältnisse des römische 
Reidis und der Stadt und Republik Bem Rechnung tragend, desshalb unter möglichster 
Beobachtung der einschlagenden römischen Gesetzesstellen mehr der rcUio als dem Wort- 
laute derselben fcdgen zu müssen meint Femer ist in beiden Gommentaien der Unterschied 
zwischen prcescriptio acquisitiva resp. Vrsucapio und prcescriptio exlinctiva resp. prcs- 
scripHo im tigeren Sinne mit grosser Genauigkeit unter casuistischer Anwendung von 
Pandektenbeispielen im Detail sowohl in civihrechüicher als prozessualischer Beziehung 
durehgeföhrt Auch in Betreff dieses wie aller anderen von ihm berührten Punkte ist somit 
die Behauptung Lerber's rein aus der Luft gegriffen. Beide Gommentare, von denen 
wenigstens der eine bereite ein Jahrhundert nach der Promulgation der Gerichtssatzung 
verfosst wurde , stellen die Thatsache ausser Zweifel , dass die Reception des römisdien 
Redite in der Lehre von usucapio und prcescriptio zu ihrer Zeit eine durchgreifende und 
unbestritt^[ie war. Ausser der Normalveijährung bdiandelt der eine dieser Gommentare 
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noch sämmtliche zur Zeit seiner Abfassung vorhandenen Ausnahmen, bei welchen, iheils 
mehr dem römischen, theils mehr dem germanischen Rechte und Herkommen folgend, der 
Gesetzgeber eine kürzere Frist für die Verjährung in Civilrecht und Prozess festgesetzt 
hatte. Ais solche Fälle werden a. a. O. hervorgehoben : 

1) Die dreijährige Frist, welche in Tit. X, Satz, in, fol. 35 in Betreff der Lehens- 
verwirkung festgesetzt wird. Die fragliche Stelle lautet : 

Sßomit ein S&l^enntan fpn S&]^enf(i^aft vexxoütde. 

Sßann ber Säl^eiiman, in br^en ^axtn ein anbeten na($ fein 3^^^ t)Bri(i^tet ober 
ba^ @ut fo fd^läd^tUd^ in eiferen t)nb buiu l^altet bai^ fd^meii^erung vnh bSfferung bei^felben 
jebefotgen : aiBbann fott bem Sü^enl^erren ber wiberjug ertaubt fpn. 

In Wirklichkeit befindet sich aber unser Gommentator bezüglich des rechtlichen 
Charakters dieser Stelle im Irrthum, indem dieselbe eine lehenrechtliche Poenalbestimmung 
enthält und mit der civilrechtlichen Verjährungslehre nichts zu thun hat. Sowohl im 
römischen wie im späteren germanischen Rechte kennen wir nur zwei Arten von civil- 
rechtlicher Verjährung; die eine besteht in dem Erwerbe eines dingUchen Rechts auf Grund- 
lage des Besitzes oder Quasibesitzes, die andere Art in dem Verluste eines persönlichen 
Klagerechtes durch den Mangel der Ausübung. Von diesen Requisiten ist hier keines vor- 
handen, sondern die Stelle hängt mit der behre vom dominium divisum des Lehenrechts 
eng zusammen und ist daher auch dem entsprechend zu interpretiren. Will man für diesen 
Fall eine römisdie Benennung haben, so mag man denselben als ein dominium divisum 
revocabile bezeichnen. Durch die investilura begibt sich der dominus feudi eines Theils 
seines dominium zu Gunsten des vassaUus, welcher an dem Lehen ein sehr ausgedehntes 
jus utendi fruendi erhält. Dieses Lehenrecht ist aber an die Resolutivbedingung der 
deterioratio vel diminutio feudi, sowie in Verbindung damit an einen dies ad quem von 
drei Jahren geknüpft, nach dessen Eintritt der Lehensherr die Belehnung aufheben und das 
bisher sog. gelheüte Eigenthum wieder in ein volles verwandeln kann. Sowie er das 
Wiederzugsrecht geltend macht, tkVLt das Lehen kraft gesetzlicher Bestimmung an ihn 
zurück, ohne dass sich ein Merkmal der usu^apio oder prcescriptio hier nachweisen Messe. 

2) Die alte Frist von Jahr und Tag wird noch angewandt : 
a. Beim Zugrecht. 

Fol. 31. (Sr foD aud^ baS ®ut, fo er g^ogen, felbS gar mb XaQ inl^oben Dnb 
beft^en: benn fo et eS oor oerfd^nung eined jatiS onb eines tagS loiberumb oerlouffen 
ober fonß oon fpnen l^onben laffen xouxbe, fo foK ed bem fiöuffer bem ed abiogen loere 
ob er beffen begett^ loiberumb umb ben ^ennig^ loie er ei& l^ieoor erlaufft g^ loetben 
onb bipben. 

8 
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Fol. :]2. SBeld&cr ein Äauff jüd^en roifl, bcr fol c« t^un in 3av«frift, benn wer 
einid^e ®äter fi> fpenb ligenbt ober fal^renbt, epgen ober anber gflter, fo er erfaufft ^tte 
3a^r onb J^ag in geroonlid^er befifeung f)ai, berfelb fol no* oerf(i^v"w»9 ^i"^^ 3a^r^ onb 
eined %aQ^ gar nienmnbt^ melier barumb }eannoorten l^aben^ ber Sfnfpred^r möge bann 
ben)ä^ren^ bai^ er ^te}n)äf(]^en nit in bem Saub an^eimjd^ gfin fpe. 

Diese beiden Bestimmungen schliessen sich direkt an die analoge Stelle der früheren 
Gericht^satzung an und gelten daher zu keinen besondern Bemerkungen mehr Anlass. Es 
ist hier einfach ein germanischi^s Institut in das neue Ges(*tz])uch hembergenonunen , mid 
da es in dessen römisches System nicht passte, für dasselbe die germanische Behandlung 
beibehalten worden. 

b. Bei den sog. Sprüchen. 

Fol. 42. SBeld&er in einem ©prud^ omb ben falben t^eil ober melier getroffen 
onb banen^ar (al^ obpabt) bai^ Sie^t je gebnid&en onb ben ©prud^ mit Sledbt juentfreff- 
tigen oerroittigung ofegebrad&t, ber foD bannet^in in 3ar^ frifi ned^fl nad^ angenomnem 
©prud^ bai^ 9ted^t antretten onb in ber jpt ben bemelten ©prud^ 9led^t(id^ ffflöfen, t^te 
er aber \>ai jnnert gebadetem ^ax nit, fo foO er bafür^in födid^em ©prud^ jugeläben fd^ulbig 
fpn: Gä fpe benn fad^, baiS ber getroff ne in bemeltcr jijt nit im fianbt gjin loere, beffen 
er bann bidid^ genieffen foS^ al^ oil re(^t i|t äßere ed au^ fad^ ia^ glpd^mot in bemeUer 
Sar^frift einer nit finben fönte, ba^ er obge^örter maffen getroffen mere unnb aber jnnert 
}äd[ien ^aun ned^jl na^ gelegtem ©prud^ i^me ober fpnen @rben glaubn)ürbige ©d^rifften 
onb gtoarfamen, bereu im ©prud^ nuftit gebadet mere in bl^enb fiellenbt barufe fp erlernen 
möd^tenbt ba^ fp in angebüten ©prud^ omb ben falben t^eil ober me^er getroffen toorben : 
im felbigen fa^l ifl iljnen jugelaffen gefagten ©prud^ mit ditä)t trafftlog jemad^en^ fo ferr bod 
fp bai» Siedet oor oblauff bemelter jdd^en Sareu antrettinb onnb i^nen }u oorberfl bur^i 
onferen ©d^ulbt^eig onub dla^t ba^ 9ied^t jebrud^en erlaupt fpe ate obfiabt. aSo fp aber 
oor ofegang gebadeter i&ä)m javen baä Siedet nit anheben ober angeregte ©d^rifften onb 
gmarfammen erfl nad^ ben }äd^en S^^^^^n obertonunen mürben : ©o foO eiS gen^lid^en by 
bem ©prud^ oerblpben onb bie getroffnen benfelben offjclöfen fein 3ied&t nieder ^aben. 

aBittmen onb SBepfen aber, fo beoogtet maren, anlangenbe ^aben mir gefegt, ba« 
e« j^rent^alb by obgefd^ribner ©afcung oerbtpben föDe, alfo onb ber gflalt, mann ein SJogt 
fottid^en ©pruA, barinn er fäd^e, bad fpne Sßogt^oertrumten omb ben falben t^il ober 
me^cr getroffen jnnert 3ar»frifl nad^ angenomnem ©prud^ offjelöfen fid^ mit Med^t nit 
onberfadtien mürbe (:fa^U Dbman onnb ©d^irmoögt ober ber beoogteten ©eftpte j^me föOid^ 
ger^aten ^ettenb, mie bann jeber aSogt j^reg rl^ati^ \)xevübex pfßgen fott:) baÄ e« atebann 
bp gemad^tem ©pruc^ oerblpben onb ber Sogt fpuen SBogt^ anbefold^nen ^arumb bfd^eib 
onb antmort geben fötte: 6« fpe bann fad^ ba« ber Sogt in bemelter jpt nit im Sanbt 
gfm mete, befe foD er bann bittid^ genieffen. 
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aSnb mann qlycl^vool in befagtem 3at ber Sogt föflid^cii Sprud^ iiit üffWfeii rourbc, 
müicj^t t)6 bcr Drfac^ bajä er lüt gefpüreti fönncii, ba^ fgnc SSogt^ pertrumtcn ümb bcn 
Ijalben t^cil ober me^cr barinu getroffen onb aber i^me jnnert jdd^en Saren ned^fl nad^ 
gelegtem Sprud^ gtaubroürbige ©c^rifften onb groarfamm^n beren im ©prud^ fein metbuug 
befd^ed^en inbe^enbigt rourbeub, barufe i^m befd^ine, ba* f^ne i^ogtö anbefold^nen obge^drtec 
gfiatt getroffen rocreub ober er oorneme ba^ bcrglpd&en gmarfammen ^inber anber Sötten 
lägenbt: in föHid^em fa^I foD ber 58ogt (mann Obmann onnb ©d^irmoögt ober ber be^ 
oogtetcn grünbt e« i^me rietenb) ben ©prud^ mit SRed^t frafft(o§ mad^en aud^ ben ange^ 
regten gmarfammen nad& merben, fo ferr bafe er ba« ein onb anber oor pfegang ber be- 
metten jad^en 3aren fürnemmen. 3Bo er aber innert bifcr jpt ba^ ein ober anber v% 
fal^rläffigfcit onb fürfefelid^er topfe nit fürnemmen ronrbe: fo fott e« br) gemad^tem ©prud^ 
berumeji onb ber äJogt fci^ulbig fpn fpnen aSogt«oertrumten allen ©d^aben, fo i^nen ^ar- 
bnrd^ juflan möd^te, juerfe^en. 

3Bere e^ auä) fad^ baÄ bcr 33ogt ofe ral^t obfiabt bemelten gmarfammen innert 
obbeftimpter jpt nad^fe^en aud^ bie oor oerflieffung felbiger jpt oßbringen mürbe, mann 
bann ber 'ißoQt ofe rat^ oblut^ oor oggang ber offtgefagt^n jäd^en ^aren ben ©prud^ off' 
jelöfen 9led&tlid^en finb onbermunbe: ©o ift ber 58ogt lebig: lieffe er aber bie bemeltc jpt 
}u enb flieffen ol^ne ba8 er entjmüf^en oon offtöfung roegen befe ©prud^Ä einid^ Med^tiB:» 
fertigung anftenge fo fod er befe entgelten al^ obflabt. 

SBann aud^ ber Sogt jnnert obgefe^ter }9t bie angebüten gmarfammen nit ofe^ 
bringen möd^te, ongead^t angementen fipffei» : fo fod er ebenmäfftg (ebig f9n onb foll beur 
©prud^ atebann gläpt merben. 

©Ipd^er gflalten, mann Obman onb ©d^irmoögt ober aud^ ber beoogteten äSer^ 
mante bem SSogt nit ragten mürben bofe et ben ©prud^ mit Siedet enttrefftigen ober am 
geregten gmarfammen nad^fieDen fölte, fo ifl ber SSogt aud^ lebig. 

2|n bifem aber aDem ifl }u merfen ba^ feinem Sogt einid^en ©prud^ mit^ed^t 
offjelöffen jugelaffen fpn fott, er ^abt bann juoor beffen oon unferem ©d^lbt^eiffcn onb 
diaf)t erlauptnufe atö ^ieoben erlütetet. 

Snb mann glpd^ mol ein Sogt etma^ obge^örter maffen oerfumpte ober oerlieber^ 
lid^te fo ijl barnm fpnen Sogt befold^nen (mann bie jnnert offtangejogner jpt )u i^ren 
Saren unb 2^agen fämcnbt) nit oerpoten, fonber jugelaffen, ein föttidjien ©prud^ barinu fp 
umb ben falben t^eil ober melier getroffen onnb baffelb burd& ooranjogue ©d^rifften funbtbar 
rourbe, oblüterter gfialt mit 3led^t frafftlofe jemad^eu, fo ferr ba« fp bem Siechten oor 
ablauff ber aujognen jäd^en ^axtn ein aufang gebinbt. 

Snb fott bife alfo, mie objlabt gehalten merben, e^ fpe baiJ ber ©prud^ oor ber 
Sormunbfd^afft burd^ ben oerftorbncn Satter ober nad^ beffelben ablpben in merenber Bor* 
munbtfd^fft burd^ ben Sogt angnommen mprben. 

Diese Satzung ist desshalb interessant, weil sie die Verjährung auf ein Institut 
anwendet, welches dem älteren Rechte allgemein bekamit war, in der neuern Zeit dagegen 
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vollständig verschwunden ist, nämlich die Auflösung eines Rechtsgeschäftes auf Grund von 
IcesU) enormis L 2. C. de rescindenda vendüione. 4. 44. — Der Gedanke des soeben citirten 
Gesetzes, welches sich ausschliesslich auf den Verkauf einer Immobilie bezieht, wurde in der 
Praxis des gemeinen Rechtes so weit ausgedehnt, dass bei jedem zweiseitigen onerosen Ge- 
schäfte derjenige Theil, welcher um mehr als die Hälfte des Werthes des Streitgegenstandes 
lädirt war, mit der sog. condictio ex lege 2. C. de resc, vend. die Aufhebung des Ge- 
schäftes und Herstellung des früheren Zustandes verlangen konnte. Dieses Prinzip hat nun 
die vorliegende Satzung Fol. 42 auch auf das bemische Recht angewendet unter Anbringung 
dniger durch die übrigen Rechtsgrundsätze der Grerichtssatzung gebotenen Modifikationen. 
— Wer sich nämlich durch einen « Spruch » (ein von ihm gegebenes Versprechen) um 
mehr als die Hälfte verletzt glaubt, kann innert Jahresfirist das Recht gegen denselben an- 
treten und ihn gerichtlich auflösen lassen , wobei als Entschuldigungsgrund für eine all- 
fällige Säumniss nur die Landesabwesenheit genannt wird. Eigenthümlich ist die im ber- 
nischen Gesetzbuch von 1615 dem vUra dimidiam partem Lädirten gegebene fernere Frist 
von zehn Jahren für den Fall, dass er erst nach Ablauf der einjährigen Veijährungszeit auf 
Grund glaubwürdiger Urkunden und Zeugnisse , deren im Spruche selbst nicht gedacht 
wird, zur Eenntniss seiner Verletzung gelangt Nur bedarf der Condicirende im letzteren 
Falle zur Aufhebung des gerichtlichen Verfahrens einer besonderen vorher von ihm einzu- 
holenden Erlaubnis« von Schultheiss und Rath der Stadt Bern , denen er offenbar seine 
Gründe vorher wenigstens bescheinigen muss. Die gleichen Rechte wie den Verletzten 
selbst werden auch deren Vormündern eingeräumt, auf deren Seite sie den Charakter einer 
Pflichl annehmen, für deren Erfüllung sowohl dem Vogt selbst als dessen unmittelbarer 
Au&ichtsbehörde die Verantwortlichkeit gegenüber dem Pupillen obUegt, welcher im Falle 
einer Versäumniss den Regress gegen den culposen Vormund oder die culpose Vormund- 
schaftsbehörde nehmen kann. Dieses Verhältniss des Vogtes wird in der vorUegenden 
Satzung mit grosser Breite auseinandergesetzt, ohne dass sich indessen daraus neue, nicht 
schon im Vormundschaftsrechte an und für sich enthaltene Prinzipi^ folgern liessen. 

c. 3u (Sd^^ung mann auf eineg 9Raur gebautoen loirb. 

Fol. 108. 3tem rocr in unfet Statt butot, bet foBf jnncrt bcm ncd^ficn 3<»^^/ 
na#em er bcn Suio üottbrad^t ^at, ble Surol^ertcn mb ©(i^efter berüffcn, bie aRuror bcfid^« 
tigen onb fd^e^en laffeu , onb Sd^^ung ober ©tämr forberen : äBeld^er aber jnnert^alb 
Sa^tei^fvifi ^ förnlid^i» nit t\)&U bemfetten foll bafüt^in f^n 9ladE)but nit verbunben fpu 
tini^e ©dtiaftung }egebeu Dimb föllenb au6) bie 93utol^erten üttnb @dtie(er nad^ oerfc^uuiig 
beg ^ci^rf^ t)ber benfelben 93uto lein graalt me^r ^aben. 

Diese Verfügung bezieht sich auf die Beitragspflicht des Eigenthümers eines an- 
stossenden Hauses zu Gunsten der Errichtung soUder Scheidemauern zwischen den Häusern 
der Stadt Die Satz. Vn, Tit. I, Theil II der G. S. bestimmt nämUch, dass deijenige. 
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welcher zwischen seinem und des Nachbars Hause eine Scheidemauer von gesetzlicher Dicke 
emchlen lässt, das Recht hat, von seinem Anstösser einen bestinamten Beitrag (Schätzung) 
an die Kosten dieses Baues zu verlangen. Dieses Recht nun, dessen Grund offenbar im 
baupolizeilichen Interesse, sowie in der durch solche Vorrichtungen bewirkten Verhütung 
von Feuersgefahr liegt, soll als eine Beschränkung der Freiheit des Nachbars unter keinen 
Umständen auf chikanöse Weise benutzt werden, und es ist desshalb seine Geltendmachung 
an die kurze einjährige Verjährungsfrist geknüpft. — 

d, 3n Sui^Hägt. (Executionssentenz.) 

Fol. 147. SBaim ber gürgeforbetct bcm Älcger am brüten ©vicfttgtag ober nod^ 
an bem Sag fo ber Äteger bie Ufeflegt nemmeii roll ober ob bem Äleger Öaftgrid^t ertaubt 
toere beg erjlen anberen ober britten ©ric^t^tag» antioortet, mh hanmn beinfelben burd^ 
ben 9li<i&ter gebotten loirt flcgäbner Urt^eil fiatt jet^un: ©o mag ber Älegcr mann ber 
ainttDorter ber Urt^eil beffe(ben 3;agi» nit gelebt am ned^flen ©rid^tMag barnad^ off ba» 
©Ott Hagen onb alfo brp ©rid^t^tag einanberen naö) t)ff Sötte Kagen: SBann er bann 
nod^ nit t)ernügt ifl, fo mag er barnadji wann er mil jnnert^atb einem 3a^r für ®rid^ 
lommen ein Urlunbt ober ogflegt omb fpu erfolget Siedet begeren onb in aller ^orm wb 
gfialt fürl^iu l^anblen toie {)iePor ber SSgHegteit ^alb erlfltteret iß. 

Die vorliegende Ausnahme von der ordentlichen Verjährungsfrist bezieht sidi auf 
die Zeit, innerhalb welcher der Kläger im ordentlichen und siunmarischen (gastgrichtliehen) 
Prozesse nach ergangenem Urtheile eine sog. «Vssklegt», d. h. einen Vollziehungsbefehl 
verlangen konnte. Wenn nämUch der Beklagte aus irgend einem Grunde verurtheilt wurde, 
dem Urtheile aber nicht Folge leistete , so musste ihn der Kläger an drei aufeinander* 
folgenden Gerichtstagen vorladen und ihn daselbst aufibrdem , dem Urtheil statt zu thun, 
d. h. auf Botte klagen. Blieb auch diese Massregel fruchtlos, so hatte nun der Kläger das 
Recht, eine Urkunde der Vssklegt innerhalb Jahresfrist nach der letzten Erscheinung, d. h. 
dem dritten Botte zu verlangen imd auf Grund derselben sich die Execution zu sidiem. 
Durch diese Ausklagt erlangte er nämlich das Recht, falls derselben innert weitern vierzehn 
Tagen nach ihrer Ausfallung nicht unbedingt Folge geleistet wurde, das Pfändungs- und 
Gantveifahrcn gegen den widerspenstigen Beklagten einzuleiten und durchzuführen. Erhielt 
er sogar durch das letztere noch keine vollständige Befriedigung, so konnte er nach einge- 
holter Bewilligung des Ratlis den Leib des Schuldners angreifen, d. h. zur strengsten 
Executionsmassregel, zur Personalhaft schreiten. Ausserdem hatte die Ausklagt den Erfolg, 
dass der Ausgeklagte seiner Widerspenstigkeit halber als Delinquent betrachtet wurde. Er 
musste desshalb neben der Befriedigung des Klägers demselben ein Pfund Pfenning als 
Einung (Busse) bezahlen, welche der letztere jedoch dem « Einunger >, d. h. dem mit der 
Einkasvsirung der Bussen beauftragten Staatsbeamten zu Händen des Fisou^ zu dber^^ 
geben hatte. 



— 62 - 

e. In Vergantung eines Gutes ausstehender Zahlung wegen. 

Fol. '2\\, — ©a^. 2. SJemiiad^ wo ciiurf)em oou tuncö oerfaufftcii ügenbeii 
CMut§ roegtn nn ocrfprod^ner Sejaljlung nod) etroaS maiigictc oub oöflenbig loarc: 2o mag 
borjelbig foflicft ocrfuufft ©iit (al^ me(d^c§ \\)\n bife ju bejaljluug be^ letfl'U ^fenningÄ oer« 
I)afft Diib oerpfcnbt fpii foH) angriffen i>nb baffelb umb fpu ofeflc^enbe "Beja^Iung uff bie 
®anbt t^un onb ücrgauten (äffen. 

©0 bann bcr Äöuffcr ober ber fo jur felbea jpt föffid^ @ut befift, ober aud^ ein 
aubcrer fo a\\ baffolbig Hufpräd&ig, imiert^alb einem 3a^r pnb Xag nad^ ber oerganbtung 
bem SSerföuffor bie oerfaduen Seja^lungcii fampt gebürlid^em Äofleu t)nb Sd^aben aud^ 
gebürlic^em 3i"6 f^^l^ l>i« ocrfallnen 3^^'wnj^en ju 3i"fe angcflelt üottfommeuüd^ erlegt: 
©0 foH ber 33erf öuffer i^me ba« ®ut ju fpnen ^anben ftetlen öiib gefolgen laffen : 35auu 
aber in einem Sal^r ünb 2:ag bem SßerKuff»?r fpnc o^fle^nbcn ^<i\)[\x\\%t\\ , Äoflen onnb 
©droben auc^ 3'^^^ ^^^ obfla^t von niemanbt erlegt onb abtragen mürben: ©o foO bannot^in 
jöllid^ ®ut bem 33er(öuffer, fo e« oerganbtet für fpn eigen ®ut blpben onb ber fo ti olfo 
laffen oerganbtet werben alle« ba« fo er oorma^l baran beja^lt, oerlo^ren \iobt\\ aud^ j^me 
niemanbtij einid^e antioort barumb gegeben lopter fdf)ulbig fpn. 

Diese Stelle bezieht sich auf die Rangordnung resp. die Privilegien der Gläubiger 
im Concurse. In erster Linie sind laut der vorgehenden Satzung privilegirt die Forderungen, 
welche auf Grund- und Bödenzin3recht beruhen. Denselben folgen unmittelbar die For- 
derungen aus dem ausstehenden Kaufpreise eines Grundstücks, auf welchem laut Gesetz 
zu Gunsten des Vorkäufers ein vollst indiges und specielles Pfandrecht existirt. Es wird 
dem Verkäufer laut vorstehender Satzung gestattet, für die ausstehende Kaufrestanz das 
Grat besonders auf die Gant bringen und versteigern zu lassen. Wenn nun der ursprüng- 
liche Käufer oder ein dritter Besitzer des Guts oder eine andere Person, welche dasselbe 
für sich anspricht , das Gut zu ihren Händen ziehen will , so hat sie dem Gläubiger, 
welcher es auf die Gant brachte , vom Zeitpunkt der letzteren an gerechnet innerhalb 
Jahresfrist den vollständigen Kaufpreis nebst allfölligem Zins, Kosten und Schaden abzu- 
tragen, worauf der letztere dann allerdings zur Ueberlassung des Gutes an den Betreffenden 
verpflichtet wird. V^ird diese Frist versäumt, so bleibt das Gut dem Gläubiger als Eigen- 
thum und der Gantschuldner hat alle seine Rechte an demselben verloren; er kann nicht 
einmal den Theil de=; Kaufpreises, welchen er bereits bezahlt hat, mit einer condictio oh 
rem zurückfordern. Der Gläubiger hat wie ein Usucapiunsbesitzer das volle Eigen thum an 
der Inmiobilie erworben und kann von nun an jeden Anspruch eines Dritten peremptorisch 
zurückweisen. 

f. Bei der Absetzungsklage gegen ein Testament. 

Fol. 1 18 a. 2Ber ein Sefiameut «ed^tlid^ abfegen loil ber fofl fömlidji^ jnner 
3a^rejJ,rifl ned^fl nadji bem t^ burd^ onferen Stallt beftätiget loorbeu, t^un onnb erflatten, 
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bergfialtcn ba^ er ba^ Siedet vor üfeftang bc^ 3o^i^^ antrettc: 9Bo er aber föBi^ innert 
bcineftei jpt jet^un Dnbertaffen würbe : 3oü ha fürl^in ba^ Xeftament in ^i^wen (refften 
befla^n ünb tjerblpben : SJnb niemanb'* me^r (jroalt ^aben baffetbig mit Srtedbt abjufefcen, 
e« fpe bann ba^ ber fo e^ abjufefeen nac^ bcr Statt 9led)t erjeigen möd^te, bag er in ge- 
faßter }9t nit im Sanbt gfpn fpe: fo foll er beffen jiigenieffen ^aben. 

Die hier angeführte Klage entspricht am nächsten der quei^ela intUilaih des 
römischen Rechts, indem ein einziger Mangel die Nullität des ganzen Testamentes nach sich 
zieht. Dagegen sind die verschiedenen Fristen, welche das römische Recht für seine Erb- 
schaftsklagen kennt, hier nicht berücksichtigt, und die fyährige resp. 30jährige Frist ist in 
eine bloss einjährige umgewandelt. — Diese Klage hat sich nach ihrer Aufnahme in die 
Gerichtssatzung von 1Ü15 bis in die neueste Zeit im bernischen Civilgesetzbuche vollständig 
unverändert erhalten. Der Wortlaut der oben stehenden Stelle ist übrigens so klar und 
unzweideutig, dass sie einer besondem Interpretation nicht bedarf. -- 

3) Eine Frist \^n 6 Monaten bei der Klage aus Scheltworten. 

Fol. 1G9. SBann bie ©d^eltroort Dnbermunbtä jugrebt rourbenbr ©o fofl ber ®e- 
f(i^ottne ben (S^rüerlcfter jiuicrt fedd^ 3JJonaten ned^fl nad^ bem bie SBort ergangen mit 
Siedet fürnemmen: SBurbenb fp aber bem e^ruerlefeten ^inberrudfi^ D^gefd^Iagen: ©o fott er 
ben S^rabfd^npber in ben ncd^flen \tä)^ 3Ronaten nad^ bem bie ©d^cltmort bem Derle^ten 
funbt t^an worben, 9^ec^tlid^ erfud^en, n)o er aber fömlid^iJ in bem einen ober anberen fa^I 
juerfiatten pnberlaffen rourbe: ©o fott fürter^in nad& t)erflieffung ber fed^i^ 9Dtonaten in 
gfialten obflabt bem ©efd^oftnen ümb angeregte ©d^eltroort !eui SBed^t me^r gefialten werben, 
t^ fpe bann bai^ ber ©efd^ottne in obbeflimpter jpt nit im ßanbt gfin rodre fo fott er beffen 
genieffen fo v\l red^t ift. 

Wie im gemeinen Rechte bildet auch hier die Injurienklage ein Mittelding zwischen 
einer Civil- und einer Deliktsklage, deren Geltendmachung an eine verhältnissmässig kurze 
Frist geknüpft ist. Die letztere beginnt, wenn die Scheltworte in Gegenwart des Geschol- 
tenen (Ehrverletzung) ausgestossen wurden, im Momente des Delikts; wurden sie hinter 
dem Rücken des Betreffenden (Abschneiden der Ehre) ausgestossen , so fing sie erst im 
Momente zu laufen an, in welchem er Kenntniss von der Verletzung hatte. In beiden Fällen 
war nach Verlauf von sechs Monaten die Anbringung der Klage unzulässig, und als Elnt- 
schuldigungsgrund konnte nur die LÄudesabwesenheit geltend gemacht werden. 

4) Eine Frist von 3 Monaten beim Wiederlosungsrecht. 

a) Fol. 203 b. SQSo imanh» einid^ ligenb ®ut, ed fpe ein ^ug, Sld^er, aRatten, 
ober anberi^, baffetbig fpe ifyxi glpii^iool mit Siamen pngefe^t, ober oom ®<i^lbner ^fanbi^iopB 
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bargfd^Iagen, dou toa^ fd^ulben mägeii ba^ jee fpn möd^te, fp fpenb 3i"&^<^ ^^^^ t)n}in6bar^ 
no^ Derf fi^rtem Sted^tcn anßrpff t uniib off bic ©anbt t^ut : ©o foll ber bcffen föllld^ ®ut 
märe brp ^onat, obtT fo baroor ein fiepflung^SRouat oerfloffen^ jtoen Wonat )t( ^ben 
baffelbig mit entrid^tuug jQauptgutd, Stoflen Dnb 3inf^^ (fai[l(^ bie Sd^ulb 3i"B^<^^) tDiberumb 
an fid^ }ubringen piinb ob ber ®anbt }u (öfen : ipo er aber fömlid^i^ innert beme(ter itft 
nit tl^un würbe, allbann foll baffelbig oergantet ®ut bem fo off ber ®anbt §um meefien 
baruff gebotten onioiberrüfflid^ ^eimbienen onb oerblpben. 

Die ratio dieser Bestimmung ist im Wesentlichen die nämliche wie bei jedem 
Zugrechte, d. h. es soll wo möglich ein liegendes Gut in derselben Hand erhalten bleiben. 
Dazu kommt noch als accessorisch im vorliegenden Falle der specielle Zweck, in der Strenge 
des damaligen Executionsverüährens eine gewisse Milderung zu Gunsten des Schuldners 
eintreten zu lassen. Wenn nämlich der Gläubiger irgend einer Forderung wegen gegen 
den Schuldner das Gantverfahren einleiten wollte, so musste er vorher dem letztem die 
sog. Leistung ankündigen, d. h. ihn zur Zahlung aufiordem, wobei dem Schuldner die Frist 
eines Monats gewährt war, um den gläubigerischen Anspruch zu befriedigen. Erfolgte 
innerhalb dieser 55eit keine Bezahlung, so konnte der Gläubiger zur Pfandnahme resp. Ver- 
gantung schreiten, und er war hiebei, selbst wenn er Grundpfandgläubiger war, nicht an 
den verschriebenen Gegenstand gebunden, sondern er konnte unter den Eigenthumsobjekten 
des Schuldners beliebig wählen. Dem Schuldner stand kein Recht zu, ihm nach seinem 
Gefallen Pßmder auf verbindliche Weise vorzuschlagen, und der Creditor war selbst an ein 
Gnmdpfand nur dann gebunden , wenn er sich speciell verpflichtet hatte , im Falle der 
Säumniss des Schuldners sich nur an das ihm verschriebene Unterpfand halten zu wollen. 
Eine Ausnahme resp. ein Vorschlagsrecht zu Gunsten des Schuldners fand nur dann statt, 
wenn er dem Gläubiger als Pfand Gtetreide anbot; dieses musste der letztere zum mittleren 
Marktprdse als solches annehmen. 

Ging der Gläubiger auf Grund einer Ausklagt (s. weiter oben) gegen den Schuldn^ 
vor, so fiel natürlich auch die Vergünstigung des sog. Leistungsmonates weg. Kam das 
Gnmdstück nun auf die Gant, so stand auch dem Schuldner das Recht zu, auf dasselbe 
zu bieten, und war sein Angebot das höchste, so wurde ihm das Gut zugeschlagen, nur 
musste er , bevor er dasselbe wieder an die Hand nehmen durfte , den Kau^reis dem 
Gläubiger voll ausbezahlen imd damit das Pfandrecht zum Erlöschen bringen. Wurde das 
Gut von emem Dritten ersteigert, so hatte der Schuldner resp. Pfandbesitzer immer noch 
das Recht, innert drei oder, wenn ein Leistungsmonat vorangegangen war, innert zwei 
Monaten nach der Gantsteigerung das Gut gegen Erstattung von Kapital, Zins und sämmt- 
lichen Kosten aus der dritten Hand wieder an sich zu ziehen; versäumte er auch diese 
Frist, so blieb es dem Ersteigwer als unwiderrufliches Eigenthmn. War der Schuldner 
veGip. Plkndbesitzer selbst Meistbietender, so stund ihm die nämliche Frist gegenüber seinem 
direkten Gläubiger zu, um durch Bezahlung der gebotenen Summe das Gut wieder einzulösen ; 
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fand aber hier eine Säumniss statt, so Hess sich nunmehr der Gläubiger dasselbe sammt 
der Nutzung durch gerichtliches Urtheil zum Eigenthum zuschlagen, und ihm gegenüber 
war jede Verfügung, welche der Schuldner inzwischen zu Gunsten Dritter über dasselbe 
getroffen hatte, kraftlos. Das Grundstück blieb sein unwiderrufliches Eigenthum. 

a. (Im Commentar nicht erwähnt.) Fol. 203 b. aber beioeglid^e ©tüdf pnb 
®ütfr föttenb nit lenger T)ff ber ®ttnbt bipben mnh ^af)n bann Dlerjäd^en Sag lang, bar^ 
jTOüfd^en foll ber ©d^ulbner bie roiberlofung baniff f)aben, 

^06) roaf^ 9iog Slinber t)nb aDerIep anber äSpd^ betrifft foU man von t)erm9bttng 
TOegen Äoflen« fo üff ben ©d^ulbner gal^n rourbc, wann man fp am SBtrt^ flal^n Ueffe 
biefeiben ab ber ®anbt jelöfen nit lenger )it ^aben bann ben Sag an toeld^m fp t)Bgerflfft 
roerbenb. — 

Analog findet eine Anwendung dieses Rechts der Wiederlosung auch bei Beweg- 
lichkeiten statt , jedoch wird wegen Wegfall der Gründe , welche beim Grundeigenthum 
vorzugsweise für dessen Erhaltung in der nämlichen Hand sprechen , hier die nützliche 
Frist angemessen verkürzt, uämlich bei Mobilien im Allgemeinen auf 14 Tage; bei den 
sog. fressmden Pfändern muss ihres besondem Charakters wegen die Wiederlosimg sogar 
schon am nämlichen Tage, an welchem der Ausruf bei der Steigerung stattfand, ver- 
langt werden. 

b. Fol. 204 a. SBann bem ©töubiger mit aSrt^eil t)nb 3led^t üerroiaiget ifl, einid^ 
ligenb ®ut, eiJ fpe ein 3ld^er, 3Ratten, fiolfe, Siäben ober anberiJ üff bie ®anbt jetl^nn Dnb 
Derganbten julaffen: ©0 foll ber ©löubiger al«balb er fötti^ ®ut T)ff bie ®anbt tl^an 
beffen alfo pngefeftt fpn, bafe er bie Jluftung beffelben famlen Dnb barab nemmen mag, 
fo ferr bafe er fp in 3Snpartl^pefd^ $änb oerfd^affe : SBann er fömlid^S erflattet, f foll er 
ber bnjen SKonaten ober fo ber Sepjiung 3Ronat fd^on boroor Derflojfen ber jroepen SKo^ 
naten Dferoarten : f ompt barjroflfd^en ber ienig, fo ba2 ©tud normalen befeffen t)nb löfet eiS 
miberumb an fid^ : ©0 foff i^m baffelbig fampt angeregter Jlufeung miberumb jufallen onb 
l^etimbienen : löfet er t% aber innert gefagter jpt nit: ©0 foH il^m ber ®löubiger baffelbig 
fampt ber 9?uftung burd^ ein SSrtl^eil jubefennen laffen meldte« bann aud^ bafürl^in fpn 
epgen ®ut fpn foff Dnb foff hieran nflt l^nberen föffid^ ©tudf fpe glpd^too^l innert bemelter 
jpt Derenberet wb anberen übergeben loorben, ober nit. 

Vorliegende Satzung bietet in Bezug auf die Wiederloosung des Pfandes und die 
dabei geltende Veijährungsfrist nichts Neues; dagegen ist dieselbe nicht ohne Interesse, weil 
sie einen Blick in die Art des Pfandrechts gestattet, welches der Gläubige am Objekte des 
Schuldners erlangte; es ist diess eine bedeutend modifizirte Form der alten Satzung mit 
Nutzungsgewere. Die eigentliche Gewere und mit ihr die Befugniss, über den Abnutzen 

9 
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des Gutes fipei zu verfügen resp. denselben zu consumiren, ist zwar verschwunden, allein 
eine Spur dieses Rechtes findet sich noch in der Herrschaft, welche hier dem Gläubiger 
über die Nutzung gegeben wird. Consumirt darf sie von ihm nicht werden, dag^en ist 
er berechtigt, dieselbe selbst einzusammeln und vom Gute wegzunehmen, sofern nur die ein- 
gesammelten Früchte nachher bei einem unbetheiUgten Dritten von ihm deponirt werden. 
Im Falle der Wiederloosung geht dann allerdings auch dieser Abnutzen an Denjenigen, 
welcher die erstere geltend gemacht hat, zurück; andernfalls verbleibt sie nach Abiauf der 
Veqährungsfrist sammt dem Hauptgute dem Gläubiger, gleichviel, welche Veränderungen 
oder Veräusserungen während der kritischen Zeit mit dem Gute vorgenommen worden. 

5) Eine Frist von 3 resp. 6 resp. 18 Wochen für die Beibringung von Zeugen, Ge- 
währsmännern u. s. w. im Prozesse. 

Fol. 1 74 a. SBe((ä^cr Dor ®rid^t an Äunbtfd&aft ober aSorfdger binget ober fonfl 
jemanbtg jubejagcn fid& oerroigt^ ber foH jnnert bifeit 3^'^" ^^^ SJagen bie ©ad^ poln^ 
§fl(i^en: ?lamlid^en, mann ber ben er ju einer Äunbtfd^afft ober 3Sorfdger barfieUcn ober 
fonji bejagen loötte in ber ©tatt ©rid^t gefeffen ifi, fo \)at er 3*' ^^ brp ned^jlen ®rid(|t8^ 
tagen : o6 aber ber ®ejüg, aSorfäger ober ber ben man bejagen roöHte, offert^atb ber ©tatt 
®ridf)t in anberen üuferen Sanben onb ®ebieten lool^net : fo ifl bad 3^1 ^^ ^^ ned^fl^ 
folgenben SBud^en, offertfialb on|erem ®ebiet aber bod^ in ber ©pbtguofefd^afft fed^Ä SBud^n 
mxh üffertl^alb ber (ggbtgnofefd^afft ad^tjed^en SQBud^eu. 

eod. b. 2Bo aber jemanb^ inaert^atb obgefd^ribuer jpt fpn oerrodgiie Äuiibt^ 

fd^afft aSorfdger ober aiiber uit bejagt: aUbanu foH \r)n ©egeii[äd^er fpu 31ed^t mh ©ad^ 

geiounnen l^aben: er möge bann nad^ ber ©tatt Siedet erjeigen bog er burd& ^crreu ober 

. Spb^uot baran gefumpt onb oer^inbcret morben : fo fott j^u bife not fc^irmen in maffen 

er barumb fpn SRed^t uit oerlol^reu ^abcu foD. 

Der Sinn dieser Bestimmungen ist so klar, dass sie eines eingehenden Konunentars 
nicht bedürfen. Gesagt wird darin nur, dass die Berufung eines Zeugen, die uominatio 
auctoris und die Ausklagung eines Gewährsmannes an gewisse näher bezeichnete Fristen 
geknüpft sind, deren Versäumniss ohne wichtige Entschuldigung den Verlust dieser pro- 
zessualischen und civilrechtlichen Wohlthaten nach sich zieht. 

6) Eine Fiist von 8 resp. 6 Wochen für die Geltendmachung der Währschaftsklage 
bei Viehhauptmängeln. 

Fol. 27 a. SBo einer bem anbeten ünfuber ober finnig befeglpd^e« fute ober ou<i^ 
©turmg ^r)i) fauff« ober tufd^^iopfe Eingibt, er t^üge ei8 toüffentUd^ ober onroflffentlid^ onn 
i^m baffe(big jnnertl^a(b a^t SBud^n burdti ein Sßepbel toiberumb anbotten nHrbt, fo foS 
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et bci& miberumb nemmen o^ne toiberreb fo ober ad^t SBin^en t)erfd^imn onb jl^me l^ie^ 
}n)ü|^n bad äSpd^ bur^f eiii SBevbel nit n)iberum6 angebottett morben: @o ifl ber SBer^ 
löuffcr ober 3Sertufcl^er nit fd^ulbig bcffetb loiber jcnemmen. 

Fol. 27 b uQd Fol. 28 a. SBanix aber jemanb^ einem anbcren ein SRog , fo 
^auptmürbig, Sud^ftöffig ober Spätig roere Äauffg ober tufd^^rot^fe ^l^ingibt er tl^üpe e» 
glpd^iool QU(i^ toäfTeutUd^ ober onioüffentUd^ onb i^m baffelbig jnnert^atb fed^d äBud^en 
bur<i^ ein aßepbel loiber anbotten wirbt fo fott er e^ roiberumb ju fpnen ^anben nemmen. 
Ob abtt ime ba^ 9to{9 innert ben fed(|j^ n)ud^en burd^ ein SBepbel nit n)iber anbotten tourbe: 
@o ifl ber oerfönffer ober oertufc^er nit fd^ulbig baffe(big n)iberumb jenemmen. 3Bo aber 
einer oom anberen ein 9io^ erlauffte ober ertufd^ete onb bann födid^ 9Io^ jnner^a(b obbe« 
melten fed^iS SBuc^en oon güle abgienge, fo foD ber fo e^ alfo erfanfft ober ertufd^et, 
baffettbig abgangen SRofe burd^ bie gefd^roornen aWeifier ©d^mibtl^anbioerÄÄ befid^tigen taffen 
(ügenbt bann biefetbigen bp i^ren eiferen t^nb t^rümen, bad föld^e %ült eine alte ^üle f^e, 
fo foll ber SBerföuffer ober SBertufd^er t& roiberumb nemmen : jügenbt fg aber bp jren 
tl^rüroen onb eiferen bog ei^ eine nüroe gute fpe : fo foll ei5 bem ber cjJ erfaufft ober er« 
tufd^et, ocrblpben onb ber SSerföuffer ober oertufd^er beffen nüfeit entgälten. 

Wie man aus den vorliegenden zwei Stellen siebt, hatte von den Klagen aus dem 
Edidum Aedilüium wenigstens die actio redhibitoria, Wandelimgsklage , im bemischen 
Recht Aufnahme gefunden, während von der actio quanti minoris, der Würderangsklage 
nicht gesprochen wird. Hinsichthch der Objecto wird ein Unterschied gemacht zwischen dem 
Viehkauf resp. Tausch im Allgemeinen und dem Pferdekauf resp. Tausch im Besonderen. 
In beiden Fällen berechtigt das Vorhandensein eines Hauptmangels den Eäufw, die 
Wandelungsklage innwhalb der bezüglichen Frist von 8 resp. 6 Wochen anzustellen,^leich- 
viel, ob der Verkäufer von der Existenz des Vitium Kenntniss gehabt habe oder nicht 
Was für den Kauf gilt, gilt auch in gleicher Weise für den Tausch. Die Wandelungsklage 
wird eingeleitet resp. die Veqähmng unterbrochen dadurch, dass der Käufer dem Verkäufer 
innerhalb der bezüglichen Frist das Object durch den Weibel rückbieten lässt Was die 
einzelnen Hauptmängel betrifft, so können sie in verschiedenen Momenten bestehen, so in 
unreiner Haut im Allgemeinen (unsuber), oder im Speciellen (finnig), oder in Krankheit der 
Eingeweide (ful), oder in Aflfektion des Gehirns (sturms); für die Pferde werden dann noch 
einige Unterarten derartiger Gebrechen besonders horvorgehoben. Beim Pferdekauf wird 
auch die Eventualität betont, dass das Thier innerhalb der gesetzlichen Frist an einer 
Innern Krankheit (Füle) zu Grunde geht. In diesem Falle hat ein Expertenbeweis darüber 
stattzufinden, ob die Krankheit alt oder neu sei, d. h. ob ihr Anfang in die Zeit vor oder 
nach Abschluss des Kaufes resp. der traditio falle, denn das letztere Moment wird wohl 
hier in Betreff des perictdum das entscheidende sein. War die Krankheit eine alte , so 
musste der Verkäufer das abgestandene Pferd zurücknehmen; war sie neu, so verblieb es 
dem Käufer, ohne dass der letztere einen daherigen Ansprach auf Schadenersatz gegenüber 
dem erstem hätte erheben können. 
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7) Eine Frist von 14 Tagen bei der Appellation. Diese Frist wurde jedoch , wie 
bereits der citirte Commentar erwähnt, durch hochobrigkeitliche Erkentnuss vom 
7. Juli 1706 später auf 3 Monate ausgedehnt. 

Fol. 193 b. miä)tx von bcm ©rid&t für ©d&utbt|>eiffen m\> ?Haf)t ein »rt^cil 
jüd&t T)nb appelliert bet fott bie SlppeUafe ju üerfü^ren, wicrjed^n 2:09 QU ^oben. ©0 aber 
jemonb« jnnertl^alb bifer jpt bic 2lppettaft nit üort tr9bt : ailbonn foll fpn ©cgenjedb^ fpn 
9tedE)t vn\> ©add üor Dnferem Stallt }äd^en t)nb btefe(be gemunnen ^aben^ et möge bann 
nad^ bet ©tatt Siedeten erzeigen baj» er butd^ Ferren ober IBpbi&no^t batan gefumpt onb 
oet^lnbett toorben fo fott i^n bife no^t fd^irmen inmaffen et batomb fpn 9led^t nit oet- 
lol^ten l^at. 

Das sog. decendium appellalionis war, wie wir sehen, dem bemischen Rechte 
auch noch in diesem Rechtsbuche völlig unbekannt. Die Appellation selbst konnte an 
verschiedene Behörden gehen, und es konnte, wenn das Streitobject dazu qualifizirt war, 
zuerst vom Gerichte an den Kleinen Rath , dann von diesem an die sog. Sechszig imd 
endUch vom Entscheide der Sechszig noch an die Zweihimdert appellirt werden. Bd der 
bis 1798 vollkommen vereinigten Justiz und Administration war nämlich der Oberamtmann, 
gewöhnlich «Landvogt» genannt, zugleich Statthalter der Regierung und erstinstanzlicher 
Richter, und die oberen Instanzen folgten in der nämlichen Reihenfolge, wie die Ueber- 
ordnung für die Verwaltung organisirt war. — Der Kleine Rath entsprach in administra- 
tiver Beziehung dem heutigen Regierungsrath, war mithin die oberste Exekutivbehörde, die 
CG oder der Grosse Rath bildete den gesetzgebenden Körper und die sog. Sechszig waren 
ein mit Rechtssprechung besonders betrauter Ausschuss der CG, ein Institut, das unge&hr 
dem Begriff einer ständigen grossräthlichen Kommission entsprechen dürfte. 

Nachdem nun auch die Ausnahmen von dem Prinzipe der ordentlichen Verjährung 
an der Hand 'des erwähnten Commentars einer eingehenden Berücksichtigung unterworfen 
wurden, bleibt uns zum Schlüsse vorstehender Arbeit noch übrig, durch Anfährung und 
Erläuterung betreffender Urtheile den Beweis für die oben ausgesprochene Ansicht zu 
leisten resp. zu vervollständigen, dass die Grundsätze der römischen Verjährungslehre, wie 
dieselben in der G. S. von 1615 niedergelegt sind, nicht allein theoretisch und formell 
gegolten haben , sondern dass von Seiten der Gerichte durch Anwendung dieser Rechts- 
normen denselben auch als usus fori die praktische Sanktion jeweilen ertheilt ¥mrde. 

Diese Urtheile sind: 

1) Die von Leuenberger Rechtsgeschichte pag. 276 citirten, nämlich : R. R. pag. 120. 
A. A. A. pag. 364. — 

und ausserdem : 

2) Die folgenden hiernach angeführten Erkenntnisse: 
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Q. Q. pag. 354. d. d. 1648. — Urtl^cil jroi)d^en Qawn^ Siüggfcggcr bcm 
SSelbel }e didtenbaä) Dimb 92ic(auiS ©al^manuiS fe(. @rben. 

bicTO^I d6 bcr ©atftmanuifd^cii (Srbcn pngctegtcm eignem Scd^tibrieff 

befd^pnt, bafe neben anbren Simitcn oud^ bcr Sad^ ire maxöf fcpe, bie jroep firpttige onb 
fpennige find roeib ober jdnfptS bem Sadö jn ipn be^ Siügfeggers^ Sdc^enguti^ jilen t)nb 
maxcl^tn gelegen beffen Sed^enbrieff ime üfetrudtenlid^ iugibt, üom ^aber t^ilrlin an ber 6gg 
na(i^ üff, ber fd^nefd^melfein mä) onfeit an fetter Slouroerfe mard^ u. f. ro. ba§ beroroegcn 
©alftmannifd^e ©rben fid^ ber öefift onb nufeung gebac^ter fiadfen, fo fp jiuar bp 
man^benden aber o^ne tittcl (Dad on^ bejc^inen fep) bejahen, entjöd^en: ünnb 
^infortt föttid^e jme SQBepbel 3lflgfegger jel^anben fpne^ Sed^engutt^ iujla^n u. f. ro. 

R. R. pag. 284. d. d. 1646. — Oemeinbe -Äubenfd^iopt contra ©amuel ißäd^ler- 

Dbgleid^ wol^tgcbad^ter ^ed^ler oermeint, bj bebeuter brunnen jmme 

ju^anben feineiJ oon vn^ ju Säd^en befifeenben $off^ allein Dnb einjig gehöre aud^ jn bem 
feinen entfpringe; iebod^ roeilen t)6 ben filrgelcgten Sprud^brieffen erfd^ielnt bag fit^ ün'' 
uerbenlli^en ^ö^ren bie gemetten x>on Jlubenfd^ra^t bi&eri^ roafeer» genofe 
Dnb tl^eill^afft roorben, l^ienor aud^ begioegen ein orbenlii^e onö je beiben i Reißen an* 
genomne abt^elUung gemad(|t roorben . . . . bafe beroroegen eÄ nod^ma^len bep ben 
beßtoegen fürgetegten alten ©prud^brieffen onb lüt^erungen genftlicb verbleiben u. f. to. 

Die beiden vorstehenden Urtheile sind in ihrer Fassung in Betreff der hierorts zu 
behandelnden Frage so klar , dass sie eines Commentars kaum bedürfen. Immerhin mag 
hier Folgendes bemerkt werden: 

In beiden Fällen bildet gerade der Titel als das aus dem römischen Rechte auf- 
genommene Erfordemiss das Hauptmoment und zwar in folgender Weise : Beim ersteren 
Falle spricht das Urtheil in vollständiger Abweichung vom älteren bernischen Rechte den 
Grundsatz aus , dass selbst der Besitz bei Mannsgedenken , sobald der Titel fehle , zur 
Usucapion nicht genüge, und spricht dagegen umgekehrt im zweiten Falle der Gemeinde 
Rubenschwyl ihr Wasserrecht zu auf Grund langen Besitzes, und wMl dieser Besitz durch 
einen rechtmässigen Titel , nämlich eine von beiden Parteien früher angenommene « Ab- 
theilung», d. h. Theilungsvertrag, seine rechthche Grundlage erhalten hat 

S. S. pag. 116. d. d. 1649. ^eujel^ntftreit jroifd^en bcr ^frunb ju ärd^ unb 
ber ©tlft }u ©olot^urn. 

. . . . bemnad^ bie ^far ju Mrd^ .... ben ^öuwje^nben .... jeberjeit 
^red^tmefeig befeffen ©nb empfangen" berfelbige Siejirf aber mit feinen geroüfeen 
Dnnb fd^einbal^ren mard^en auggefd^eiben gemefen u. f. xo. 

Dieser Ausdruck entspricht vollkommen der * justa possessio justo titvio 
acquisüa >. 
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S. S. pag. 50. d. d. 1647. ©<^cin ju gunfi ficinrid^ Dttcn. 

üor 33nÄ crfd^inucn üiifcr 'Bürger $ciiiri<^ Dtt ünb on« jn gebür . . . 

juerfcnenn geben, roa« maßen (gr groüfeer Äed^t^obung ünb bnrd^ gegent^eiOi jme für* 
roenbenber preetendlerenber iJeriä^rung rocgen jeugfammen Schein üonndt^en ^a6e, ba§ \n 
bcr 3«t er nit allein ünber Sogt« ^anben fonnberd aud^ ein ^cit laug ofeert Sanbt« ge- 
roefen mit Dnber^t^eniger bemüt^iger Sitt jme benfelben gnebigefl mitiet^ciffen fid^ befeen 
gehörigen ort« ber gebflr mi) jegebruc^cn ^abe 2)a6 mir ^aruff \n gncbiger roilfa^r 
feinet nit ünjimlic^en begeren« . . . ju fteü^r ber SBa^r^eit mitt^itten motten; namlic^ 
bafe befagtcr onfer Surger . . . utt allein ünber . . . üögtüd^er pfleg, fonnber« auc^ eine 
3eit lang o&ert laubtd gemejcn, alfo bj er fic^ nun aud^ ünferiS ber SJeriä^rung ^Ib ge^ 
mad^ten ©fa^ei^ x>nb beigefe^ter exception ünub lütderung mol }ugetrdflen ^aben )dlt onb 
möge. Qu Urfunbt beffen u. f. m. 

Obwohl dieses Erkenntniss die römischen Verjährungsrequisite nicht berührt, ist es 
desshalb hier aufgenommen worden, weil es ebenfalls die praktische Anwendung einer erst 
in die G. S. von 1615 aufgenonunenen Neuerung enthält, nämlich die Ausnahmsstelle der 
Pupillargüter bezüglich der Verjährung. Auch diese Neuerung ist, wie der vorliegende Text 
zeigt, nicht ein todter Buchstabe der G. S. geblieben, sondern hat durch obiges Erkenntniss 
die praktische Sanktion erhalten. 

T. T. pag. 311. d. d. 1662. grau ©d^ult^eiffm üon ©rlad^ gegen öejtfter be« 
@talbengutd bei ^ünigen. 

angehört morben, baß ber gebadete Sobenjinfe ünb be&elben Sorberung 

inn alter ünüemeiulid^er ünb bcfanbtlid^er fd^ulbigfeit aud^ lang je^riger abrid^t — ünb 
93e)a^lung gegrttnbet ünb adeiu etliche 3a^r lang nit eingebrad^t merDen mögen meilen bie 
Oberl^oftfd^e v£rb)d^afft ein 3^tt lang jnn ünrid^tigteit geflauben ünbt nad^ benfelben anbere 
ünb meitere ^iuberuuffen me^r eingefallen . . . unb gebadeter $egi ald bamaliger Sefi^er 
beg @talbeuguti^ foli^en barab fd^ulbigen 93oben}in6 fo üiel baran bamal audfleflig ge^ 
mefen jn anno 1650 }ebe}a^len ft^ fc^rifftlid^ üerpflic^tet, beren aud^ etlid^ gemalert ünb 
beja^lt. 93e9 melid^er ber Sachen '^ef(f)affen^eit ünb guttei^ 6egrflnbtnu6 ^i)x ®tt. über 
fold^e Relation erlenbt : @j^ föBe bie Sd^ulbigleit bifed ßreitigen Sobenjinfed auff Seit^en 
ber graumen üon ©pieft, üermitlefi ber angebeuten fd^riftlid^en üerpf lld^tung ünb 
eingelegten Stöblen nebenb ber alten betäubten augrid^tung gnugfamm bet^ 
gebrad^t ünb ^iemit ber äSeft^er beg barumb üer^offteu ©talbenguttd fd^ulbig ünb pflid^tig 
fein, benfelben färol^in jel^rlid^ )u Rauben molermelter ^^raumen üon @pie6 gebü^renb auft^ 
ix\x\ä)Un anä) barumb ein orbenlid^^e (Srtanbtnug auf bem gutt auffjerid^ten : 93nb bie üer^ 
fe&nen *) aufeflettigen 93obenjinfen ber graumen ebnermaffen bife auff Andre» gut jema^n 



*) Cerfeffcn = Derfalleiu 
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nomlid^ . . . btc ©^rfd^aft^iBorbetung aber weil cn btttumb fein SRcd^t erfd^eint, fol 
aufffic^cbt u. f. TD. 

T. T. pag. 3*^3. d. d. 1663. greuublii^ beigefegter Streit ä^ifc^en ber 3nfet 
imb $emi SBenner ©türlcr betreffenb ba» Xad&feu^olj ob Jtieberioangen. 

. . . ©trcitigfeit eriuad^fen jnn bcm Don ©eitlen Dnbt jimamen obgcmeltea ©pitteU 
man ef^rengcmclten fierrn SJeimer ©türfer ba^ eigent^umb gebeuten ^olfte« nod^ einige 
rftd^tmäfeigc »efi^ung nit gefielen ünb naddgeben fonber erl^aUcu roöllen u. f. lo. 

T. T. pag. 272. d. d. 1601. 2lbt von ©t. Urban gegen ©eineinbe üon Sangen* 
t^al wegen be8 ß^rfd^afee«. 

. . . üniS bann befd^eint roorben, ba6 bie Don Sangent^al jnn j^rer onberflanbenen 
j)ern)eiger- ober Sefrepnng befe g^rfrfiafee^ ongegrünbet onb .hingegen ba« ®otg^u8 
©t. Urban in oorber- onbt 33ejiecbung befeetben fo rool jn authentifd^ gioarfammen, 
raelid^e bie ß^rjd^afepflid^t anff bie oon Sangent^at o^ne Unberfd^eib jugebenb al« jn je« 
roeiüger bebnng Dnbt Possess gegrünbet fepe; beroroegen mir erfent ba6 ba« OottÄ^auiS 
©t. Sßrban fürbaß onb ünmiberfpred^enlid^ her) bifev erfd^einten ©ered^tigfeit befe ß^rfc^afeeÄ 
in atten ^anbenberungen oerbtelbcn onbt ge^anb^abet werben onb bie oon Sangent^al }ur 
onoerroeigerten ?Ibftattung ber 3f)nen obtigenben fd)nlbigen S^rfd^afee^pflid^t jn jntragenbeu 
gällen oerroiefen onbt . angemal^nt fein föüinbt u. f. xo. 

V. V. pag. 252. d. d. 1667. fierr 3ed&enber gegen ©emeinbe SBorb eine^ SUlütt 
©infeU roegen. 

. . . weilen erinelter Qx. QeSjenhex wie er bann nit roibcrfpred^en fonnen, forool 
alfe jeine oorberen bifen Sobenjinfe . . . fo lange 3a^r onuerweigerlid^ enbtrid^tet, ©o fölle 
er fold}eg oon onb ab bem etmelten fludf )o er befifet für baÄ weiter je t^un onb bie oer« 
fernen 3^"?^" ß"<^ gutjuniad^en pflic^tig, wibrigenfa^U aber ber ©emeinb SBorb bie weg- 
weifung gegeben fein auff angeregte^ fiüdt crbtrid|) aU ben grunb fo bifen jinfe fd^ulbig je 
greiffen onbt ba^elbe j^nen red^tlid^ }ubefennen julagen^ bafe^r ^r. 3^<^^)iber nit auflegen 
tann bafe fold^er }in| abgefoufft onb ba« iludf baruon befreiet : bann 3^r ®n. bie fo lang* 
jäl^rige entrid^tung ber jinfen jn folc^en fällen, wogleid^ feine anbere gewarfamme 
barumb oorl^anben ein gnugfammed 9ied^t fein beftnbt. 

Dadurch, dass das vorliegende ürtheil als Ausnahme (in solchen Fällen) bei 
dem Erwerbe der Bodenzinse durch langjährige Ausübung bereits auch die rechtliche Be- 
gründetheit präsumiren ISuiSt, scheint uns die Regel von der Nothwendigkeit eines be- 
sonderen Titels in allen andern Fällen der possessio vel quasi possessio nicht verneint, 
sondern nach dem Grundsatze exceptio firmat regulam in casibus non exceptis vielmehr 
bestätigt zu werden. 

W. W. pag. 226. d. d. 1676. 3' Obxi^ aRepen fei. dthtn gegen »enbid&t 
^oofmann. (Schuldveijähnmg resp. Unterbiechimg derselben.) 
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. • . crfd^inen ift, Senbid^t ^oofmaim von Sittbrugg ^\\%ttpieti loibcr mh gcgfii 
tocilanb befe ©bku Dcfieii oiiicr^ lieben m\t> ö^truroen burger« Dbriften $ang Slubolff 
fiepen bei leben Ferren ju Sd^offtleii fei. m6) tobt ^inberlaffne abelidic ßrben jii meinung 
loiber biefelbcu fein Dor ctiüof? Sauren (jcgen geb. 3' Dbrifien fei. angc^ebte 3lnfprad^-Sad^, 
tuo [xt erronnben Dortjefe^en, bafiir ^altenb fintemal @r onbecem 29. Oct 1605 jmen 
fonbcrbare Siedjitjüg lüiber beufelbcn erhalten onb barauff pnbercin 1. onb 5. Nüuemb. 
felbigen ^df)x^ benfelbigen $fanb ober gelt abforberen laffen bag er bamit fein Siedet ooS' 
foinmenlid^ toiber jl^ine ouggefürt ^aben Dub fraft btfeelben befüegt fein fölle befeelben grben omb 
bie ba^er oorberenbe föfien vmb bie eg ^auptfad^lid^en )u t^un anjulangen fomeit bag auf 
©eiten gebadeter ajlepf^en 6rben ^ierroiber einige praescription nit üorgeioenbt werben fönnte. 
^an er onberem 1o. Nou. 1655 benne ben 15. Sept. 1665 onb ^ernad^ roiber im Jimio 
1 668 oor SRa^t fid^ begroegen angemelbet ünb barmit belbe» bie erfle t)nb anberc praescrip- 
tion pnberbrod^en ünb beffen jtd^ oud^ ^ieinit jugetröfien ^abc aug fraft ber ©aftung 
JJol. 112. 3)ie praescription roiber bie, fo fid^ äußert lanbtiS befinbcn (wie bann er ^oof^ 
man bienflen üiib eine« namhaften processes wegen berroeilen in J^r^ndreid^ onb abioefenb 
gerocfen) nit gelten möge. SBelid^em finem mit me^rerem get^ancm anbringen gebadete 
SRe^fd^e 9lbelid^e @rben mit bifem 93efd^eib begegnet pnb burd^ jre wie aud^ beg ^oofman« 
producierte fclb« eigne fd^riften beutlid^ barget^an, bafe bie jenige instanz bie er pnbetm 
15. Nou. 1655 in abwefen^eit ber 5ßartl^ei bie bamalen \n oberfeitlic^en bienflen oor Sla^t 
get^an^ onb barnad^ ba er pon barau« ab onb big t)ff ben XK tag 1656 surfldgemiefen 
worben, erfifeen taffen big auf ben 15. Sept. 1665 j^nen ben SWe^fd^en ©rben nid^t« 
prajudicieren möge. SBag aber antrift bie instanz bie er gefagten 15. Sept. 1665 93nge^ 
fe^r jroen SKonat oor Stuglauff ober enberung ber Sanbt«geroerb abermaten Dor Äa^t 
get^an ^aben will feie f eibige alfo befd^affen bag er bamalen oon t)ng nur ein aiiestation 
(:bag er nämtid^ ftd^ wiber ^t Dbrifl 3Sley obgemelbt pnb ber SSerja^rung fid^ nid^t« )u 
befahren ^aben föDe:) begehrt pnb aber berfelben falben ab onb ba^in gewifen worben, 
wan begwegen j^me etwag an m\> obgelegen feie, bag er barumb bag ©tatt 9led^t braud^en 
föOe, wie fold^e« bie barumb t)or^anbene @rlanbtnug befitlid^ augweigt, alfo bag aud^ bife« 
für fein red^ttid^e instanz }u^alten feie, pmb fo uil weniger weilen er barüber bie fad^n 
abermalen rul^en taffen t)nb ber jl^nen ertl^eilten wegweifung nit nad^fommen, ba ban jl^me 
l^ierwiber nid^t« fd^irmen fönne, wag er anberer cilenber gefd^eften falber ju einer ent- 
fd^ulbigung oorwenbeu t^üie, Rttenmat er fold^e praescripiion mit einer einfeltigen pfanb- 
forberung onb weibel«}eägfame l^ette pnberbred^en t>nb aDeg burd^ einen anwalt Derrid^ten 
(äffen fönnen: jm Junio 1668 ban feie er ^oofman )war abermalen oor 9la^t erfd^innen 
aber nur omb einen S^'&^f^^^iß ^^^^ fogenanbte recompens für bie bienflen, weld^e er 
\m paurenfrieg ong geleiflet l^aben will anju^alten, feine»weg« aber oon bifer JRepfd^ 
prseteniioD bag geringfle oorjubringen, wie ban fein oorgewiefener eigener augiug aug 
bem Staats Manual beren mit (einem wort, fonber aOein beffen gebendtt, bog il^me für 
fold^ oorfd^a^enb bienfl oor eing onb aOemoI butd^ unfern fflrgeliri^ten ä)tit«9tet^ Qnn 
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@edfetmelfler \tä^^ Xf^aUt auggerU^t merben foDten a(fo bag blfei» ooit j^me ^oofman flbet 
allegiert toerbe aud^ loiber bie Sanbti^geioerb jn einer fa<i^ beten eg im geringflen nid^ti^ gebendt 
niii^tö t^un (önne onb ^iennit toe^er bie erÜe nod^ bie anbere feit^ero augge(ofne PöSige 
prsescription jm geriugflen pnberbrod^en toorben; toag bon femeri^ bie ©a^ung $ol. 112 
antreffen iDoden fönne er ^oofman jn bifem casu (n)an er f<i^on alg ein frömber baruon 
nit auggefd^ioffen fein, fonbem beren fo n)o( al% pnfere ungehörigen ünbert^anen fU^ juge« 
tröfien l^aben fo(te) felbige )U feinem port^eit nit applicieren, ban bife ougtrudentid^ t>nb 
Reiter vermöge, ed föOe biefe(be nur gegen benen obmefenben bie jnnert ber jed^en ial^ren 
nit jm ßanbt roeren nit gelten, ba aber er ^oofman burd^ allegierte er(anbtnu§en bie er 
t>on )eit )u jeit at^ie in person auggemfirdCt gnugfam an taag gibt, ba^ er innert gfa^« 
ntegiger )eit jm (onb gemefen fein mug ; jm übrigen feie (ein Sted^t mit einem bloßen 
red^^ug vox aufegefü^rt ju^alten, man barüber bie Execgiitoriales baß ifl bie provision ent« 
toeberd ben Seib ober bag gut anjugreiffen nit erl^atten loorben , mie ban er igoofman 
birfelben aud^ nit erl^a(ten onb nur ben toflen meU^en er (raft bifer red^tjfigen praetendiert 
niemalen moderieren Icf^m geflalten onb bei fo bewanbten bingen, fonberlld^ ba j^nen ben 
Vte9efd^en Srben bie bife fad^ nit oer^anb(et beren aud^ ganfe (eine er(antnu6 l^aben onb 
felbige nad^ bem Jlobt be§ 3' Dbrlflen feel. ber barum (eine ©d^riften ^inbertafeen nld^t 
oerantTOorten (önten, fte bie SRepefd^en in onbert^enig(elt pätten, wir geru^enb fle bl6 ort» 
fraft gfa^eiS bei ber Sanbgetoerb beren fie fid^ mit gutem gen^fißen tröflen (önten 
gneblg ^anb ju ^aben onb ben ^oofman mit feinem a(tbad^nen onb oenoirten Raubet gegen 
j^uen ab onb ju rul^en jeioeifen. 9{ad^bem nun ung fold^ ber ^artl^i jn me^rerem ein? 
getoanbte grünb burd^ biejenigen Ferren xod^t aug onferer 93erorbnung fte ^ierumb genug« 
fam onb contradictorie angehört aOer 9ßeitlöüffig(eit nad^ onb außffi^rlid^ n)iberbrad^t 
loorben ^obenb mix jnne ^oofman an bem Se^en, bie ^Repefd^en (Srben onb bero oerant« 
n)ortnng ober mA fundiert onb gonfe er^bKd^ fein befunben, ba^ro mir ban aud^ er(ent: 
& föQe gebeflter igoofman bife» feine» ®efud^ falben a(g )u fpaat (ommen oor eing onb 
aOemal abgemiefen onb l^ingegen bie SRepefd^en Srben bemfeiben barum meiter» )u anU 
loorten nit fd^ulbig jonber hiermit bur^auß onb in ade meeg oon j^mme l^ig gefprod^en 
fein, jn (raft bife» brief» u. f. m..bat. 28. Nouemb: 167(>. — 

X X. pag. 184. d. d. 1680. Ur» awaffer, ber TOüOer }u SBangen gegen bie 
aRflOer l^inter Sipp, fireitiger StOl^tefa^rt megen. 

. . . er(ent ... baß ber SRttSer oon SBangen feine» t^eil» i)be( gegrünbt onb 
bie oon {fym fonberlid^ ffirgefd^fi^te lange öbung fflreinid^» red^tmdßig» possessorium 
nit, fonber oielme^r ffir men langwierigen SRißbraud^ onb b(oßen toleranz, 
fo )u (einem Sted^ten enoad^en lönnen, }u^alten fepn u. f. xo. 

Die Ausdrücke « lechtmftflsigs possesscoium > , « langwieriger Missbraueh > und 
« Mossd toleranz > Bj^echen wohl zu deutlich , als dass noch irgend ein Zweifel darüber 
obwalten kömitei dass auch die Praxis mit der rOmisdien Ldire von der jmta possessio, 

10 
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vom justus et verus liiulus im Gegensatze zum blossen precarium oder zu der sog. 
possessio clandestina bestens vertraut war. — 

Z. Z. pag. 335. d. d. 1691. Senbid^t SUfd^ibad^er Don ^imtötopl gegen 2)anieC 
StlbUger (Oppliger) ebenbafelbfL 

. . . erfUu^en beu perenberten SBul^r be(angenb, fo fiiibent mix an% ermatteter 
9lu§ag porgenannten onferi^ 9lmbtömand : bag ber OppUger benfelben nit eigengtoadig 
fonber aug erlangter 93ern)i(ligung fomo^l pnferei» Sbnptdmannd aü au(^ be6 SSogt 
^fd^er'd fei. alfo toie er bigmalen in SBefen ifl in beg Porgenanten G^riflenn ©uggerd praesentd 
gemad^t piib perenberet berenttpegen bann tpeilen er Dppiger bifeii Sßaffergraben ober bie 
Saiibi^getpe^rb alfo räipigUd^ pnb o^ne Opposition bi^alten, er aud^ in bem bigmaldlig jtd^ 
beflnbenben esse perbleiben pnb ^iemit er Oppliger begen fid^ fernerd bebienen jugleid^ aud^ 
ber 93ug falben pon 93ogt £901 gen^lidd lebig erlent fein pnb barum fernerd nit bered^tiget 
tperben fötte u. f. ro. — 

Xnfed^nb für bad anbere bie ftreitige SBägerung in beg Sefd^bad^crd 9{eutpmatt^ 
ba berf eibige tpiber ben ^teren pnb Ilaren ^nn^alt beg producierten Authenttfd^en ©eqbrieffd 
dat. ben 26. Srad^m. 16bö bem Oppliger bad gefepete wa^tx ein tag pnb )tpo Siedet ge$ 
nommen pnb auf gebadet jein 9{eüipmatt geleitet pnb bei 23. jähren alfo onped^iger 
n)eig genutet \n bem gebadeter @prud^$ unb Sepbrieff fold^e äBägerung tem 3!lefd^ba(!^er 
PöDig ab^ bem Oppliger aber brep tag pnb brep näd^t ... bie übrige 3^it ^^^t 3aIo6 
SQenbergeren (SUbetl^ 2)ietfd^in pnb UQi ©erber jufprid^t . . . alfo bag er Slefd^bad^ 
n)eber }u feiner Sö^ri nod^ Steümmatt {e bifem mager ferneri^ tein red^t ^aben fo(te. 93nb 
mit tpol^len Slefd^ibad^er ftd(f beg Orti» ber langtpeirigen Seft^ung be^ielffen pnb alfo f(!^liegen 
tpid bag biefelbige ^f)nt ju einem redf^t pnb gfa^megigen IBeft^eren machen t^üpe, fo 
finbenb tpir bannod^ nit bag biefelbige ^ier flatt pnb plafe ^aben in bebenten feit ber 3^ 
ba Oppliger bag ®ut pon äBeibel £)ler feL er^nbelt, er Oppliger Pon biefem ©prud^- 
pnb ©e^brieff big ie^nb ald fU eben beg fheitigen ipul^ri» falben pneinen toorben, nid^ti» 
gemugt fonber ieber}eit permeint bag Sr Sefd^bad^er aud^ red^t }e bifer SB&gerung ^obe; 
mann nun ang^ogner maagen bifer brieff j^me Sefdjibad^er bie Sßägerung }u bifer 9teäms 
matt PöDig benimbt, ato lagenbi^ mir aud^ eiS bep biefem brieff burdjiaug perbleiben |^me 
Slefd^bad^er alfo Irafft begelben bie prstendierenbe mägerung abfpre^enb u. f. m. — 

A. A. A. pag. 364. d. d. 1694. ©efdjiled^t Serber gegen ©efd^led^t Siftiud. 

. . . ertenbt unb gefprod^en : äßeilen bie filegere ju Se^aubtung S^reB permeinenben 
9led^teni( ju gebadetem Sßeiberflu^l nur eine purä erje^lung angeführt, mie berfelbe S^nen 
Pon ^ani^ ^acob j^imberg feel. gemegnem @d^ult^eigen )u 93üren . . . pergabet unb big 
^ie^ar Pon i^nen befegen morben teinei^megd aber einid(fe glaubmürbige indicia meniget 
authentifd^ Gd^rifften ober anbere SJemeigt^um anbringen Iftmten unb alfo i^t posses- 
sorium nur für eine puri ToUeranz }u Rotten; bie Xntmortere l^gegen burd^ einen 
authentifd^ Aauffbrieff barget^n nmgmagen fie biefen SBeibet^ui^l sub dato 27 july 
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167& t)on TOcittimi wfercm SSurflcren So^an ©ottrabt loa^iger fcei. gewefenen Sanbfe 
fd^riberen {uSen^barg red^tmägig an ftd^ ettaufft unb ft(^ an^ burd^ eingenomtnetten 
augenfd^^in unb eingesotten Sendet erfunben^ bag er bereit }UPor mit bre^en SSä^inger 
unb fonfien jemol^te mit feinen anbeten roaptn bejeid^net gemefen; n)eiteri& ban fte bie Alegere 
bereit!^ bamal^Un a(i^ fte ftd^ opponieren moSen ba bie anbtn)ortere il[ire roapen auf biefen 
SBeibetfluSl etnSaun)en tagen burd^ onferen geliebten Aild^me^eren pom Sta^t atö t)ngegrflnbt 
ftnb abgemifen moxbtn unb biefer Srfanbtnug ftd^ big l^ieliar erfettiget : bag beron)egen aug 
btfen unb anbeten angebtad^ten gtänben mel^t bie anbttoortere be^ intern Aauffbtieff ate 
ben xoxx l^iemit aud^ beftätiget l^aben tooQenb^ vetbleiben unb fitafft begen biefeten ©tu^l 
tttl^wigflid^ beft|en^ bie Alegere hingegen j^red }u bieferen @tul|l prsetenbierenben 9ted^teni& 
ate ungegrünbt abgen)ifen fein, benfelben ^iufflro räumen unb fid^ begelben mflgigen foOinb ; 
big unb infolang fie S^r ocrmeiuenbeiJ SRed^t burd^ authentifd^ ftgel unb Srieff ober 
anbere gnugfame unb gültige Seweigtumb befd^einiget l^aben werben; begen fie aÜÄban 
fomeit ted^t fein n)irb jugeniegen l^aben foden u. f. n). 

Auch dieses Urtheil 1^ dar, dass die blosse rahige Innehabunp;, sobald sie nur 
als precarium auftritt imd nicht auf einem gültigen Rechtsgrande beruht, keine usucapio 
vel quasi begründen kann. Der Hauptpunkt dieses Rechtsstreites liegt indess nicht in der 
Veijährang, sondern in dem publicianischen Grundsatze, dass der Besitzer jedem schlechteren 
Besitzer gegenüber seine Innehabung geltend machen kann, jedem besser berechtigten Dritten 
aber das Object nach geleistetem Beweise des besseren Rechtes überlassen muss. 

A. A. A. pag. 105. d. d. 1691. ©ebaflian 2:fd^anft gegen anbte3 aRofer. 

. . . hingegen aber oou bem bigmaligen beft^eren me^rgebad^ter SRO^le }e Steinen 
t)etmeint witb, bag et bife ganfte aRü^le, foroo^l ben einten atiS ben anbeten ^albigcn t^eil 
mit gutem litul unb 9Ied^t onb übet aDe ja }n)e9fad^e £anbj^gn)e^t befi^e u. f. n). 

Die Verjährung wird hier nur im Parteivortrage, dagegen nicht in den Motiven des 
Urtheils erwähnt 

B. B. B. pag. 533. d. d. 1700. i&ettfd^aft Caflelen gegen bie von X^al^eim. 

. . . befunbftf Dnb etfent, weilen t)on feit^en bet fiettfd^ft Caflelen nit allein 
»etmog t)Otgen)ifenet Äauffbtieffen onb anbetet Siedeten fonbetn aud^ butdj 
t)Otgenommene Äunbfd^afften dociert unb fd^inba^t gemad&t lootben wie felbige ^etrfd^fft 
nunmel^t lange iofyc in tüe^B^^ Possession Dub bag i^te eingejagte matten von 
beto Sedden-Seüt^en ein}ig unb adein geweibet motben, bag betomegen ed bei bem Don 
t)nfetem alt SanbDogt ©ngel Dnbetem 28 1^^ 1699 gemad^ten ©ptud^ . . • foDe fein 
äSetbleiben l^aben ; algo unb betgeftalten , bag eine n>o^labelid^e i^ettfd^aft Caflelen nod^ 
fetneti» in täel^et Seft^ung onb t>on benen oon X^al^eim onangefod^ten butd^auS ju 
nu^en unb jeniegen ^oben foQe u. f. m. 
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Ifit diesem Urtheile sehliesaen wir die von uns zur Widerlegung der Lerber'schen 
Behauptung angeführten Quellenauszüge ab. Wir glauben theils durch Eriäuterang, theils 
durch die blosse wörtliche Wiedergabe der angeeogenen Urtheile den Beweis geliefisrt resp. 
ergänzt zu haben, dass die durch die 6. S. Ton 1615 eingeführten rtoiiscben Veijährungs- 
requisite nicht bloss in der Phantasie der Gesetzesredaktoren, sondern auch in der Praxis 
der Gerichte ihre Existenz resp. Anwendung gefiiuden haben. Mögen sich auch nach dem 
Jahre 1615 mitunter Spuren des germanischen Elementes in den einschlagenden Urtheilen 
finden, so sind diese Spuren verschwindend gering gegenüber der correctoi Befolgung der 
im Gesetze niedergelegten rönuscben Grundsätze. 

Sxt /?• -</ 
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